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Editorial

Editorial

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

seit drei Jahren erhalten die Saarbrücker Hefte kein Geld mehr von der Stadt 
Saarbrücken. Es war nicht leicht, mit dem Verlust von 30.000 Euro umzugehen 
und gleichzeitig das Erscheinen von zwei Heften im Jahr zu gewährleisten. Es ist 
uns trotzdem gelungen, die Verkaufs- und Abonnentenzahlen der Hefte erheb-
lich zu steigern. Besonders die letzten vier Ausgaben fanden großen Zuspruch. 
Einige von Ihnen haben uns mit einer Spende geholfen, und wir konnten uns auf 
unsere Werbepartner verlassen. Die Kultusministerin Christine Streichert-Clivot 
und der Bezirksrat Mitte der Landeshauptstadt hielten die Hefte auch für er-
haltens- und förderungswürdig. Das seit Jahren geplante Projekt der Digitalisie-
rung alter Ausgaben musste allerdings zurückgestellt werden. So steht dieses 
seit 1955 gedruckte saarländische Archiv für Kultur und Politik der Öffentlich-
keit weiterhin nicht in digitaler Form zur Verfügung. 
Für die Hefte eröffnen sich neue Perspektiven. Die Redaktion hat ein Büro im 
selbstverwalteten Kultur- und Werkhof Nauwieser 19 bezogen. Bei Redaktions-
schluss ist noch offen, ob der Antrag von SPD, Linken, Grünen und der Partei an 
den Saarbrücker Stadtrat, die Hefte ab 2023 mit 10.000 Euro aus dem Haushalt 
zu fördern, eine Mehrheit finden wird. 
Am 12. Dezember wird die Saarland Sporttoto GmbH über unseren Antrag zur 
Digitalisierung der älteren Ausgaben befinden. Wenn wir das Geld bekommen, 
werden Sie, liebe Leserinnen und Leser bald online in den Saarbrücker Heften 
von 1989 bis 2020 lesen können, und zwar kostenlos – die Hefte sind ein öffent-
liches Gut.

Und was bieten Ihnen die Hefte Nummer 126?
Die Ausgabe ist weitestgehend in Schwarz-Weiß gehalten. Die Farbkombination 
passt zum Inhalt. Die Gestaltung der Titelseite haben wir erneut dem Künstler 
Volker Schütz anvertraut. Hatte er vor einem Jahr noch auf die alten Druckma-
schinen gesetzt (siehe Nr. 124), bedient er sich diesmal der Hilfe der neuronalen 
Netze. »Diese Netze verfügen über ein abstraktes, selbst erlerntes Wissen über 
das Aussehen ihrer Umwelt und können damit beliebige Bilder generieren, die 
zeigen, was man vorher textuell beschrieben hat«, erklärt Schütz sein Experi-
ment. Das Resultat waren viele Bilder, die Windräder und Menschen in einer 
Landschaft zeigen. Von diesen verschiedenen Bildern haben wir 12 ausgesucht. 
Damit sind die Saarbrücker Hefte Nr. 126 mit 12 verschiedenen Titelbildern er-
hältlich. Eine Übersicht finden Sie am Anfang des Heftes.

Übersichtlich ist auch der saarländische Landtag geworden. Nur noch drei Par-
teien sind dort vertreten. Unser Autor Simon Ohliger nimmt das zum Anlass, 
sich das Parteienfeld außerhalb des Parlaments anzuschauen. Immerhin sind 
die im Saarland als außerparlamentarische Opposition (APO) agierenden Libe-
ralen (FDP) und Grünen in Berlin an der Regierung beteiligt. Hefte-Redakteurin 
Laura Weidig widmet sich einem anderen Teil der APO. An Beispielen beschreibt 
sie die Schwierigkeiten der Tierrechtsgruppen und Parteien, sich von rechtsradi-
kalen Aktivisten und Gruppen abzugrenzen.
Es freut uns sehr, dass wir mit Karolina Kaltschnee eine freie und engagierte 
Journalistin für die Saarbrücker Hefte gewinnen konnten. »Der Aufmarsch der 
Gläubigen« heißt ihre Reportage, in der sie die jährlich wiederkehrende Kampa-
gne der rechtskatholischen Pius-Brüderschaft und ihrer Bündnispartner gegen 
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Frauenrechte schildert. Besonders die Arbeit der pro familia, deren Beratung 
für einen Schwangerschaftsabbruch verpflichtend ist, wird von sogenannten 
Lebensschützern mit Mahnwachen behindert. 
Unser Redakteur Klaus Gietinger hat mit Simone Peter gesprochen. Sie ist ak-
tuell die Präsidentin des Bundesverbandes Erneuerbare Energie. Zusammen 
mit Grünen-Parteichef Hubert Ulrich bildete sie das bundesweit erste Jamai-
ka-Bündnis (CDU, FDP und Grüne) und amtierte als saarländische Umweltmi-
nisterin von 2009 bis 2012. Nach dem Scheitern dieser Koalition wechselte sie 
nach Berlin, wo sie von 2013 bis 2018 Bundesvorsitzende der Grünen war. Für 
die Energiewende setzt sie sich im Saarland schon seit den 1980er-Jahren ein.
Wie weit es mit dieser gekommen ist, beschreibt Dominik Dix. Welche Ver-
bände und Initiativen sich überhaupt für einen sozial-ökologischen Umbau im 
Saarland einsetzen, wollten die Saarbrücker Hefte von unserem Autor Ekkehart 
Schmidt erfahren. Ein guter Grund für ihn, nicht wie für vorherige Hefte Knei-
pen und Restaurants in der Region zu besuchen, sondern in Saarbrücken zu 
bleiben und für uns zu recherchieren. Unser Verkehrsexperte Werner Ried lobt 
die Einführung des Neun-Euro-Tickets und verlangt weitergehende Schritte. 
Zum Beispiel den Rückbau von Straßen und Parkplätzen zugunsten von Rad-
verkehr, Eisenbahn und öffentlichem Personennahverkehr.

Mörder vor Gericht
Es sind drei schwere Straftaten, die nicht nur die saarländische Öffentlichkeit in 
den letzten beiden Jahren beschäftigen. Die Ermordung von vier Menschen ist 
nicht allein das Werk von Einzeltätern, sondern sie erklärt sich auch aus dem 
Erstarken politischer Bewegungen, die menschenfeindliche Gewalt als Mittel 
zur Durchsetzung ihrer Ziele rechtfertigen. Die Mörder sind individuell verant-
wortlich, agieren aber in den Milieus, die ihre Taten billigend in Kauf nehmen 
und sie sogar als Helden feiern. Die Saarbrücker Hefte haben dies zum Anlass 
genommen, die Tat, die Täter, ihre Unterstützer und ihr gesellschaftliches und 
politisches Umfeld zu beleuchten. Die Texte sind auch Ausdruck unserer Anteil-
nahme für die Opfer und ihre Angehörigen.
Am 31. Januar diesen Jahres wurden die Polizistin Yasmin B. (24) und der Poli-
zist Alexander K. (28) auf einer einsamen Straße in der Nähe von Kusel regel-
recht hingerichtet. Der Täter Andreas S. wurde von diesen bei seiner Wilderei 
auf frischer Tat erwischt. In welchem Umfeld dieser Mann jahrelang zuvor sein 
Waidwerk mit hohen Erlösen betreiben konnte und welche verhängnisvolle Rol-
le dabei Behörden und Jagdverbände spielten, beschreibt für die Hefte unser 
neuer Autor Michael Kohler. Er fragt danach, wer die Käufer des tonnenweise 
verkauften Wildfleischs waren und ob auch gegen sie wegen Hehlerei ermittelt 
wird. Die Profitgier des Mörders und seiner Abnehmer hat zwei Menschen das 
Leben gekostet. Es ist kein Trost zu wissen, dass der Täter in einem Gerichts-
verfahren zu einer lebenslangen Strafe mit anschließender Sicherheitsverwah-
rung verurteilt wurde.
Auch der Mörder des 20-jährigen Tankstellenmitarbeiters Alex W. ist schon zu 
lebenslänglicher Haft verurteilt. Unsere Redakteurin Laura Weidig schildert die 
ideologischen Hintergründe der Tat vom 18. September 2021 in Idar-Oberstein. 
Die Radikalisierung des Täters in der Corona-Leugner-Szene und seine Faszina-
tion für Verschwörungstheorien brachten den Maskenverweigerer dazu, einen 
ihm unbekannten Menschen einfach zu erschießen. 
Der mutmaßliche Mörder des 27-jährigen Samuel Yeboah, der vor 31 Jahren bei 
einem Anschlag auf eine Flüchtlingsunterkunft in Saarlouis verbrannte, wurde 
erst im April  2022 verhaftet. Jahrzehntelang haben die saarländische Polizei 
und die saarländische Justiz keinen Finger gerührt, um den Täter zu ermitteln. 
Die Stadt Saarlouis verweigerte jede öffentliche Erinnerung an das Opfer. Nun 
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hat in Koblenz am 16. November 2022 der Prozess gegen den bereits 1991 
unter Tatverdacht stehenden Peter S. begonnen. Unser Autor Roland Röder 
ist seit Jahrzehnten an der Aufarbeitung des Mordfalls beteiligt und erzählt 
für die Saarbrücker Hefte eine unglaubliche Geschichte von Staatsversagen 
und der Weigerung der politischen Mitte, rassistische Gewalt entschieden zu 
bekämpfen. Die Recherche unseres Redakteurs Wilfried Voigt über den Fall 
Yeboah haben wir im Heft Nr. 122 veröffentlicht und mit einer Chronik rechter 
Gewalt im Saarland von 1990 bis 2020 ergänzt. Im vorliegenden Heft finden 
Sie eine Übersicht der Ereignisse im Mordfall Yeboah seit 1991. 

Mit den Ehrensenatoren der Saar-Uni beschäftigen sich die Hefte auch schon 
seit geraumer Zeit (siehe u. a. Nr. 124). Wie unser Autor Dennis Kundrus be-
richtet, hat der Senat der Universität es im Mai 2022 abgelehnt, dem in Rastatt 
1949 verurteilten Kriegsverbrecher Ernst Röchling die Ehrensenatorenwürde 
abzuerkennen. Statt offen zu sagen, dass das Geld und die Zusammenarbeit 
mit der Röchling-Stiftung ihm zu wichtig sind und dass er dies nicht wegen 
dieser Aberkennung verspielen will, flüchtet sich der Senat in Geschichtsre-
visionismus. Er bestreitet die Rechtmäßigkeit der Urteile der von der Fran-
zösischen Republik mit internationaler Beteiligung durchgeführten Rastatter 
Prozesse gegen Nazikriegsverbrecher und spricht Ernst Röchling nachträglich 
wegen angeblicher Verfahrensfehler des Gerichts frei. 
Professor Rainer Eisfeld beschäftigt sich auch mit der Geschichte der Saar-Uni-
versität. Er erinnert an das Jahr 1968 und daran, wie der damalige Ministerprä-
sident Franz-Josef Röder den bundesweit anerkannten linksliberalen Politolo-
gen Christian Graf von Krockow von der Uni wegekelte. Wir drucken den ersten 
Teil von Eisfelds Rückblick und freuen uns, mit ihm einen weiteren renommier-
ten Autor gewonnen zu haben. Der zweite Teil erscheint im nächsten Heft.

Die Galerie gehört dem Künstler Ullrich Kerker. Er war 31  Jahre Leiter der 
Druckwerkstatt an der Hochschule der Bildenden Künste Saar. »Seine künstle-
rische Arbeit ist geprägt von einem respektvollen Verhältnis zu Papieren aller 
Art, leerem und bedrucktem, neuem und gealtertem Papier«, so unser Autor 
Uwe Loebens, »und zu allem, was druckt, zeichnet, im übertragenen Sinne 
schreibt und Zeichen setzt.« 
Die Schriftstellerin Sonja Ruf verbrachte den letzten Sommer an der Damra, 
dem ehemaligen Atelierhaus des Bildhauers Leo Kornbrust und der Dichterin 
Felicitas Frischmuth. Inspiriert von der Aura des Ortes, dichtete sie »Im Fuchs-
bau des Friedens«, einen lyrischen Dialog mit Felicitas Frischmuth. 

»Klaus Bernarding habe ich so gut gekannt«, sagt unser Autor Stefan Ripplinger,
»wie einer einen anderen kennen kann, von dem er nur die Gedichte kennt,
also sehr gut.« Was er über den im September verstorbenen Schriftsteller und
Hefte-Autor Klaus Bernarding in seinen Gedichten erfahren hat, beschreibt er
in einem Nachruf.
Auch zwei Bücher hat der in Berlin lebende Stefan Ripplinger für uns bespro-
chen. Weitere Rezensionen, wie etwa die von David Lemm über den neuen
Roman von Christian Baron finden Sie im letzten Teil des Hefts.

Ich hoffe, dass diese Ausgabe der Saarbrücker Hefte Ihnen eine anregende 
Lektüre bieten wird. 

Im Namen der Redaktion wünsche ich Ihnen ein gutes Jahr 2023,

Ihre Sadija Kavgić 
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ausgemalt
Von Volker Schütz

Aufgeregte Stimmung im Labor. Wie damals bei der Erfindung des Feuers. Oder der 
Glühlampe. Wird der Druck funktionieren? Wird man was erkennen können? Wird 
man womöglich gerührt sein?

Die 12 Titelbilder dieser Ausgabe laufen gerade aus dem Drucker. 

Sie sind mithilfe künstlicher neuronaler Netze entstanden. Diese Netze verfügen über 
ein abstraktes, selbst erlerntes Wissen über das Aussehen ihrer Umwelt und können 
damit beliebige Bilder generieren, die zeigen, was man vorher textuell beschrieben hat. 
Ein zweiter genetischer Algorithmus hat nach jedem generierten Bild den Eingabetext 
so moduliert, dass die Bilder variieren, ohne ihre Geschlossenheit zu verlieren.

Ausgangspunkt war immer ein Horizont mit einem weißen oder schwarzen Himmel 
darüber. Dazu eine Landschaft mit Bäumen oder kleinen Gebäuden, die sich manch-
mal in Mustern oder geografischen Strukturen auflösen kann. Die einzige inhaltliche 
Vorgabe für die Titelbilder waren Windräder. Die sollten in jedem Bild enthalten sein 
und sehen zuweilen realistisch aus – wenn sie nicht gerade mit den Wolken des Him-
mels verschmelzen oder wie große Blumen aus dem Boden der Landschaft wachsen.

Dass die Bilder manchmal etwas krakelig oder fehlerhaft sind, liegt daran, dass der 
Weg der Gestaltung vom Erkennen der Sprache über eine eher realistische, fotoähn-
liche Zwischenrepräsentation hin zum fertigen Bild, das wie gemalt oder wie mit einer 
Linolplatte gedruckt aussieht, sehr lang ist. Und wenn da irgendwo beim Rendern was 
schiefgeht, dann könnte ich das natürlich korrigieren, sogar der Algorithmus selber 
könnte es korrigieren, aber meistens habe ich die schiefen Artefakte und kleinen Feh-
ler drin gelassen. Wenn ein Mensch malt, freut man sich ja auch über die ihm eigene 
Persönlichkeit, die im Pinselstrich ihre Marotten hat.

Menschen kommen in den Bildern auch vor. In Situationen, die versuchen, span-
nend und glaubwürdig zu sein. Meist sind es normale Leute, wie sie im Leben um ei-
nen sind. Gesehen aus einer gewissen Distanz. Aber mit einer präzisen Mission und 
einem geheimnisvollen Wesen.

So etwas können sich nur Menschen ausdenken oder neuronale Gefüge, die funkti-
onieren wie Menschen. Eine A100 Tensor Core GPU von Nvidia zum Beispiel.

Ist das jetzt das Ende der Kunst? Oder steht uns eine neue spannende Explosion der 
Kunst bevor, viel größer als damals bei der Erfindung der Fotografie? Wie wollen wir 
umgehen mit dieser neuen Kunst, die uns hübsche Bilder bringt, als Boten einer kom-
menden Intelligenz, die unsere Gesellschaft enorm verändern wird?

Wir, die Menschen, gehen jetzt gleich zurück ins Atelier und pinseln Farbe auf die 
Drucke. Eine Nische, in der das Kreative bei den Maschinen liegt und das Handwerk-
liche bei denen, die Hände haben.

Ein Rollentausch. Ausgemalt.
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Tick, Trick und Track verlieren eine Wahl
Zur Rolle der kleinen Parteien im Saarland nach der Landtagswahl 2022

Von Simon Ohliger 

Die SaarländerInnen wählten am 27. März 
diesen Jahres einen neuen Landtag. Mit 
einem Ergebnis von 43,5 Prozent ließ die 
SPD die infolge eines miserablen Wahl-
kampfs strauchelnde CDU hinter sich zu-
rück und erreichte die absolute Mehrheit. 
Die Aussicht auf einen Regierungswechsel 
ließ die WählerInnen zur SPD strömen, so-
dass diese im Vergleich zur vorherigen Wahl 
um 13,9 Prozent zulegte. Doch nicht nur die 
CDU, sondern auch nahezu alle anderen Par-
teien erlebten an diesem Tag einen Albtraum. 
Der Saarländische Landtag wird nun von der 
SPD dominiert. In der Oppositionsrolle fin-
den sich CDU und AfD. Weitere kleine Par-
teien sucht man vergeblich. Trotz guter Um-
fragewerte schafften weder die Grünen noch 
die FDP oder die Linke den Einzug ins Par-
lament. Sonstige Parteien und Wählerbünd-
nisse wie bunt.saar oder die Tierschutzpartei 
waren relativ stark und machten den Parteien 
mit Landtags-Chancen Konkurrenz.

Lediglich drei Parteien kamen hierzulande 
über die Fünf-Prozent-Hürde. In allen ande-
ren Bundesländern waren es bei den jüngs-
ten Wahlen mindestens fünf. In Kombinati-
on mit einer geringen Wahlbeteiligung von 
61,4 Prozent führte das dazu, dass aktuell 
nur 76,77 Prozent der WählerInnen mit ih-
rer Stimme im Landtag repräsentiert werden. 
Das Parlament vertritt zudem nur 47,12 Pro-
zent aller Wahlberechtigten. Die Schwäche 
der kleinen Parteien sorgt für ein Repräsen-
tationsproblem.

Dabei ist das Saarland für kleine Parteien 
kein grundsätzlich schwieriges Pflaster. Die 
Linke hielt sich lange mit den besten Wahl-
ergebnissen der Partei in Westdeutschland. 
Auch FDP und Grüne saßen mit knappen Er-
gebnissen im Parlament, bevor sie 2012 bzw. 
2017 rausf logen. Die Piratenpartei erzielte 
2012 7,4 Prozent, die Tierschutzpartei jetzt 
bemerkenswerte 2,3 Prozent. Man kann den 
SaarländerInnen also nicht vorwerfen, nur 
Parteien zu wählen, die sowieso in den Land-
tag kommen. Nun hatte die SPD einen guten 

Stand im Bund, eine bekannte und beliebte 
Spitzenkandidatin sowie einen sich selbst de-
montierenden Hauptgegner. Dennoch ist das 
Ergebnis bemerkenswert. Die Linke verlor 
mehr Stimmen an das Nichtwähler-Lager als 
an die SPD. Die Grünen vergeigten es trotz 
hervorragenden Werten im Bund und die 
FDP trotz einer schwachen CDU. Es scheint, 
als würden diese Parteien ihren Wählerinnen 
und Wählern jeweils ganz eigene Gründe da-
für geben, ihnen die Stimme zu versagen. 

Linke – noch kein Auferstehen  
aus Ruinen

Während Grüne und FDP aus der außerpar-
lamentarischen Stellung heraus immerhin 
leicht zulegen konnten, war im Gegensatz 
dazu die Linke Teil des vorherigen Landtags 
und stürzte von beachtlichen 12,9 Prozent 
auf 2,6 Prozent ab. Dem vorangegangen war 
eine monatelange Schlammschlacht zwischen 
Oskar Lafontaine und Thomas Lutze, bei der 
sich beide Seiten äußerste Mühe gaben, den 
völlig dysfunktionalen Zustand des Landes-
verbands zu offenbaren (siehe auch Saarbrü-
cker Hefte 125).

Der saarländische Landesverband der Lin-
ken wählte im September einen neuen Vor-
stand. Als Landesvorsitzende wurde mit über 
90 Prozent die Spitzenkandidatin im Land-
tagswahlkampf, Barbara Spaniol, gewählt. 
Das mag sich für Außenstehende nach einem 
stabilen Ergebnis anhören, in der Linkspar-
tei erlangt man solche Ergebnisse jedoch nur 
dann, wenn man Oskar Lafontaine heißt. 
Oder wenn die Partei so zerstört ist, dass au-
ßer dem eigenen Kreis niemand mehr zur 
Wahlveranstaltung kommt. Dass eher Letz-
teres der Fall war, zeigt sich auch an der Wahl 
Andreas Neumanns zum Landesgeschäfts-
führer. Der enge Vertraute Thomas Lutzes 
fiel in den letzten Jahren unter anderem mit 
seiner gefälschten Doktorarbeit auf und be-
teiligt sich regelmäßig an Manipulationen, 
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Einschüchterungen und klaren Satzungsver-
stößen im Kampf gegen parteiinterne Gegner. 
Im Landesvorstand gibt damit nach wie vor 
der Kreis um Thomas Lutze den Ton an. 

Über Personal will man in der Partei aber 
nicht mehr diskutieren. Barbara Spaniol rief – 
wie so viele vor ihr – dazu auf, zu den inhalt-
lichen Grundsätzen der Partei zurückzukeh-
ren. Dafür sollen Ende November inhaltliche 
Fragen auf einem Parteitag geklärt werden. 
Programmatisch verfolgt Spaniol den Kurs 
Oskar Lafontaines und Sahra Wagenknechts, 
der in weiten Teilen der Bundespartei und im 
Saarland insbesondere beim Jugendverband 
auf starke Ablehnung stößt. Zwar ist es ein 
Fortschritt, wieder über Inhalte zu sprechen. 
Viel ändern wird sich aber vermutlich nicht.

Auch im Bund bewegt sich nicht viel. Nach 
dem miserablen Bundestagsergebnis schaffte 
es die Partei 2022 in keinen einzigen Land-
tag. Die Neuwahl der Bundesvorsitzenden 
hat den Konflikt mit der Bundestagsfraktion 
und ihrem Umgang mit Sahra Wagenknecht 
nur kurzzeitig befriedet. Ebenso wie im Bund 
stellt sich auch im Saarland die Frage, ob die 
Parteistrukturen zu einem Wiederaufbau in 
der Lage sind. Wenigstens scheint das Poten-
zial der Linkspartei ungebrochen. Die Sta-
tistik zeigt: Bei der Landtagswahl wählten 
mehr ehemalige Linke-Anhänger lieber gar 
keine Partei als die SPD. Der Absturz ist of-
fensichtlich hausgemacht. Breite Teile der 
Mitgliederbasis haben der Partei den Rücken 
gekehrt. Woher sollen die Leute zum Neuauf-
bau denn kommen, wenn diejenigen, die sie 
zerstört haben, nach wie vor die Mehrheiten 
organisieren? Barbara Spaniol muss darauf 
eine Antwort finden.

FDP im Ampel-Labyrinth

Auch die FDP hat es nicht leicht, ihr man-
gelt es hierzulande an bekannten Köpfen. Der 
bekannteste Liberale ist Oliver Luksic. Er ist 
Parlamentarischer Staatssekretär im Bundes-
verkehrsministerium. Um neues Spitzenper-
sonal aufzubauen, wären Mandate oder we-
nigstens etwas Medienresonanz förderlich. 
Die FDP ist hier abhängig von der Bundes-
politik, wo die Partei mit der Ampel-Koaliti-
on fremdelt.

Infolgedessen liefen neben der Saarland-
Wahl auch die drei weiteren Landtagswahlen 

in diesem Jahr schlecht für die FDP. In 
Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfa-
len verloren die Liberalen 5,1 bzw. 6,7 Pro-
zent und wurden für die Regierungsbildung 
irrelevant. Die CDU bevorzugte in beiden 
Ländern die Grünen als Juniorpartner. In 
Niedersachsen f log die Partei ebenfalls aus 
dem Parlament. Im Gegensatz zu den Grünen 
kann sie sich bei ihrer Klientel mit der Regie-
rungsbeteiligung nur schwer profilieren. Den 
einen gilt sie als Blockierer, den anderen als 
machtloser Durchwinker. Als Reaktion will 
die Parteiführung die Differenzen zu den Ko-
alitionspartnern stärker herausstellen. Partei-
chef Lindner fürchtet, bei den konservativer-
en und wirtschaftsnahen Strömungen als zu 
»links« zu gelten. Ein populistischer Schach-
zug allererster Güte, kann einem schließlich 
selbst die CDU zu »links« sein, wenn man nur 
weit genug rechts steht.

Der saarländische Jugendverband der FDP 
hat da weniger Bedenken. Ihr Vorsitzender 
Julien Simons forderte, statt der Differenzen 
besser die bereits umgesetzte Politik der Am-
pel-Regierung in den Vordergrund zu stellen. 
Gesellschaftspolitisch progressive Projekte wie 
die Abschaffung des »Werbeverbots« für Ab-
treibungen (§ 219a StGB) bewertet Simons 
als positiv. Die Jungen Liberalen fordern zu-
dem, verstärkt Themen wie Klimaschutz und 
Mobilität zu besetzen. Zwar dürfte es schwer 
werden, den Grünen auf diesem Gebiet Stim-
men abzugraben, den Willen zum Arbeiten 
in Mitte-Links-Koalitionen sollte die FDP 
dennoch gerade im Saarland zu erkennen ge-
ben. Gegen Ende der Legislaturperiode wird 
sich die SPD nach neuen Koalitionsoptionen 
umschauen, und Anke Rehlinger hätte wo-
möglich nichts gegen einen liberalen Junior-
partner. Die FDP-Saar könnte ein Comeback 
erleben, wenn sie den Laden zusammenhält 
und nicht damit beginnt, sich selbst zu zer-
fleischen wie am Ende der Jamaika-Koalition 
– im Saarland eine nicht zu unterschätzende 
Gefahr. 

Grüner Klientelverband »Ulrich«  
am Ende?

Apropos: Bei den Grünen scheinen sich die 
Machtverhältnisse zulasten Hubert Ulrichs zu 
festigen. Auf ihrem Parteitag Anfang Okto-
ber wählten die Delegierten mit überragender 
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Mehrheit den bisherigen Politischen Ge-
schäftsführer Torsten Reif ab. Reif organisier-
te den amtierenden Landesvorstand bzw. die 
Ulrich-Mehrheit im Gremium, welche noch 
auf den Mehrheitsverhältnissen von 2021 be-
ruhte. Die amtierenden Landesvorsitzenden 
Uta Sullenberger und Ralph Nonninger war-
fen ihm Untätigkeit im Wahlkampf und ei-
nen erheblichen Beitrag zur Zerrüttung des 
Landesvorstands vor. Den Vorwurf der Un-
tätigkeit wies Reif zurück. Seinen Beitrag zur 
Zerrüttung hat er aber sicherlich geleistet. 
Anfang Juni beschuldigten er und andere 
Mitglieder des Landesvorstands die stellver-
tretende Landesvorsitzende Claudia Schmel-
zer, im Falle einer kippenden Mehrheit des 
Saarbrücker Jamaika-Bündnisses auf Stim-
men der AfD setzen zu wollen. Nach der öf-
fentlichen Anschuldigung will Reif den Streit 
dann aber doch lieber »intern klären«. 

Ulrich hingegen ist noch lange nicht fer-
tig. Politik-Unternehmer wie er tun sich sehr 
schwer mit ihrem Karriereende. Die saarlän-
dische Politik funktioniert weitgehend nach 
einem Klientelsystem. Das heißt unbedingte 
Gefolgschaft wird mit lukrativen Posten be-
lohnt. Simone Peter, Markus Tressel und Bar-
bara Meyer-Gluche hatten mit Ulrich Kom-
promisse geschlossen, um ihre eigene Karriere 
nicht zu gefährden. Das hat zeitweise funkti-
oniert, ist aber letztendlich an der Unfähig-
keit des Systems Ulrich gescheitert, sich an 
grundlegende Regeln und Verfahren inner-
parteilicher Demokratie zu halten. Ähnlich 
wie bei Lafontaine wird Ulrichs Weg in einem 
unwürdigen Abgang enden. Auf eine Person 
reduzieren sollte man die Probleme der Partei 
jedoch nicht. Viel schwerer wiegen die Metho-
den, die sich einstellen, sobald man eine Par-
tei zur Selbstbereicherung zweckentfremdet. 
Mitglieder, die zwischen den Kreisverbänden 
verschoben werden, Drohungen, Manipula-
tionen, ein Jugendverband, der grundsätzlich 
ausgegrenzt wird, Verbreitung von Fehlinfor-
mationen, öffentliche Denunziationen und 
dauerhafter Kriegszustand. Die Grünen Saar 
ähneln auch hier stark der Linkspartei. Im Nu 
folgt auf einen Patriarchen der nächste, wenn 
sich Struktur und Arbeitsweise nicht refor-
mieren. 

Inhaltlich bleibt den Grünen hierzulande 
ein begrenztes Spielfeld. Insbesondere die Be-
schäftigten im Automobilbereich, der Me-
tallverarbeitung und der Schwerindustrie 

wird die Partei nur schwer überzeugen kön-
nen. Zu groß die Angst, den Job durch grüne 
Klimapolitik noch schneller zu verlieren. Der 
Fokus der Grünen auf die Ansiedlung neuer 
Technologien und Start-ups ist eher auf FDP- 
und CDU-WählerInnen gerichtet. Angesichts 
der Schwäche der Linken könnten die Grü-
nen der SPD-Regierung bei der Armutsbe-
kämpfung sowie Mieten-, Gesundheits- und 
Pflegepolitik auf die Finger schauen. Dabei 
die Glaubwürdigkeit zu behalten, dürfte an-
gesichts der Koalitionsbeteiligung im Bund 
eine Herausforderung sein. Bleiben noch die 
Themen Grubenwasser, Energiewende, Ver-
kehr, Umweltschutz und Landwirtschaft. 
Die Chancen stehen dennoch nicht schlecht, 
bei der nächsten Wahl in den Landtag ein-
zuziehen. Trotz des Streits haben der Partei 
dieses Mal nur 23 Stimmen gefehlt. Genug, 
um den Grünen die Möglichkeit zu eröffnen, 
ihren Reformprozess fortzusetzen. Denn ein 
Einzug in den derzeit amtierenden Landtag 
hätte dem Ulrich-Lager weiter den Zugriff auf 
die finanziellen und personellen Ressourcen 
einer Landtagsfraktion erlaubt und die Selbst-
zerstörung der Partei fortgesetzt.

Das Scheitern an der Fünf-Prozent-Hürde hat-
te neben vielen anderen Ursachen wohl auch 
etwas mit bunt.saar zu tun. Der als Auffang-
becken für enttäuschte Grüne gedachte Zu-
sammenschluss erhielt bei der Landtagswahl 
1,4 Prozent der Stimmen und verblieb un-
ter den eigenen Erwartungen. Politisch will 
sich bunt.saar nun auf die Kommunalwahlen 
2024 vorbereiten. Die Hauptanliegen der 
Gruppe – soziale Gerechtigkeit und Klima-
schutz – könnte insbesondere in Saarbrücken 
einige Menschen ansprechen. Die Linksfrak-
tion im Stadtrat hat sich hier fachmännisch 
selbst zerlegt, die Grünen sind wegen anhal-
tenden Austritten beschädigt. Das Ende der 
Saarbrücker Jamaika-Koalition im Juni die-
sen Jahres bietet ihnen nun die Möglich-
keiten, sich verstärkt in Wohnraum- und So-
zialfragen zu profilieren und sich endlich von 
der bedingungslosen Juniorpartnerschaft mit 
der CDU zu lösen. Ob bunt.saar sich als poli-
tisches Korrektiv langfristig behaupten kann, 
bleibt demnach abzuwarten.
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»Hauptsache für die Tiere« genügt nicht
Die Tier- und Umweltschutzbewegung und ihre mangelnde Distanz 
zum rechten Rand

Von Laura Weidig

Julia ist 28 und wohnt in Saarbrücken. Bei der 
vergangenen Landtagswahl hat sie die Tier-
schutzpartei gewählt. Warum? »Wegen der 
Wahlplakate.« Sie lacht. Und erklärt weiter: 
»Denen zufolge hat sich die Partei weg von
dieser Ein-Punkt-Partei ›Tierrechte‹ – was mir
auch sehr wichtig ist – entwickelt und auch
soziale Probleme der Menschen angesprochen
– zum Beispiel die Wohnungsfrage.«

Umwelt, Tiere, Soziales – Themen, mit de-
nen sie bei Julia und 10.390 anderen Wäh-
lerinnen und Wählern im Saarland punkten 
konnten: 2,3 Prozent der Stimmen der Land-
tagswahl gingen an die Partei Mensch Um-
welt Tierschutz, so ihr vollständiger Name. 
Damit hat sie zwar nicht den Einzug ins Par-
lament geschafft, aber einen Achtungserfolg 
hingelegt. 

Ein erstaunliches Ergebnis – das findet 
auch Thomas Weber, der Landesvorsitzen-
de. Vor allem angesichts der Umstände, dass 
man die Tierschutzpartei in den Medien tot-
geschwiegen habe und die Plakatierung eher 
dürftig ausgefallen sei, wie er sagt. Was war 
also der Grund für diesen Erfolg? »Ich denke, 
wir haben die richtigen Themen aufgegriffen 
und uns als echte Alternative zu den Grünen, 
die im Saarland keinen leichten Stand haben, 
herauskristallisiert«, analysiert Weber. Über 
die Jahre sei eine politische Lücke entstan-
den, weshalb der Wunsch, die entsprechende 
politische Kraft zu stärken, immer größer ge-
worden sei. 

Auch die ÖDP (Ökologisch-Demokratische 
Partei) steht für Umwelt- und Naturschutz. 
Und hätte von der Schwäche der Grünen im 
Saarland profitieren können. Theoretisch. 
Praktisch reichte es bei der Landtagswahl 
lediglich für 0,1 Prozent – gerade einmal 
613 Wählerinnen und Wähler konnte die Par-
tei von sich überzeugen.

Sowohl die Tierschutzpartei als auch die 
ÖDP gelten als Kleinstparteien, die als al-
ternativ und irgendwie links wahrgenom-
men werden. Auch bei jungen, umweltaffi-
nen Wählerinnen und Wählern wie Julia. 
Doch stimmt das? Fakt ist: Gerade Natur- 
und Tierschutz sind Themen, die anschlussfä-
hig für rechte Positionen sind. Entsprechende 
Kritik daran wird von Teilen der Szene jedoch 
reflexartig abgewehrt. 

Proteste gegen eine Schliefenanlage 
am Neunkircher Zoo

Das jüngste Beispiel: Die Mahnwache am 
Neunkircher Zoo. Am 7. August hatten dort 
etwa 130 Personen gegen ein geplantes Fuchs-
gehege demonstriert. Kern der Kritik: Die 
Tiere, die darin untergebracht werden sol-
len, sollen mehrmals im Jahr in sogenann-
ten Schliefenanlagen für die Ausbildung von 
Jagdhunden zum Einsatz kommen. Die Tiere 
sind in solchen Anlagen einem erheblichen 
Stress ausgesetzt.

Unter den Teilnehmern waren indes auch 
solche, die dem Corona-Leugner-Milieu und 
der extremen Rechten zugeordnet werden. 
Als ein freier Fotograf und in Folge die Saar-
brücker Zeitung dies thematisierten, überla-
gert die Debatte das eigentliche Anliegen der 
Tierschützer. Der Groll der Tierschutz-Sze-
ne richtete sich ob dessen nicht etwa gegen 
die mutmaßlichen Neonazis – sondern in ei-
ner »Shoot-the-Messenger«-Manier gegen: die 
Medien. 

In den Kommentarspalten bei facebook 
kochen die Emotionen hoch. Der Tenor: Es 
gehe bloß darum, Tierschützern eins rein-
zuwürgen. Für den Initiator der Mahnwa-
che, Hartmann Jenal vom Verein WITAS 
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(Wildtier- und Artenschutz), ist die gan-
ze Debatte »dummes Geplänkel«. Kritik an 
der Unterwanderung seiner Veranstaltung 
durch Rechte und Verschwörungsideologen 
zieht er ins Lächerliche: »Wir wollen keine 
Rechten oder Linken bei unserer DEMO!! Es 
ist aber heute modern, unangenehme Men-
schen gleich in die Rechte [sic] Ecke zu zwän-
gen. Da benötigt man kaum Argumente, ein 
schwarz-weiß-roter Schlüsselbund genügt«, 
schreibt Jenal.

Dabei ging es keineswegs nur um einen 
Schlüsselbund. An der Mahnwache hatte un-
ter anderem die Gruppe »Gemeinsam stark« 
mit einem großen Banner teilgenommen. 
Dabei handelt sich um eine Gruppierung aus 
dem Corona-Leugner-Milieu, in deren Um-
feld regelmäßig Hooligans und Neonazis 
auftauchen. Eine der führenden Figuren der 
Gruppe, der Rentner Chris S., wurde wegen 
tätlichen Übergriffs auf einen Pressevertreter 
verurteilt: Der Mann – der ebenfalls bei der 
Mahnwache vor dem Zoo dabei war – hat-
te im Januar 2022 am Rande eines Protestes 
gegen die Corona-Maßnahmen in Homburg 
einen Journalisten attackiert und mit einem 
Kopfstoß in den Bauch verletzt.

Während die Tierschützer im Netz noch 
klagen (»Leider werden wir Tierschützer jetzt 
mit in eine radikale Ecke gestellt.«), zeigt Je-
nal laut eigener Aussage den Oberbürgermei-
ster Jörg Aumann (SPD) wegen Beleidigung 
an. Warum? Aumann habe gesagt, dass eine 
im Chat mitdiskutierende Person zusammen 
mit Nazis demonstriert hätte. Zwar gab es 
auch Distanzierungen – man habe ja nicht 
wissen können, wer da neben einem stünde –, 
der überwiegende Teil der Reaktionen rutsch-
te indes ins Absurde ab. 

Es geht auch anders. Das PETA ZWEI 
Streetteam Saarbrücken, das auch vor Ort 
war, zeigte sich schockiert, dass die Demons-
tration zur Selbstdarstellung rechter Gruppie-
rungen genutzt wurde. In einem öffentlichen 
Statement erklärte Streetteam-Leiter Noah 
Heinz, »Gruppierungen mit einer lebewe-
senverachtenden Weltanschauung« hätten er-
reicht, dass ihre Symbole in einem positiven 
Kontext in der Presse veröffentlicht wurden, 
während das eigentliche Anliegen – gegen 
die Misshandlung von Füchsen zu protestie-
ren – in den Hintergrund geraten sei. Er ver-
misst ein ernsthaftes Interesse, gegen rechte 

Demonstranten vorzugehen. Denn die ver-
suchten durch solche gezielten Unterwande-
rungen, ihre Ideologien subtil zu normalisie-
ren.

Offenbar mit Erfolg: Reaktionen im Netz 
offenbarten, dass der Großteil der Tierschüt-
zer kein Problem mit Neonazis, Verschwö-
rungsideologien und extrem rechten Akteuren 
in ihren Reihen hat. 

Die Autorin Mira Landwehr beschäftigt 
sich in ihrem Buch »Vier Beine gut, zwei Bei-
ne schlecht« mit dem Zusammenhang von 
Tierliebe und Menschenhass. Viele Tierrecht-
lerInnen betonen, so Landwehr, ihre »unpoli-
tische Haltung« und ihre Offenheit nach allen 
Seiten. »Angeblich engagieren sich diese Leute 
nur für die Tiere, und das soll die Hauptsache 
sein. Dabei merken sie leider nicht, dass sie 
sich gegenüber ganz merkwürdigen Kreisen 
und Interessen öffnen«, sagt Landwehr. Die 
Überzeugung, so die Autorin, dass es Tieren 
egal sei, ob ihre Fürsprecher die NPD wäh-
len oder nicht, lade Menschenfeinde ganz be-
wusst ein – und dagegen habe die Vegan- und 
Tierrechtsszene auch keine funktionierenden 
Abwehrmechanismen entwickelt. 

Ist die Tierschutzpartei »links«?

Auch die Tierschutzpartei war bei der Mahn-
wache in Neunkirchen dabei und distanziert 
sich von den rechten Teilnehmern vor Ort. 
»Wir als Partei lehnen die Instrumentalisie-
rung des Tierschutzes durch rechte Gruppie-
rungen oder Personen strikt ab«, betont der 
Bundesvorsitzende der Partei, Robert Gabler. 
»Wenn von Rechts für Tierschutzanliegen de-
monstriert oder geworben wird, so hat dies 
nie etwas mit echtem Interesse an Tierschutz 
oder Tierrechten zu tun. Es geht lediglich 
darum, sich bekannter zu machen, das Image 
zu verbessern oder einzelne Tierschutzaspekte 
für die eigene Agenda zu benutzen – beispiels-
weise beim Schächten. Daher ist es meiner 
Einschätzung nach außerordentlich wichtig, 
sich unverzüglich und umfassend von Rechts 
abzugrenzen, sollte bekannt werden, dass 
rechte Gruppierungen / Personen im Umfeld 
des Tierschutzes aktiv werden.«

Auch der Landesverband Saarland distan-
zierte sich in einem öffentlichen Statement 
umgehend von Rechts, verlangte aber im 
gleichen Atemzug eine Entschuldigung der 
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Saarbrücker Zeitung, weil die über die An-
wesenheit der Neonazis berichtet hatte. Mit 
seinem Privataccount kommentierte der Lan-
desvorsitzende Thomas Weber auf der face-
book-Seite der SZ: »Mit Verlaub, das ist die 
mieseste journalistische Geschmacklosig-
keit, die mir je untergekommen ist, und sollte 
die nicht vor einer weiteren Verbreitung zu-
rückgezogen werden, wird sich der Presse-
rat darum kümmern. Also Vorsicht, es gibt 
130 Zeugen, dass da nichts ›unterwandert‹ 
wurde.«

Auf Nachfrage der Saarbrücker Hefte sagt 
Weber: »Es handelte sich bei der Mahnwa-
che am 7. August um eine rein friedliche Ver-
anstaltung. Die SZ berichtete daraufhin, es 
seien Rechte vor Ort gewesen. Jemand hat auf 
einem Foto ein Schlüsselbund in den Farben 
der Reichsflagge entdeckt, und ein Mitglied 
der Gelbwesten-Bewegung wurde auch ge-
sichtet, das war alles.« Und schiebt hinterher: 
»Andererseits, warum sollte ein wie auch im-
mer gesinnter Mensch nicht das Recht haben, 
sich gegen Tierquälerei starkzumachen? So-
lange nichts Extremes propagiert wird, sollte 
das keine Rolle spielen.« Sich selbst verorte die 
Partei als »eindeutig links«, sagt Weber. Auch 
wenn er findet: »Ich persönlich kann mit Ide-
ologien überhaupt nichts anfangen.«

Peter Bierl ist ein Journalist und Buchau-
tor aus München, der sich seit Jahren mit der 
deutschen Umweltbewegung beschäftigt. Die 
Verortung der Tierschutzpartei als links dürf-
te zutreffend sein, so Bierl – »insofern, als der 
Begriff ja ein sehr weites Spektrum umfasst 
mit einer gewissen Beliebigkeit. Die Unschär-
fe mancher linken Positionen, insbesondere 
verkürzte Kapitalismuskritik, Antiimperia-
lismus, Nationalismus / Antiamerikanismus 
oder Antizionismus biete jedoch vielfache An-
knüpfungspunkte für rechtes und verschwö-
rungsideologisches Denken«.

Die Tierschutzpartei scheint für Rechte 
durchaus interessant zu sein. Etwa für Mar-
tin Buschmann: Der ehemalige NPD-Funkti-
onär war seit 2015 hauptamtlich für die Tier-
schutzpartei tätig und zog 2019 für sie ins Eu-
ropa-Parlament ein. Die Tierschutzpartei, die 
nach eigenen Angaben erst Anfang 2020 von 
der NPD-Vergangenheit Buschmanns erfuhr, 
forderte ihn zum Rücktritt auf.

Was ihre EU-Abgeordneten angeht, scheint 
die Partei kein glückliches Händchen zu ha-
ben. Vor Buschmann saß Stefan Bernhard 

Eck für die Tierschutzpartei im EU-Parla-
ment. Der war zugleich der Bundesvorsitzen-
de, legte aber im Dezember 2014 sein Amt 
nieder und verließ die Partei – weil die ihm 
zu rechtsoffen sei. Der Homburger blieb nach 
seinem Austritt bis 2019 parteiloser Abge-
ordneter im Europa-Parlament und ist selbst 
keine unumstrittene Figur. Während seiner 
Zeit in der Tierschutzpartei, 2006, machte 
Eck mit einer antisemitischen Aktion vor der 
KZ-Gedenkstätte Dachau auf sich aufmerk-
sam: Er postierte sich dort mit einer Tafel mit 
der Aufschrift »Für Tiere ist jeden Tag Dach-
au«. Anfang 2020 ist Eck in die ÖDP einge-
treten. 

Die ÖDP – von der rechten zu 
einer bürgerlichen Partei mit 
konservativem Einschlag

Ein Blick zurück die 1980er – in die Grün-
dungsgeschichte der ÖDP. Die war zum da-
maligen Zeitpunkt durchaus in einem Atem-
zug mit rechten Parteien wie der DVU (Deut-
sche Volksunion) oder den Republikanern zu 
nennen. Die Gründung der ÖDP geht auf 
Herbert Gruhl zurück, der zusammen mit 
seiner Fraktion bis 1990 das Profil der ÖDP 
maßgeblich prägte. Gruhl, der zuvor – bis 
1978 – für die CDU im Bundestag saß und 
dort als umweltpolitischer Sprecher agier-
te und anschließend den Grünen angehörte, 
stand auch für völkische und rassistische Po-
sitionen. 1990 verließen Gruhl und einige sei-
ner Anhänger die ÖDP und fanden ihre poli-
tische Wirkungsstätte bei den Republikanern. 
Gruhl gründete die Unabhängigen Ökologen 
Deutschlands (UÖD). Erst 1993 entfernte die 
ÖDP rechtslastige Passagen aus ihrem Pro-
gramm.

Nach Ansicht von Peter Bierl hat sich die 
ÖDP in den mehr als 30 Jahren ihres Beste-
hens von rechts in die bürgerliche Mitte ent-
wickelt. »Meilenstein war die Abgrenzung 
von rechts, von Republikanern und NPD, 
um 1990, die zu einer Abspaltung des rechten 
Flügels um Herbert Gruhl, Baldur Spring-
mann und anderen führte«, sagt Bierl. In-
zwischen sei die ÖDP eine bürgerliche Partei 
mit einem etwas konservativeren Einschlag. 
»Das zeigt sich programmatisch vor allem an 
der Betonung von Ehe und Familie, wobei 
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homosexuelle Verbindungen nicht diskrimi-
niert werden, jedenfalls laut Programm. Be-
tont wird der ›Schutz des ungeborenen Le-
bens‹, wobei eine klare Haltung zum Abtrei-
bungsparagrafen § 218 vermieden wird«, so 
Bierl weiter.

Die ÖDP-nahe Stiftung »Stiftung für Öko-
logie und Demokratie« unterstützt jedoch of-
fen den sogenannten »Marsch für das Leben« 
in Berlin. Auf der Webseite der Stiftung ist zu 
lesen, dass der Stiftungsvorsitzende Hans-Joa-
chim Ritter 2015 dort eine »flammende Rede« 
gehalten habe. Darin outete sich Ritter, der 
der Stiftung bis heute vorsteht und auch eini-
ge Jahre Bundesvorsitzender der ÖDP selbst 
war, als Mitglied von ALfA (Aktion Lebens-
recht für alle) und bezeichnete »Lebensschüt-
zer« und Ökologen als »strategische Partner«. 
Die ÖDP Nürnberg richtete 2020 ein freund-
liches Grußwort an den Marsch für das Leben 
in Berlin. Die ÖDP – eine Partei, die christ-
lich-fundamentalistischen Abtreibungsgeg-
nern nahesteht? 

Manche Tier- und Umweltschutzgrup-
pen haben ein Problem. Nicht nur wegen 
offensichtlicher antisemitischer Ausfälle 

– Holocaustvergleiche werden heute zumin-
dest von Teilen der Bewegung, anders als 
noch vor einigen Jahren deutlich zurückge-
wiesen. Es geht aber auch um subtilere Mo-
mente, die mehrheitsfähig sind und weit sel-
tener Gegenstand einer Kritik werden. Das 
reicht von (neo-)malthusianischen Thesen ei-
ner angeblichen Überbevölkerung bis zum in 
der Pandemie populär geworden Gerede vom 
Menschen als »das eigentliche« Virus. Rassi-
stInnen, ÖkofaschistInnen und andere Men-
schenfeinde jedenfalls müssen an Infoständen 
oder auf Demonstrationen keine Furcht ha-
ben, abgewiesen zu werden – solange sie in 
den Ruf politisch naiver Aktivisten einstim-
men: »Hauptsache für die Tiere!«

Weiterführende Literatur zum Thema:

	 Bierl, Peter: Unmenschlichkeit als Programm, 
Verbrecher Verlag (2022), 364 Seiten, 24 Euro.

	 Landwehr, Mira: »Vier Beine gut, zwei Beine 
schlecht«. Zum Zusammenhang von Tierliebe 
und Menschenhass in der veganen Tierrechts-
bewegung, Konkret texte 77 (2019), 125 Seiten, 
15 Euro. 
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»Die Nachrichten über die Klimakrise  
sind erschreckend«
Ein Gespräch mit Simone Peter, Präsidentin des Bundesverbandes 
Erneuerbare Energie

Von Klaus Gietinger

Der CO2-Ausstoß ist weltweit wieder auf dem 
Niveau von 2019. Die vorhergesagten Katastro-
phen kommen noch früher als erwartet. Konfe-
renzen wie die in Ägypten produzieren m. E. nur 
Papier und noch mehr CO2, 44.000 Fluggäste. 
Finden Sie solche Konferenzen noch sinnvoll?

Ja, tatsächlich sind die Nachrichten über 
den Stand der Klimakrise erschreckend, und 
die wissenschaftlichen Fakten müssen stän-
dig korrigiert werden, denn die Klima-Kipp-
Punkte kommen näher, bei denen die Ent-
wicklung nicht mehr zurückzudrehen ist. 
Ich habe die Klimakonferenzen früher auch 
immer kritisch gesehen, bevor ich vor gut 
10 Jahren das erste Mal selbst auf einer Kon-
ferenz erleben konnte, dass es am Ende doch 
zu konkreten Beschlüssen und Maßnahmen 
kommt. Neben dem, dass viele Gespräche 
und Vernetzung möglich sind. Und war auch 
in Ägypten dabei, weil ich daran mitwirken 
will, dass das Pariser Klimaabkommen von 
2015, das nach Kyoto das wichtigste Abkom-
men war, umgesetzt wird. Man muss die Un-
terzeichner darauf hinweisen: Ihr habt eine 
Unterschrift geleistet, 2 Grad, besser 1,5 Grad 
Erderwärmung nicht zu überschreiten! Und 
ihr seid alle weit davon entfernt. 

Also, Sie denken, es bringt was?
Ja, es bringt etwas. Was mich allerdings hat 

aufschrecken lassen, dass 663 Lobbyisten der 
Kohle-Öl- und Gas-Industrie dort waren. Mit 
deren Zulassung sendet die Klimakonferenz 
falsche Signale aus. Dem wollten wir als er-
neuerbare Branche die Stirn bieten.

Wie sieht es mit der drohenden Klimakatastro-
phe im Saarland aus?

Das Saarland erlebte in diesem Jahr teils die 
heißesten und trockensten Monate aller Bun-
desländer. Durch Wasserknappheit sind klei-
ne Bäche und Flüsse ausgetrocknet. Damit 
stirbt dann auch das Leben in diesen Flüssen. 

Es gab in Deutschland viele Hitzetote, gerade 
ältere Menschen leiden unter Temperaturen 
von 40 Grad und mehr, auch im Saarland. 
Wir müssen viel stärker Städte und Dörfer 
umrüsten: mehr grüne Lungen für die Küh-
lung schaffen. Andererseits steckt uns noch 
die nahe Katastrophe im Ahrtal in den Kno-
chen, und auch hier gab es in den letzten Jah-
ren heftige Überschwemmungen.

Was läuft schief im Saarland bei der Bekämp-
fung der Klimakrise?

Das Saarland hat viel zu lange an den fos-
silen Energieträgern festgehalten. Als ich 2009 
Umwelt- und Verkehrsministerin wurde, war 
der Fokus noch ganz auf die Kohle und den 
Verbrenner ausgerichtet. Da war zwar gera-
de der Kampf um das Kraftwerk Ensdorf für 
die CDU-geführte Landesregierung politisch 
verloren, aber die Weichen noch nicht Rich-
tung erneuerbare Energien gestellt. Das war 
auch eine Chance. Wir haben viel angestoßen 
für den Ausbau von Wind- und Solaranlagen, 
aber das kam 10 Jahre später als in anderen 
Bundesländern, und das rächt sich jetzt. Wir 
könnten schon weiter als bei 20 % erneuer-
baren Energien im Strombereich sein, andere 
Bundesländer sind uns weit voraus. Da haben 
wir viel nachzuholen.
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Macht denn die jetzige Landesregierung genug?
Nein. Es gibt immer noch kein Klima-

schutzgesetz, Windkraft im Saar-Forst wur-
de ausgeschlossen, und bei den Planungen 
für eine wichtige Batteriefabrik hat man die 
Bevölkerung gegen sich aufgebracht. Und 
mit dem Angriffskrieg auf die Ukraine und 
der fossilen Energieversorgungskrise hat sich 
die Lage noch zugespitzt. Wir müssen jetzt 
schneller werden. 

Hätten Sie denn einen Plan fürs Saarland?
Wir haben 2011 mit dem Masterplan En-

ergie als Jamaika-Regierung einen sehr dezi-
dierten Plan vorgelegt, wie dieser Industrie-
standort klimafreundlich umgebaut werden 
kann. Daran hätte man in den letzten Jahren 
anknüpfen müssen. Wir brauchen ein umfas-
sendes Programm für das Saarland, was die 
guten Beschlüsse auf Bundesebene für eine 
schnellere Energiewende umsetzt. Wir müs-
sen schneller zu Flächen und Genehmigungen 
kommen. Und wir müssen unseren alten 
Hausbestand sozialverträglich sanieren. Und 
natürlich braucht es auch neue Ansiedlungen, 
gerade wenn Ford geht, die den Klimaschutz 
und den Standort wieder voranbringen.

Der Austausch des Verbrenner-Motors durch einen 
E-Motor allein bringt so gut wie gar nichts. Die 
Verkehrswende steht im Saarland in den Sternen. 

Stimmt, aber es ist ein wichtiger Teil der 
Verkehrswende. Aber das Saarland hat den 
Ausstieg aus der Automobilindustrie riskiert, 
statt ihm Zukunftsfähigkeit zu geben. Die 
früheren Landesregierungen haben viel zu 
lange am Verbrenner festgehalten, obwohl in-
ternational E-Autos auf dem Vormarsch wa-
ren. Dass Ford geht, Zulieferer Probleme ha-
ben und der Standort zurückgefallen ist, hat 
auch damit zu tun. Gut, dass ZF stärker auf 
Elektromobilität setzen wird. Zur Verkehrs-
wende gehört aber auch die stärkere Fokus-
sierung auf ÖPNV und Rad. Bei der Bahn 
hängen wir bei vielen Strecken als Zipfel an 
Rheinland-Pfalz, was es nicht immer ein-
fach macht. Aber klar ist: Fern- und Nahver-
kehr müssen attraktiver werden. Und Städ-
te wie Paris zeigen uns, was alles möglich ist, 
um Fahrrädern Vorfahrt zu gewähren. Auch 
die älter werdende Bevölkerung fährt weni-
ger Auto und muss dort abgeholt werden, wo 
sie wohnt. Da ist also noch eine ordentliche 
Schippe draufzulegen.

Zahlreiche Bahnstrecken könnten hier reakti-
viert werden. Doch außer permanenten posi-
tiven Untersuchungen geschieht nichts. Auch, 
was die Elektrifizierung angeht. 

Auch das stimmt. Man muss aber neben 
den Instandsetzungskosten auch die Fixko-
sten stemmen können. Aber gerade die Anbin-
dung des ländlichen Raumes und die Vernet-
zung der Großregion Saar-Lor-Lux erfordern, 
dass wir die Reaktivierung und neue Strecken 
voranbringen. Ja, und auch die weitere Elek-
trifizierung. Damit der Umstieg attraktiver 
wird, muss das Angebot auch günstiger sein. 
Wir haben gerade mit dem 9-Euro-Ticket er-
lebt, dass die Menschen mitfahren, wenn die 
Bahn bezahlbar ist.

Aber müssten da die Grünen gerade im Saar-
land nicht offensiver werden, eine andere Ver-
kehrspolitik fordern?

Ich denke, das tun sie. In den Kommunal-
parlamenten, in denen sie vertreten sind, und 
auch im letzten Landtagswahlprogramm stan-
den viele gute Forderungen drin, weit mehr 
als bei den meisten anderen Parteien. Das 
Problem ist, dass sie knapp an der Fünf-Pro-
zent-Hürde gescheitert sind und das im Land 
nicht umsetzen können.

Die geplante Batteriefabrik auf dem Linsler-
feld wird in ein Wasserschutzgebiet gesetzt ohne 
Bahnanschluss, obwohl eine stillgelegte Linie, 
bei der die Schienen noch liegen, vorbeiführt. 
Sollte jetzt dort tatsächlich die Fabrik entste-
hen, wird dann alles mit Lkws abgewickelt. 

Ich begrüße die Ansiedlung der Batteriefa-
brik grundsätzlich, obwohl wir dringend auch 
mal europäische Hersteller und eine EU-In-
dustriestrategie bräuchten, um nicht in wei-
tere Abhängigkeiten, wie hier von Asien, zu 
geraten. Den Standort halte ich auch für 
hochproblematisch. Bei den genannten Punk-
ten gebe ich Ihnen völlig recht. Es wurde jah-
relang versäumt, geeignete Industrieflächen 
zu schaffen. 

Aber die Grünen im Saarland sagen: »Da kann 
man jetzt nichts mehr ändern am Standort.«

Nein, das ist nicht deren Position. 

Habe ich selbst im Wahlkampf gehört.
Das Wahlprogramm dieses Jahres bekennt 

sich zu dieser Ansiedlung, verweist aber auf 
bessere Standorte. Aber richtig ist, wenn 
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eine Landesregierung dieses Projekt als alter-
nativlos mit dem Investor vorantreibt, sind 
schon zentrale Weichen gestellt. Das macht 
die Alternativsuche nicht einfacher.

Durch Aussagen wie »Man kann nichts mehr 
machen« von der Spitzenkandidatin der Grü-
nen sind natürlich dann solche Wählergemein-
schaften wie bunt.saar entstanden, die dann 
mit dafür gesorgt haben, dass die Grünen nicht 
in den Landtag gekommen sind.

bunt.saar hat bei der Wahl vor allem davon 
profitiert, dass die kleinen Parteien hier an der 
Saar zerstritten wirken und damit als nicht 
wählbar erscheinen.

Der Zustand der Linken und Grünen im Saar-
land ist desaströs, versuchen Sie, da einzugrei-
fen, zu helfen?

Die gute Nachricht bei den Grünen ist, es 
ist nicht mehr desaströs, weil sich eine ganz 
breite Gruppe junger, aber auch erfahrener 
Leute gut vernetzt hat, die in den Kommu-
nen fest verankert sind und eine attraktive 
grüne Politik auch im Land wollen. Sie haben 
es geschafft, zur Wahl ein eigenständiges Per-
sonalangebot zu machen, jenseits der Grup-
pe um den früheren Landesvorsitzenden, der 
in der Öffentlichkeit und in der Partei schon 
lange nicht mehr tragbar war und ist. Dem 
Reformbündnis ist es gelungen, auf den Par-
teitagen Mehrheiten zu organisieren und die 
Partei nach vielen Jahrzehnten auf einen gu-
ten Kurs zu bringen. 

Also, der ehemalige Landesvorsitzende Hubert 
Ulrich hat keine Macht mehr?

Nein, die Macht ist gebrochen.

Auch nicht im Hinterzimmer?
Der letzte Parteitag vor wenigen Wochen, 

den ich auch kurz besucht habe, um meine 
Solidarität gegenüber der neuen Gruppe aus-
zudrücken, hat gezeigt, dass die Mehrheiten 
jetzt andere sind. Endlich waren mal wieder 
Inhalte Thema statt Personalstreitereien. Die-
se Kraft muss jetzt an Fahrt gewinnen.

Dann glauben wir das mal. Kapitalismus und 
grünes Wachstum sind antagonistische Wider-
sprüche. Sehen Sie das anders?

Grünes Wachstum alleine wird sicher 
nicht ausreichen. Wir sind zudem aufgefor-
dert, Veränderungen bis hin zur Suffizienz 

vorzunehmen, also über Effizienz hinausge-
hen. Ein Beispiel ist der Abschied aus der fos-
silen Industrie. Aber wir erleben auch, dass 
neue Produkte, also auch das grüne Wachs-
tum, die Effizienz erhöhen. Im Gegensatz zu 
den Fossilen brauchen große Teile der Erneu-
erbaren keine Brennstoffe mehr. Die sind im-
mer verfügbar, wie Sonne und Wind, und die 
Materialkosten werden immer günstiger. Die 
Erneuerbaren sind mittlerweile heute für ein 
paar Cent pro Kilowattstunde zu haben, wäh-
rend die Fossilen nie im Preis gesunken sind. 
Das sind schon Effizienzsprünge. Hätten wir 
in den letzten 20, 30 Jahren global stärker auf 
erneuerbare Energien, E-Mobilität, auch auf 
Verkehrsvermeidung und Energieeinsparung 
gesetzt, dann hätte die Klimakrise nicht die-
ses Ausmaß angenommen.

Ohne Wachstum gibt’s Krisen, kann der Kapita-
lismus nicht existieren. Effizienz führt aber auch 
zu Rebound-Effekten, also immer mehr Energie 
wird verbraucht. Und das ist eben endlich.

Unendlich verfügbare, saubere Energie-
träger wie Sonne, Wind oder Erdwärme ha-
ben einen geringeren Umwelt-Effekt als fos-
sile oder atomare Brennstoffe. Aber natürlich 
müssen wir auch endlich Energie einsparen, 
um das Mehr an Verbrauch einzudämmen.

Ein Perpetuum mobile gibt’s nicht.
Stimmt. Bislang hat der überbordende Ver-

brauch die Effizienz aufgefressen. Effizienz 
und Schrumpfung – was die Einsparung ja 
faktisch ist – gehören zusammengedacht. Kli-
ma- und umweltschädliche Produkte müs-
sen verschwinden, sie haben keine Zukunft. 
Und das muss auch kein Komfortverlust, kein 
Wohlstandsverlust sein. Viele Menschen, die 
in Städten auf das Auto verzichten, kom-
men komfortabler, schneller und günstiger 
in einem gut vernetzten System mit Fahrrad- 
oder Autoverleih, gut angebundenen S- und 
U-Bahnen sowie Bussen von A nach B. Ich 
kenne in Berlin fast niemanden, der ein Auto 
hat. Es ist zu umständlich, ein Parkplatz zu 
teuer und die Alternativen einfach besser.

Aber z. B. beim Elektroauto haben Sie das Pro-
blem der Batterie, das den Dreck nach außen 
verlagert, z.  B. wenn der Strom nicht erneuer-
bar hergestellt wird. Und die Batterie-Rohstoffe 
werden dann in Chile oder sonst wo gefördert 
oder in China.
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Natürlich ist das Thema Ressourceneffi-
zienz ein ganz großes – bei allen Technolo-
gien, ebenso wie geringere Abhängigkeiten 
und Vermeidung von Verschwendung und 
Überproduktion. Da müssen auch das E-Au-
to und die Mobilität insgesamt noch besser 
werden. Aber E-Autos sind nahezu wartungs-
frei und im Leichtbaustil sehr effizient. Mein 
Vater war schon vor 35 Jahren mit Sonnen-
strom unterwegs. 

Wenn man sich die Zahlen anguckt, die Auto-
dichte nimmt zu, auch im Saarland, das die 
größte Autodichte hat. Im Verkehrssektor pas-
siert gar nichts, was die CO2-Reduktion an-
geht. 

Also, diese Kritik teile ich. Straßen und 
Autos hatten die letzten Jahrzehnte immer 
Priorität gegenüber Schiene, Bus und Fahr-
rad. Aber warum nicht auch in Saarbrücken 
die Uferstraßen beruhigen und Hauptver-
kehrsachsen, wie die Rue de Rivoli in Paris, 
zur Fahrradstraße machen. Wir werden aber 
auch nicht ganz auf die motorisierte Individu-
almobilität verzichten. Und dann sollten die 
Zukunftsautos doch auch in Europa gebaut 
werden. 

Sie glauben also an das grüne Wachstum?
Ich habe was anderes gesagt: Wir kommen 

um Vermeidungsstrategien nicht herum, aber 
wir haben auch die Chance von Effizienzer-
folgen durch die erneuerbaren, unendlichen 
Energieträger.

Aber wo kommt der Strom dann her?
Heute schon zu 50 % aus erneuerbaren En-

ergien, 2030 nach Plänen der Ampel zu 80 % 
und bald danach zu 100 %. Locker. Wir kön-
nen noch so viele Potenziale heben!

Und für den Wasserstoff?
Natürlich auch. Der muss ja grün sein, um 

die Klimaziele zu erreichen. Aber hier kön-
nen heute schon Bundesländer im Norden 
mit einem Anteil von über 100 % Ökostrom 
Wasserstoff produzieren. Noch fehlt hier ein 
geeigneter Gesetzesrahmen.

Für was wir alles Strom brauchen.
Ja, genau, die Elektrifizierung nimmt stark 

zu: der eigentliche Strombedarf, die Wär-
mepumpen, E-Autos, grüner Wasserstoff, 
das braucht viel grünen Strom, aber das ist 

grundsätzlich kein Problem. Die Bundesre-
gierung hat dafür jetzt die Weichen gestellt, 
jetzt braucht es den Ausbau vor Ort mit mehr 
Flächen und Genehmigungen. Stattdessen 
dauert das oft noch Jahre. Und absurderwei-
se werden erneuerbare Anlagen im Norden 
abgeschaltet, weil fossile Energien die Netze 
belegen. Hier braucht es mehr Mut für eine 
konsequente Energiewende und eine klare 
grüne Handschrift. 

So klar wie beim Tempolimit?
Das sind leider bittere Pillen einer Koaliti-

onsregierung. Die FDP will das nicht.

Wieso haben die Grünen sich das gefallen las-
sen? Sie hatten mehr Prozent als die FDP.

Ja, aber nicht 50 %. In einer Koalition setzt 
man aber eben nicht alles durch. Aber vieles 
geht auf das grüne Konto.

Vor den Verhandlungen hat die FDP gesagt, 
kein Tempolimit. Wie kann man das zulassen?

Das hat viele Grüne geschmerzt, aber es 
ist ein Verhandlungspunkt von vielen. Dafür 
wurden andere Dinge durchgesetzt, wie der 
finale Atomausstieg, die neuen Energiewende-
ziele und vieles mehr. Zusammen regieren ist 
immer Geben und Nehmen. Aber vielleicht 
siegt ja mal die Vernunft.

Zurück zum Kapital, das muss akkumulieren 
und braucht ständig Wachstum, wie kommt 
man damit klar?

Wie schon gesagt, es ist schwierig. Aber wie 
kommen wir ohne klar, wäre meine Gegen-
frage? Ich kenne da bislang kein Modell, das 
in der Realität funktioniert.

Ihre Kollegin Ulrike Herrmann hat ein Buch 
geschrieben »Ende des Kapitalismus«.

Sie ist Journalistin, aber sicher grün-affin. 
Sie stellt darin viele kluge Fragen, aber sie 
kann auch nicht überzeugend beantworten, 
wie sich Ökonomie und Weltrettung zusam-
menbringen lassen. 

Das ist die große Frage, ja.
Gemeinwohlökonomie kommt dem wohl 

am nächsten. Die Klimakrise und die end-
lichen Ressourcen zwingen uns, zu effizien-
teren Technologien überzugehen, alle Ein-
sparpotenziale zu nutzen und gleichzeitig den 
sozialen Zusammenhalt zu sichern. 
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Nur 20 Prozent des im Saarland erzeugten 
Stroms stammen aus Windkraft, Photo-
voltaik (PV), Biomasse und Wasserkraft. 
Deutschlandweit sind es 42 Prozent. Laut ei-
ner aktuellen wissenschaftlichen Studie des 
Global Carbon Project hat die Menschheit 
noch neun Jahre Zeit, ihren CO2-Ausstoß so 
zu reduzieren, dass der Anstieg der Erderwär-
mung auf 1,5 Grad begrenzt wird. Um dies 
zu verwirklichen, wurde in der Bundesrepu-
blik das Erneuerbare-Energien-Gesetz, EEG, 
noch einmal reformiert. Die verschärften Re-
gelungen sollen ab Januar 2023 dafür sorgen, 
dass der Anteil der regenerativen Energien 
bis 2030 auf einen Anteil von 80 Prozent am 
gesamten Strommix steigt. Der Ausbau von 
Windkraft- und Photovoltaik-Anlagen wird 
vereinfacht. Die Nutzung aller erneuerbarer 
Energien, so die Begründung, liegt im über-
ragenden öffentlichen Interesse und dient der 
öffentlichen Sicherheit.

Professor Dr. Uwe Leprich, Energieexper-
te an der Hochschule für Technik und Wirt-
schaft (HTW), hält nichts von immer ehrgei-
zigeren Zielen auf dem Papier. »Nach meiner 
Einschätzung ist das EEG 2023 nicht realis-
tisch. Die Politik tut sich keinen Gefallen da-
mit, immer schärfere Klimaziele zu formu-
lieren, solange es an der Umsetzung hapert«, 
kritisiert der Wissenschaftler.

Kohle und Gas? Ja bitte!

Das ehemalige Bergbauland Saarland greift 
noch immer auf Steinkohle als Hauptener-
gieträger zurück. Laut den Angaben des Sta-
tistischen Landesamtes wurden im Jahr 2020 
insgesamt 2,1 Millionen Megawattstunden 
(MWh) Energie produziert. Trotz wiederhol-
ter Nachfragen beim Wirtschaftsministeri-
um wurden bis zum Redaktionsschluss keine 

belastbaren Zahlen zur Aufschlüsselung nach 
Energieträgern geliefert. Das Statistikportal 
statista gibt zum Strommix im Saarland ledig-
lich Auskunft über das Jahr 2017. Demnach 
steuert die Steinkohle mit rund 55 Prozent 
den Löwenanteil des Stroms bei. Die erneu-
erbaren Energieträger liefern rund 19 Pro-
zent, Erdgas 18 Prozent. Die verbleibenden 
acht Prozent laufen unter »Sonstige«. Aus den 
Angaben des Wirtschaftsministeriums geht 
hervor, dass hierunter zumindest anteilig die 
Verstromung von Heizöl und Dieselkraftstoff 
fällt.

Die wichtigsten erneuerbaren Energieträ-
ger im Saarland sind Windkraft- und Solar-
anlagen. Laut Wirtschaftsministerium gibt es 
aktuell 213 Windräder mit einer installierten 
Leistung von 520 MW. Laut Bundesnetza-
gentur erzeugen PV-Anlagen rund 599 MW. 
Insgesamt gibt es 28.000 Anlagen, die So-
larenergie nutzen, die meisten davon auf oder 
an Gebäuden. Die 120 Solarparks kommen 
auf eine Nennleistung von 215 MW. Biomasse 
und Wasserkraft steuern nur einen verschwin-
dend geringen Teil zur Stromerzeugung bei. 
Dennoch nimmt sich das Wirtschaftsmini-
sterium weiter Zeit und will, so die Auskunft 
von Sprecherin Kathrin Fries, die Vorausset-
zungen des Ausbaus erneuerbarer Energien 
»erneut beleuchten und prüfen«.

Als eines der letzten Bundesländer will das
Saarland 2023 auch ein Klimaschutzgesetz
verabschieden. Dieses soll die eklatante Lücke
schließen, die zwischen den Zielvorgaben der
Bundesregierung und den bisherigen saarlän-
dischen Ergebnissen klafft. Wesentliche Eck-
punkte darin sollen der weitere Ausbau von
Windkraft- und Solaranlagen sein. Konkrete
Maßnahmen wurden bisher noch nicht ange-
kündigt. Auch Ulrich Commerçon, seit Jahr-
zehnten verantwortlicher SPD-Landespoli-
tiker, bekommt es allmählich mit der Angst

Energiewende? Nein danke! 
Von Dominik Dix

Im Ländervergleich des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) steht 
das Saarland bei den Anstrengungen zum Klimaschutz auf dem letzten Platz.
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zu tun. »Wir werden alle Klimaziele verpas-
sen«, sagte er Anfang November bei der Lan-
despressekonferenz, »wenn wir nicht gegen-
steuern.«

So sieht das auch HTW-Professor Leprich. 
Für ihn sind die Mängel beim Ausbau der er-
neuerbaren Energien offensichtlich, da we-
sentliche Bereiche des Energiesystems, wie 
der Verkehr und die Fernwärme, weiter mit 
fossilen Energien arbeiten. Für die Zukunft, 
so Leprich, seien die Sanierung des Netzes, 
die Installation von Wärmepumpen in pri-
vaten Haushalten und die Verdichtung und 
der Ausbau des Netzes, etwa durch die Nut-
zung von Großwärmepumpen, industrieller 
Abwärme und Geothermie, wichtig. Um die 
Ziele bis 2030 zu erreichen, müsse die Politik 
klare Vorgaben machen.

Eine weitere große Herausforderung sind 
die Emissionen aus dem Verkehrssektor. 
Im »Autoland Saarland« sind mittlerwei-
le 651 Pkw auf 1.000 Einwohner zugelassen. 
Das ist bundesweiter Rekord. Das Eisenbahn-
system ist marode, und der Ausbau des öffent-
lichen Nahverkehrs kommt nur schleppend 
voran. Auch hier ist ein »Weiter so« nicht 
möglich. Ohne eine Verkehrswende besteht 
keinerlei Chance, die Klimaziele bis 2030 zu 
erreichen.

Stromfresser Industrie

Im Saarland werden rund 8 Millionen MWh 
Strom pro Jahr verbraucht. Davon fallen rund 
5,2 Millionen MWh auf Industriebetriebe 
mit mehr als 20 Beschäftigten. Um dieser Si-
tuation entgegenzuwirken, hat die vorherige 
Landesregierung noch 2021 den Energiefahr-
plan 2030 verabschiedet. Darin heißt es, dass 
»der spezifisch hohe Stromverbrauch im Saar-
land auf den überproportional dichten Indus-
triebesatz zurückzuführen« sei. Dort liegt ein 
gewaltiges Einsparpotenzial.

Für Energieexperte Leprich ist klar, dass 
nicht alle Industrieunternehmen den notwen-
digen Umbau der Wirtschaft hin zu einem 
ambitionierteren Klimaschutz überleben wer-
den. »Es kann sein«, befürchtet Leprich, »dass 
manche Industrieunternehmen dann nicht 
mehr tragbar sind.« Eine Chance für die en-
orm energieintensive Stahlindustrie sieht er 
im Wasserstoff. Der müsse aber unbedingt 
grün sein, dazu gebe es keine Alternative. 

»China produziert rund 900 Millionen Ton-
nen pro Jahr. Das Saarland gerade mal vier 
Millionen. Wenn der Saarstahl vom Welt-
markt verschwindet, merkt das zunächst mal 
keiner. Außer, der Stahl ist weiterhin qualita-
tiv hochwertig – und grün produziert«, so Le-
prich. Dann gäbe es dafür auch zukünftig auf 
dem Weltmarkt eine Nachfrage.

Keine Wende in Sicht

Doch nicht nur am Energieverbrauch der 
Industrie muss sich etwas ändern. Auch der 
Ausbau der erneuerbaren Energien muss vo-
rangetrieben werden. Die neue Landesregie-
rung will 50 Prozent des Energieverbrauchs 
aus erneuerbaren Energien decken. Konkrete 
Ziele sind ein Zubau von rund 750 MW 
Leistung bei den PV-Anlagen sowie eine Ver-
doppelung der Leistung der Windkraftanla-
gen auf 1.000 MW.

»Neue Zielvorgaben auf Landesebene sind 
schnell mal formuliert, aber die Rahmen-
bedingungen sind problematisch«, kritisiert 
HTW-Professor Leprich die neuerliche An-
kündigung. »Im Saarland fehlt schlicht der 
politische Wille, etwas für den Klimaschutz 
zu tun, und das seit Jahren. Es müsste eine 
Pflicht zur Installation von Solaranlagen auf 
allen öffentlichen Gebäuden und privaten 
Neubauten geben.«

Es verwundert nicht, dass es im Saarland 
bisher kein eigenes Förderprogramm für die 
Installation von Solaranlagen gibt. Auch hier 
wird, wie seit Jahrzehnten, weiter »geprüft«.

Auch auf die Windkraft wird im Saarland 
kein Wert gelegt. Lediglich 213 Windkraft-
anlagen wurden installiert. Der Ausbau ist 
im Jahr 2022 fast zum Erliegen gekommen 
– nur zwei Anlagen wurden ans Netz ange-
schlossen. Für 22 weitere laufen derzeit Ge-
nehmigungsverfahren. Nun sollen weitere 
Flächen erschlossen werden. Über die ge-
nauen Standorte wird im Saarländischen 
Landtag erbittert gestritten, eine Einigung 
gibt es bislang nicht.
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Klima außer Kontrolle

Donnerstag, 19. Januar 2023 / 19:00 Uhr

Stadtbibliothek Saarbrücken, Gustav-Regler-Platz 1

Buchvorstellung mit 
Susanne Götze und Annika Joeres 

Wie gut ist Deutschland vorbereitet, wenn Bäche zu reißenden Strömen wer-
den, Städte in immer heißeren Sommern unbewohnbar werden oder sich das 
Meer die Küste zurückerobert?

Die Journalistinnen Susanne Götze und Annika Joeres haben in ganz Deutsch-
land recherchiert, wie wenig Bund, Länder und Kommunen tun, um uns alle 
vor den Folgen der Klimakrise zu schützen. Sie decken auf, wie ausgeliefert wir 
der neuen Klimarealität sind: Unsere Städte sind schlecht auf Hitzewellen vor-
bereitet, Krankenhäuser nicht ausreichend vor Stromausfällen geschützt und 
fl ussnahe Eigenheime oftmals kaum gegen Überschwemmungen gewappnet. 
Auch unsere Natur, Äcker und Wälder können sich nicht so schnell auf die neu-
en Wetterverhältnisse einstellen. Die Autorinnen zeigen konkrete Wege auf, die 
künftig unser Überleben sichern können – mit und nicht gegen die Natur. Fest 
steht: Es bedarf einer gewaltigen Anstrengung, doch die Anpassung an die Kli-
makrise ist möglich und nötig.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit der 
Stadtbibliothek Saarbrücken
Mehr Infos: boell-saar.de

Fluten, Stürme, Hitze – 
Wie sich Deutschland 

schützen muss
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Sommermärchen zu neun Euro
Klimaschutz durch die Stärkung des öffentlichen Nahverkehrs 

Von Werner Ried

Jetzt sollen es also 49 statt neun Euro wer-
den. So viel Geld muss man voraussichtlich 
ab April 2023 monatlich hinlegen, um einen 
Fahrschein mit dem Effekt des Sommermär-
chens von 2022 zu erhalten. Denn der Som-
mer 2022 bot ein bundesweit in Bussen und 
Bahnen gültiges Ticket für nur neun Euro 
monatlich: kein Nachdenken mehr über Ta-
rif-Grenzen und Verkehrsverbünde, keine Ori-
entierungsnot mehr im Fahrschein-Dschun-
gel mit Waben und zeitlichen Begrenzungen 
und vor allem keine Frage mehr, ob ich mir 
eine Fahrt überhaupt leisten kann. Reisen mit 
der Bahn wurde zum Flatrate-Preis auch für 
Menschen erschwinglich, die sich das vorher 
kaum leisten konnten. Das Neun-Euro-Ticket 
zeigte zudem, wie charmant ein einfacher und 
deutschlandweit gültiger Zugang zum um-
weltfreundlichen System des öffentlichen Ver-
kehrs aussehen kann. Die darüber ausgelöste 
Debatte hat, wie kaum eine andere, nicht nur 
unsere Medien beschäftigt. 

Was die Ampel-Regierung für drei Som-
mermonate aus dem Hut gezaubert hat, 
schnitt in der Gesamtbewertung erfreu-
lich ab. Ganz anders als der Tankrabatt. Er 
steigerte den CO2-Ausstoß nicht nur bei 
SUV- und Porschefahrern, sondern war ein 
LKW-Bonbon oder eher ein Dolchstoß für 
den Schienengüterverkehr. Das Sommer-Ti-
cket schaffte es hingegen, die Auslastung von 
Bussen und Bahnen wieder deutlich über das 
Niveau der Vor-Corona-Zeit zu heben. Einige 
der Neun-Euro-Fahrgäste – Größenordnung 
20 % – haben den ÖPNV zuvor nicht genutzt 
und ganz neu Erfahrungen gesammelt. Mei-
ne Frau berichtete sogar von einer Kollegin, 
die nahe der Haustür eine Bushaltestelle ent-
deckt habe. Sie zählt nun zu einer Hälfte des 
vorgenannten Nutzerkreises, der das Ticket 

auch im Alltag genutzt hat – und weiter nut-
zen will, gerade auf dem Weg zur Arbeit. Es 
gab somit tatsächlich Umsteiger, die ihren 
PKW haben stehen lassen, allein schon aus 
Kostengründen. Andere trugen zu einem Ver-
kehrsaufkommen bei, das ohne Billig- und 
Einfach-Ticket nicht entstanden wäre. Die 
Experten nennen das »induzierten Verkehr«. 
Das Beste am Neun-Euro-Ticket war aber si-
cher, dass viele in den Genuss des einfachen 
und günstigen Reisens kamen und die Dis-
kussionen um Qualität und Zukunft des öf-
fentlichen Verkehrs nicht aufhörten.

Auf der Negativseite der Bilanz stehen die 
Erfahrungen mit überlasteten Regionalex-
press-Zügen. Gerade auf Hauptachsen zwi-
schen dem Saarland und den Knotenbahnhö-
fen im Rheintal sowie auf touristischen Stre-
cken war das zu beklagen. In solchen Fällen 
gab es auch überlastete Toiletten, Reinigungs-
defizite und Einschränkungen bei der Fahr-
radmitnahme. 

Trotz kürzester Vorlaufzeiten haben die be-
auftragten Betreiber und ihre Mitarbeiter für 
Busse und Bahnen im Saarland, darunter DB 
Regio, VLEXX und Saarbahn, einen sehr gu-
ten Job gemacht. Die DB konnte sogar Dop-
peleinheiten bei den Regionalbahn-Triebwa-
gen zum Einsatz bringen. Die sind dann zwar 
länger als so mancher saarländische Bahn-
steig. Für die Bewältigung der Nachfrage 
hat es aber genauso geholfen wie die neuen 
Busangebote aus dem Verkehrsentwicklungs-
plan: Fahrplan-Verdichtung am Wochenen-
de und neue Plusbuslinien stärken seither den 
Saar-ÖPNV. Und so hatten die meisten Züge 
und Busse im Saarland ihre Auslastungsgren-
ze auch im Sommer NICHT erreicht. Außer-
halb der Spitzenzeiten war immer noch Platz 
für weitere Fahrgäste.
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Für Verkehrsplaner war das Neun-Euro-Ti-
cket ein Sprung in die Zukunft. Denn bis 
zum nächsten Jahrzehnt soll sich die Nach-
frage im öffentlichen Verkehr verdoppeln. 
Und so wie im Sommer 2022 wird es dann 
wohl öfter einmal auf deutschen Bahnhöfen 
aussehen. Gerade die Verkehrsstationen kom-
men da an ihre Grenzen. Umsteigeknoten wie 
Mannheim oder Köln brauchen dann zum 
Beispiel mehr Zugänge zum Bahnsteig. 

Da wundert es mich schon lange, warum 
die Bahnsteigrampen der einstigen Gepäck-
beförderung gerade in Saarbrücken Hbf und 
Mannheim nicht für den barrierefreien Zu-
gang zum Bahnsteig hergerichtet werden. 
Egal, ob mit Kinderwagen, Fahrrad oder 
Rollstuhl, da wäre ein schnelleres und be-
quemeres Umsteigen bzw. der Zugang zum 
System Bahn einfacher möglich.

Eine wichtige Erkenntnis für viele Neun- 
Euro-Fahrgäste waren genau solche orga-
nisatorischen und technischen Defizite im 
öffentlichen Verkehr. Der historisch ge-
wachsene Fahrplan im saarländischen Ver-
kehr zeigt seine Lücken gerade für die Frei-
zeit-Fahrgäste am späteren Abend oder an 
den Feiertagen. Stark ausgedünnt sind dann 
die spätabendlichen Abfahrten selbst von 
und nach der Landeshauptstadt. Die Kul-
turszene und das Gaststättengewerbe würden 
sich über einen systematischen Taktverkehr 

bis mindestens 24 Uhr ebenso freuen wie 
Quer-Durchs-Saarland-Reisende über eine 
bessere Anschluss-Vernetzung. 

Die unzureichende Kapazität der Schie-
nen-Infrastruktur war angesichts extrem 
schlecht gemanagter Baustellen bei der Bahn 
unübersehbar. Erhebliche Verspätungen und 
Zusatzkosten entstanden. So verpassten nicht 
nur viele Reisende ihre Anschlüsse, vielmehr 
lief auch die Einsatzplanung für das Fahrper-
sonal völlig auf dem Ruder. Zugausfälle oder 
fehlendes Personal vom Bistro bis zum Lok-
führer waren zu beklagen.

Die Kosten steigen infolge der kriegsbe-
dingten Inflation und Lieferprobleme immer 
weiter. Ersatzteile und Betriebsstoffe bei den 
Fahrzeugen werden nicht wie gewohnt gelie-
fert. Vom Zusatzstoff »AdBlu« für die Die-
selbusse bis zur Schraube im Schienenfahr-
zeug zeigt die Versorgungslogistik immer 
neue Herausforderungen. Hohe Energie- und 
Personalkosten führen nun zur neuen Debat-
te, wie Länder, Kreise und Kommunen zu-
künftig überhaupt noch das Angebot finan-
zieren können. Die Mittel des Bundes reichen 
nicht mehr aus für das Bestandsangebot, ge-
schweige denn für die Ausweitung der Fahr-
pläne und Aufrüstung der Infrastruktur.

Das Bahnstrompreis war schon seit mehr 
als einem Jahr stark gestiegen, teilweise 
auf das Sechs- bis Zehnfache. Ebenso die 
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Saarbrücken Hbf, Gleis 12 am 18. Juli 2022. Foto: Werner Ried
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Personalkosten: Busfahrer, Fachpersonal für 
die Schiene sind kaum zu finden, und die 
Lohnkosten steigen. Die ersten mittelstän-
dischen Busunternehmen mussten bereits 
wegen der hohen Energiepreise Insolvenz an-
melden. Auch die Lage der Eisenbahnver-
kehrsunternehmen droht sich weiter zu ver-
schlechtern. Die saarländische Verkehrsmini-
sterin Petra Berg hatte bereits erwogen, das 
Angebot an Bussen und Bahnen auszudün-
nen. Auch die Kommunen und städtischen 
Verkehrsbetriebe schlagen Alarm mit Blick 
auf sinkende Einnahmen.

Diese Beispiele zeigen, dass die Finanzie-
rung des Verkehrs dringend verbessert wer-
den muss. Ein Umschichten des Verkehrse-
tats auf allen Ebenen wäre ein Ansatz, denn 
derzeit gibt es noch immer eine bevorzugte 
Finanzierung des Straßenverkehrs. Auch im 
Saarland sind noch immer Straßenbaupro-
jekte in Diskussion, was gar nicht mehr zur 
Klimapolitik passt.

Überfällig ist auch die saarländische Um-
setzung für eine bundesweiter Regelung beim 
»Gebührenrahmen für Bewohnerparkaus-
weise«. Im Gegensatz zu anderen Bundeslän-
dern steht die saarländische Regelung noch 
aus, die es den Kommunen erlaubt, einen hö-
heren und zumindest kostendeckenden, am 

besten sogar restriktiv-klimafreundlichen 
Gebührensatz für das Anwohner-Parkticket 
festzulegen. Der Tarif könnte dann nach Flä-
chenbedarf oder Gewicht gestaffelt sein. Der 
saarländische Gebührensatz von aktuell lä-
cherlichen 30 Euro im Jahr ist nicht mehr 
zeitgemäß. Das entspricht 8 Cent am Tag für 
das Abstellen eines SUV … Selbst der Vor-
schlag der Deutschen Umwelthilfe von einem 
Euro am Tag ist moderat. In Stockholm sind 
es zum Beispiel 1.300 Euro … Diese Gebühr 
wäre eine gute Quelle zur Finanzierung des 
öffentlichen Verkehrs. Und eine massive Re-
duzierung des Autoverkehrs hilft auch, auf 
den Neubau von Straßen und Parkhäusern 
und -plätzen zu verzichten. Das sind ernst zu 
nehmende Einsparpotenziale. Das Geld für 
den ÖPNV liegt somit auf der Straße!

Der erste Tag nach der Stilllegung der Saarbrücker Stadtautobahn im Jahr 2030. Foto: Sadija Kavgić
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Die schwarze Kunst lebt!
Hochwertige Druckerzeugnisse auf außergewöhnlichen 
Papieren bekommt Ihr in der BLATTLAUS-Druckerei.

Wir kombinieren moderne Technik mit traditionellem 
Druckhandwerk.

Ob Buch, Visitenkarte, 
Plakat oder Grußkarte.
Wer etwas Besonderes will, 
ist bei uns richtig.

BLATTLAUS Druck und Verlag
Ludwigstraße 29 - 66115 Saarbrücken
0681 - 37 21 75
www.blattlausverlag.de

Titel



28

Parkplätze in Gärten verwandeln
Saarbrücker Nachhaltigkeitsinitiativen verändern die Stadt

Von Ekkehart Schmidt

Das Leben von Menschen, Tieren und Pflan-
zen ist bedroht. Klar ist: Wir müssen unser 
ökonomisches System ändern. Aber warum? 
Neben den globalen Erfordernissen des Kli-
maschutzes muss sich ein Gemeinwesen auch 
auf bislang undenkbare Gefährdungen vor-
bereiten. Saarbrücken z. B. hat schon Erfah-
rungen mit extremen Wetterphänomenen wie 
Dürreperioden oder Starkregen mit Über-
schwemmungen, wie in Kleinblittersdorf 
2018, aber auch Hitzewellen mit bedroh-
lichen Folgen für die Gesundheit durchlitten. 
Auch die Energie- und Verkehrsinfrastruk-
tur der Stadt ist in hohem Maße von äuße-
ren Faktoren und überregionalen Netzen ab-
hängig. Neben dem Klimawandel hat auch 
die aktuelle Energiekrise die Augen dafür ge-
öffnet, wie notwendig der Umbau städtischer 
Ökonomie und Ökologie ist. 

Diese zwingenden Veränderungen auf lo-
kaler Ebene betreffen vor allem die Bereiche 
Energie, Verkehr, Landwirtschaft, Ernährung 
sowie Bildung. Wie also können die Betriebe 
und BewohnerInnen Saarbrückens unabhän-
giger von fossilen Energien werden und vor 
Systemzusammenbrüchen geschützt werden? 
Was muss die Gemeinde unternehmen, um 
dieser doppelten Herausforderung zu begeg-
nen?

Konzepte gibt es genug. Zunächst sollte 
die Stadt den im Juni 2019 ausgerufenen Kli-
manotstand mit konkreten Maßnahmen und 
Programmen füllen. Dabei ist sie auf die Un-
terstützung der BürgerInnen angewiesen. 
Hier hat sich viel Kompetenz im Naturschutz 
angesammelt. Dazu sind in den letzten Jahren 
viele neue Vereine und Initiativen entstanden, 
die in der Stadt aktiv sind, neue Ansätze er-
proben und politische Forderungen erarbei-
ten. Sie sollen hier vorgestellt werden.

Die etablierten Verbände

Der 1955 gegründete NABU Saar ist mit 
18.000  Mitgliedern die größte und älte-
ste Umweltorganisation im Saarland. Seine 
Stärke ist die aktive Basis in 34 Ortsgruppen 
und 15 Kinder- und Jugendgruppen der Na-
turschutzjugend (NAJU). Der NABU setzt 
sich für die Erhaltung der biologischen Viel-
falt ein. So retten die AktivistInnen des Saar-
brücker NABU unzählige Amphibien bei ih-
rer gefährlichen Wanderung zur Laichzeit, sie 
helfen den Mauerseglern mit dem Bau von 
Nestern, geben Tipps für den Aufbau von Vo-
geltränken. Sie bringen den Boden zum Blü-
hen, z. B. auf dem Burbacher Waldfriedhof, 
und behüten die wildwachsenden Orchideen 
auf den St. Arnualer Wiesen.

Große FreundInnen der Bienen sind die 
35 ImkerInnen des 1906 gegründeten Saar-
brücker Imkervereins. Um das Bienenster-
ben zu stoppen, hat dieser eine Reihe von 
Rettungsaktionen initiiert. Der Verein sucht 
UnterstützerInnen bei Hauseigentümern und 
Garten- und Friedhofsämtern, um neben den 
bereits im Stadtgebiet lebenden 185 Bienen-
völkern weitere anzusiedeln. 

1971 wurde die Saarbrücker Ortsgrup-
pe des Bundes für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) gegründet. Damals 
in Zeiten erster beunruhigender Meldungen 
über den sauren Regen und Kritik an der 
Atomenergie wurde der Erhalt der natürlichen 
Lebensgrundlagen zu einem zentralen Anlie-
gen. Der Verein erlebte ein stetiges Wachstum 
auf heute 5.500 Mitglieder. Ein Meilenstein 
war 2001 der Kauf einer Immobilie am heu-
tigen Cora-Eppstein-Platz, die zum »Haus der 
Umwelt« umgewandelt wurde. Dort befinden 
sich neben der BUND-Geschäftsstelle auch 
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Büroräume anderer Vereine und Initiativen 
wie Greenpeace, der Verein Mehr Wert, das 
Bio-Restaurant moccachili und der Weltladen 
Kreuz des Südens. 

Seit 1973 bemüht sich die Fairtrade Initia-
tive Saarland, dass Kaffee, Tee, Gewürze und 
viele andere Produkte zu einem Preis verkauft 
werden, der den ProduzentInnen ein Leben 
in Würde ermöglicht. 1990 wurde am St. Jo-
hanner Markt mit dem Weltladen ein Fachge-
schäft für fair gehandelte Produkte eröffnet. 
Getragen wird der Laden im Haus der Um-
welt vom Verein Kreuz des Südens. Längst 
gibt es auch andere Geschäfte mit einem ähn-
lichen Angebot, wie der CONTIGO Fairtra-
de Shop, die Spielbar sowie Läden mit fairer 
Kleidung wie Grünstreifen, Loup, Marienkä-
fer, Work & Wear oder Zweigesicht.

Das 1989 gegründete Netzwerk Entwick-
lungspolitik im Saarland e. V. (NES) ist der 
Dachverband von 40 Vereinen und Initiati-
ven. Die Arbeit konzentriert sich auf die Be-
reiche Globales Lernen und Nachhaltiger 
Konsum. Das NES hat an den entwicklungs-
politischen Leitlinien des Landes mitgearbei-
tet. 

Der bundesweit 1986 und im Saarland 
1988 gegründete Verkehrsclub Deutschland 
(VCD) versteht sich als Anwalt für viele Ver-
kehrsteilnehmer, denen eine umweltverträg-
liche Mobilität am Herzen liegt. Der All-
gemeine Deutsche Fahrrad-Club Landes-
verband Saarland (ADFC) setzt sich für die 
gleichen Ziele ein, legt dabei aber den Schwer-
punkt auf das Radfahren. Er engagiert sich 
seit 1991 für verbesserte Bedingungen für das 
Radfahren in der Landeshauptstadt. Im Dia-
log und im Konflikt mit Verwaltung und Po-
litik sowie mit vielfältigen Aktionen, wie ei-
ner Gebrauchtfahrradbörse oder Vorschlägen 

zum Ausbau des Radwegenetzes, konnten ei-
nige Verbesserungen durchgesetzt werden. 

Die ADFC-Initiative »Freie Lastenräder« 
ermöglicht die kostenfreie Ausleihe von La-
stenrädern für alle. Leihen statt Kaufen. Zum 
anderen geht es um ein Umdenken in der ur-
banen Mobilität mit Blick auf Ressourcen-
schonung und Verkehrsberuhigung. Mit dem 
»Molschder Muli« am Malstatter Stadtteilgar-
ten, dem »Radlader« des Regionalverbands 
beim ADFC und anderen Anbietern kann 
man ausprobieren, schwere Lasten innerstäd-
tisch auch ohne Auto zu transportieren.

Neue Initiativen

Nach der Pariser Klimakonferenz 2015 ent-
standen neue, dezentral agierende Initiativen, 
die mit ihren Projekten und Forderungen zu-
nehmend die öffentliche Wahrnehmung prä-
gen. Vor allem die Klimaschutzdemos seit 
2019 zeigten: Die sich verschärfenden globa-
len Krisen erzwingen radikalere Forderungen 
auch an die lokale Politik.

Neue Initiativen wie »Clean-up«, »Criti-
cal Mass«, »Foodsharing«, die »Saar Veggies«, 
»Transition Town Saarbrücken« oder die 
»Weltveränderer«, aber auch Geschäfte wie 
der 2017 eröffnete Unverpackt-Laden oder 
Rettich – Der Retterladen leiteten den Wan-
del ein. Sie konzentrieren sich auf die Lebens-
mittelproduktion und -rettung, nachhaltige 
Ernährung sowie den Umbau des städtischen 
Verkehrs.

Für sie ist klar: Die in den 1960er-Jahren 
gebaute »autogerechte Stadt« Saarbrücken mit 
ihren überdimensionierten Straßen ist zwin-
gend zurückzubauen, um den Bedürfnissen 
von Fußgängern, Rad- und Scooterfahrern 
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gerecht zu werden. »Es wird vermehrt Trink-
wasser öffentlich zur Verfügung gestellt« for-
dert Fridays for Future 2019 und verlangt wei-
ter, »angenehme Plätze zum Verweilen und 
kommunikationsfördernde Sitzgruppen auf 
Plätzen« zu schaffen. Um Platz geht es auch 
beim »Parking Day«, der seit 2015 in Saar-
brücken stattfindet. An einem Tag im Sep-
tember werden punktuell Straßenparkplätze 
zum Verweilen statt zum Parken genutzt.

Nirgendwo in Deutschland wird so wenig 
Rad gefahren wie im Saarland. Es existieren 
z. B. kaum Radwege, auf denen Kinder gefahr-
los fahren können. Neben der Lobbyarbeit für 
eine fahrradgerechte Stadt stieg im März 2016 
das informelle Radelkollektiv auf die Drahte-
sel und schloss sich der internationalen Aktion 
»Critical Mass« an. Seit 2021 gibt es auch in 
Saarbrücken »Kidical Mass«. Sie wollen errei-
chen, dass Kinder und Jugendliche sicher mit 
dem Rad durch die Stadt fahren können.

Verschwendung vermeiden

Der 2017 gegründete Verein Weltverände-
rer bietet in Malstatt Stadtführungen an, 
unter dem Motto »Malstatt global nachhal-
tig«. Dazu werden monatlich von BUND 
und Weltveränderern »Repair Cafés« in der 
Breite 63 angeboten. Einer der Vorreiter, 
der so etwas schon vor gut 15 Jahren ange-
boten hat, war das Stadtteilbüro der Diako-
nie in Malstatt. Es geht darum, Geräte vor 
dem Schrott zu bewahren und gegen die 

Wegwerfgesellschaft zu agieren. Fahrrad-
werkstätten bietet neben dem ADFC auch das 
Stadtteilbüro Alt-Saarbrücken an.

Unter dem Motto »Einfach. Jetzt. Machen« 
erprobt der Verein Transition Town Saar-
brücken, wie es sich anders und besser leben 
lässt. 2017 haben sie einen Gemeinschaftsgar-
ten am Staden angelegt, organisieren große 
Verschenkbörsen und haben 2021 die erste 
Verschenkhütte des Saarlandes an der eli.
ja-Kirche eröffnet, die rund um die Uhr zu-
gänglich ist. Zu erwähnen sind auch die oft 
in Privatinitiative errichteten »offenen Bücher-
schränke«, in denen man Bücher abgeben und 
sich kostenlos andere mitnehmen kann. Diese 
gibt es u. a. am Schlossplatz, im Werkhof Nau-
wieser 19, im Theater im Viertel, neben der 
Stiftskirche St. Arnual oder beim »Open Book 
Contest« in der Heinrich-Böcking-Straße.

Für ein anderes Konsumverhalten und ins-
besondere die Wiederverwertung nicht mehr 
verkäuf licher Lebensmittel setzen sich in 
Saarbrücken auch Dutzende Menschen ein, 
die ursprünglich an den Abfalltonnen von 
Supermärkten »containert« haben, dann aber 
einen Ortsverein der bundesweit 2012 ent-
standenen »Foodsharing«-Initiative ins Le-
ben riefen. Während das Containern diskret 
abläuft, da es in Deutschland noch illegal ist, 
ist das Teilen von Lebensmitteln dessen le-
gale Weiterentwicklung. Viele Betriebe, vor-
wiegend inhabergeführte, erklären sich ge-
genüber Foodsharing bereit, aussortierte, aber 
noch genießbare Lebensmittel zu spenden, 
statt sie wegzuwerfen. Diese werden an vier 
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»Fairteilern« kostenlos zur Verfügung gestellt:
an der eli.ja-Kirche, an St. Jakob, im Kultur- 
und Werkhof und an der Evangelischen Kir-
che Malstatt.

Die Stadt ist seit 2022 auch Teil der bun-
desweiten Initiative »Städte gegen Food Wa-
ste«, die bis 2024 laufen wird. Hier wirkt auch 
die schon 1998 am Burbacher Markt gegrün-
dete Tafel Saarbrücken mit, die aus solchen 
Lebensmitteln Speisen für Bedürftige kocht. 
In der Praxis bedeutet das: Seit 1999 leiten 
über 100 ehrenamtliche MitarbeiterInnen den 
vorhandenen Überschuss nicht mehr verkäuf-
licher Lebensmittel insbesondere von Super-
märkten an sechs Tagen pro Woche dorthin, 
wo Bedarf besteht. Im August 2020 machte 
im Nauwieser Viertel Rettich – Der Retter-
markt auf, in dem günstig erworbene Wa-
ren mit abgelaufenem Haltbarkeitsdatum zu 
fairen Preisen verkauft werden. 

Gemeinsam gärtnern

Innerstädtische Gärten sind wichtige Bau-
steine des Klimaschutzes, weil ihre Bäume und 
Gartenböden als CO2-Speicher dienen. In pri-
vaten und gemeinschaftlich betriebenen Gär-
ten lernen Menschen viel über eine nachhaltige 
Gartengestaltung. Im Stadtverband gibt es ne-
ben einigen Kleingärten auch sechs Gemein-
schaftsgärten: den »Garten Eden« an der eli.
ja-Kirche, ein vor allem als sozialer Treffpunkt 
konzipierter »Quartiersgarten« in der Lebacher 
Straße in Malstatt, zwei Gärten in der Hal-
bergstraße – das Beet am Staden und das Park-
beet am »Raum4« – sowie einen in Ludweiler. 
Angesichts der Forderung von Fridays for Fu-
ture, dass es in jedem Stadtteil solche Gärten 
geben sollte, ist dies erst ein Anfang.

Eine Gruppe rund um die drei Jahre nach 
der Schließung des Fridel-Marktes in der Hal-
bergstraße entstandene Coworking-Space 
Halle4 begann im Herbst, auf dem Dach ein 
kleines Gewächshaus mit Pflanzkübeln und 
selbst gebauten Hochbeeten aufzubauen. Sie 
gründeten den Verein Parkbeet. Man möchte 
hier alle versammeln, die Lust haben, »einen 
nachbarschaftlichen Treffpunkt, Ort der Be-
gegnung von Jung und Alt, Austauschplatt-
form von Gartenwissen und Wohlfühlplatz 
gleichermaßen« zu errichten. Das Projekt ist 
eines der ersten, bei dem auf Gebäuden Le-
bensmittel gepflanzt werden.

Bildung for future

Seit 1998 gibt es ein Projekt der »solidarischen 
Landwirtschaft« aus dem 2015 der Stadtbau-
ernhof im Almet entstand. Der Verein möch-
te die nachhaltige Erzeugung von Nahrungs-
mitteln erlebbar gestalten und dies vor allem 
Kindern und Jugendlichen vermitteln. Auf 
dem Hof wird Gemüse angebaut, das per Di-
rektvermarktung verkauft wird. Hier gibt es 
auch Hühner und Bienen, »Kids in Gum-
mistiefeln« und eine Upcycling-Werkstatt. 
Mit seinem kunterBUNDmobil, einem Bus, 
der als mobiles Klassenzimmer dient, ist der 
BUND seit 2000 an Schulen und Kindergär-
ten aktiv. An Projekttagen in Schulen oder 
in der Natur werden Kinder mit naturkund-
lichen und Umweltthemen vertraut gemacht. 
Direkt in Schulen agiert auch Acker e. V.: 
Kinder lernen in Schulgärten, eigenes Obst 
und Gemüse anzubauen.

Diese Beispiele sind ermutigend, reichen 
aber keineswegs, einen grundlegenden Wan-
del in die Wege zu leiten. Dafür müssten sich 
viel mehr Menschen engagieren und die po-
litische Mehrheit erringen, um den radikalen 
ökologischen und sozialen Umbau vorantrei-
ben zu können.

Titel
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Das Schweigen der Ausländerbehörde
Die Warteschlange in Lebach wird kaum kürzer

Von Sadija Kavgić und Bernhard Dahm

Seit zwei Monaten beginnt Hata D. den Tag 
mit einer Tasse Kaffee und damit, die Te-
lefonnummer 0681 501-67832 zu wählen. 
Das ist die Nummer der Ausländerbehör-
de in Saarbrücken. Diese gibt es seit einem 
Jahr nicht mehr. Folglich landet der Anruf 
bei der Zentralen Ausländerbehörde in Le-
bach. Hata D. versucht jeden Vormittag, ei-
nen Kontakt zur Behörde herzustellen, um 
einen Termin vereinbaren zu können. Ende 
Oktober 2022 endete die Aufenthaltserlaub-
nis ihres Bekannten, der seit zwei Jahren für 
eine deutsche Firma an der Ausbesserung 
von Straßen und Kanälen arbeitet. Als bos-
nisch-herzegowinischer Staatsbürger braucht 
er eine gültige Aufenthaltserlaubnis. 

»Da klingelt es immer nur, und niemand 
hebt ab. Als ich das erste Mal mit einer Frau 
am 27. Oktober sprechen konnte, hat sie mir 
versichert, dass mein Bekannter schnell einen 
Termin bekommen würde.« erzählt Hata D. 
»Zwischendurch wurde ich an den Sachbe-
arbeiter durchgestellt, aber da hebt auch nie 
jemand ab. Inzwischen haben wir auch eine 
E-Mail geschickt, damit wir wenigstens einen 
schriftlichen Nachweis haben. Bisher kam 
nur eine automatische Antwort.«

Leben im Drei-Monats-Takt

Asim M. hat dagegen Probleme anderer Art. 
Er telefoniert nicht mehr mit Lebach, sondern 
lässt seinen Führerschein übersetzen. Er hat 
im Internet herausgefunden, dass er angeblich 
als KFZ-Fachkraft leichter eine Arbeits- und 
Aufenthaltserlaubnis bekommen kann. Schon 
2019 hatte er ein Angebot, bei einem Hähn-
chen-Grill zu arbeiten. Damals gelang es ihm 
nicht, seinen Aufenthalt zu legalisieren. Ob-
wohl er in Lebach wohnte, war es ihm nicht 

möglich, einen Antrag zu stellen. Stattdessen 
wurde er aufgefordert, Deutschland zu verlas-
sen und bei der Deutschen Botschaft in Sara-
jevo einen Antrag zu stellen. Er hatte aller-
dings Glück, und die Behörde in Saarbrücken 
nahm seinen Antrag an. Dies lag daran, dass 
diese offensichtlich bereit war, ihren »Ermes-
sensspielraum« zugunsten des Antragsstellers 
zu nutzen. Dennoch verließ Asim M. vor Ab-
lauf seines dreimonatigen visafreien Aufent-
halts das Land, ohne das Ergebnis abzuwar-
ten. Er wollte kein Einreiseverbot riskieren, 
denn mittlerweile hat er hier eine Frau ken-
nengelernt und mit ihr eine Familie gegrün-
det. Und solange er keine Aufenthaltserlaub-
nis hat, lebt er in einem Drei-Monats-Takt. 
Das heißt für ihn, drei Monate visafreien Auf-
enthalt in Deutschland, dann Ausreise und 
dreimonatige Abwesenheit. Erst dann ist eine 
erneute Einreise nach Deutschland wieder er-
laubt. Seit einem Jahr versucht er, wieder eine 
Arbeitserlaubnis zu bekommen. Er wird da-
bei von einem saarländischen Bäckermeister 
unterstützt, der händeringend Arbeitskräfte 
sucht. »Ich habe hier einen Mietvertrag«, sagt 
Asim M., »habe ein Auto auf meinen Namen 
angemeldet und die Krankenversicherung bei 
der AOK. Was mich verzweifeln lässt, sind die 
bislang unüberwindlichen Schwierigkeiten, 
eine Arbeits- bzw. Aufenthaltserlaubnis zu 
bekommen.«

Hallo, ist da jemand?

Wie es jemandem ergehen kann, der ein Do-
kument schnell benötigt, zeigt das Beispiel 
eines tunesischen Ehepaars. Sie hatten eine 
kurze Aufenthaltserlaubnis, die abgelaufen 
war. Ein Ehepartner erkrankte schwer, und 
sie konnten Deutschland nicht rechtzeitig 
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verlassen. Deswegen mussten sie das Amt bit-
ten, ihnen eine sogenannte Duldung auszu-
stellen. Das brauchte Zeit, die das Ehepaar 
nicht hatte: wegen eines familiären Notfalls 
mussten sie nach Tunesien fliegen. Das ging 
aber nicht, da sie dafür eine »Grenzübertritt-
bescheinigung« brauchten. Dafür ist Lebach 
zuständig. Alle Versuche, auch die eines ein-
geschalteten Anwalts, die benötigte Beschei-
nigung zu erhalten, scheiterten. Am Ende die-
ser quälenden Prozedur stand für das Ehepaar 
ein Desaster. Am Frankfurter Flughafen wur-
den sie verhaftet und verhört, bevor sie nach 
Tunesien zurückkehren konnten. Eine erneu-
te Einreise nach Deutschland ist damit frag-
lich geworden.

Auf die Missstände bei der saarländischen 
Ausländerbehörde wurde die Öffentlichkeit 
erst aufmerksam, als der verantwortliche In-
nenminister Klaus Bouillon (CDU) ohne 
Vorankündigung die Schließung der Saar-
brücker Außenstelle zum 1. Januar 2021 an-
ordnete. Dabei stand die Behörde schon am 
Limit, was die Arbeitsfähigkeit betraf, denn 
immer mehr Mitarbeiter waren aus unter-
schiedlichen Gründen ausgeschieden. Die 
vakanten Stellen wurden nicht mehr besetzt. 
2020 waren es acht, ein Jahr später bereits elf 
Mitarbeiter.

Viele Verbände und auch der Saarbrücker 
Stadtrat übten an der Schließung der Behörde 
scharfe Kritik. Bouillon verweigerte darüber 
jede Diskussion. Auf ein kritisches Schreiben 
der Liga der freien Wohlfahrtspflege antwor-
tete das Ministerium mit einem dreisten Ei-
genlob: »Mit der Zentralen Ausländerbehörde 
am Standort Lebach verfügt das Saarland«, so 
das Ministerium, »über ein allen aufenthalts-
rechtlichen Belangen gerecht werdendes mo-
dernes und überaus leistungsfähiges Dienst-
leistungszentrum.«

Bürgernähe in weiter Ferne 

Von dieser Leistungsfähigkeit merken die 
ca. 135.000 Menschen ohne deutschen Pass 
nur wenig. Allein in Saarbrücken gibt es 
43.000 Menschen, die auf eine funktionie-
rende Behörde angewiesen sind. Betroffen 
sind auch die gewerbliche Wirtschaft, Pflege-
einrichtungen, Krankenhäuser und Dienstlei-
ster aller Art, deren ArbeitnehmerInnen sich 

aufgrund fehlender Bescheinigungen ständig 
am Rande der Illegalität bewegen. Die Ab-
wahl von Bouillon im März 2022 war auch 
deswegen mehr als verdient und beendete 
eine von Skandalen und Unfähigkeit geprägte 
Amtszeit.

Nun ist seit Mitte des Jahres mit Reinhold 
Jost (SPD) ein neuer Innenminister im Amt. 
Die Saarbrücker Hefte haben das Ministe-
rium angefragt, ob Verbesserungen geplant 
seien. 

Im Jahr 2022, so die Antwort des Ministe-
riums, seien Finanzmittel zur befristeten Ein-
stellung von 17 Personen bis zum 31. Dezem-
ber 2024 bereitgestellt und umgesetzt wor-
den. Zudem seien weitere Finanzmittel zur 
befristeten Einstellung von 12 Personen bis 
31. Dezember 2023 bereitgestellt worden. 
Aktuell gibt es, so die Auskunft des Mini-
steriums, Probleme bei der Besetzung der va-
kanten Stellen, weil wenige qualifizierte Ar-
beitskräfte zur Verfügung stehen. Deswe-
gen bleiben Ausschreibungen erfolglos und 
müssen wiederholt werden. Trotz der an-
gespannten Personalsituation und der ho-
hen Belastung durch die Betreuung von fast 
14.000 Menschen aus der Ukraine sei es, so 
das Ministerium, gelungen, die nicht bearbei-
teten 40.000 Anträge um ein Drittel zu re-
duzieren. 

Von einer Wiedereinrichtung der Zweigstel-
le in Saarbrücken ist allerdings keine Rede. 
Selbst die noch von Bouillon angekündigte 
Einrichtung einer Anlaufstelle für die Tau-
senden ausländischen Studierenden an der 
Saar-Universität wird immer noch geprüft.

Eine gute Nachricht zum Schluss. Die Hart-
näckigkeit von Hata D. hat sich endlich ge-
lohnt. Einen Tag vor Redaktionsschluss er-
hielt ihr – seit dem 31. Oktober ohne gültige 
Aufenthaltserlaubnis und damit auch illegal 
lebender und arbeitender – Bekannter kurz 
vor Weihnachten einen Termin in Lebach. 
Dann kann er seinen Antrag auf Verlänge-
rung der Aufenthaltserlaubnis abgeben. 

Zeitgeschehen
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Sozialproteste in der Krise
Appelle an die Regierung genügen nicht

Von Jonas Boos

Jede/r sechste SaarländerIn ist einem Armuts-
risiko1 ausgesetzt. Während Elendsverwal-
tungen wie Wärmestuben und Tafeln auf-
grund des »Kunden«-Zuwachses reihenweise 
Aufnahmestopps verhängen, sind die Gehäl-
ter der Vorstände von DAX-Konzernen durch 
die Explosion der Gewinne im abgelaufenen 
Geschäftsjahr um knapp 25 Prozent gestie-
gen. Damit sich Verzweiflung, Existenzan-
gst und Wut nicht gegen die politischen Ent-
scheidungsträger entladen, versuchen diese, 
den »sozialen Frieden« zu wahren und dem 
vorherrschenden Leiden zunächst einen hö-
heren Sinn zu verleihen. Schon im März 
meinte der ehemalige Bundespräsident Joach-
im Gauck, man könne »für die Freiheit auch 
einmal frieren«. Oder: »Wer Energie spart, 
stärkt das Land«, so Wirtschaftsminister Ro-
bert Habeck, den Standortnationalismus be-
dienend. Dabei können BezieherInnen nied-
riger Einkommen in der Regel nichts zurück-
legen für »schlechte Zeiten«, da die Zeiten für 
sie nie gut sind. Politische Appelle an Unter-
nehmen, auf Gewinn zu verzichten, bleiben 
indes weitgehend aus. »Wir« müssen jetzt zu-
sammenhalten und gemeinsam Opfer bringen 
– so auch die zentrale Botschaft der »Konzer-
tierten Aktion«, zu der Bundeskanzler Scholz 
die Spitzen der Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbände einlud. Der Auftrag an die Ge-
werkschaften ist dabei klar: sich mit Lohn-
zurückhaltung in den Dienst der bedrohten 
Konjunktur sowie der Inflationsbekämpfung 
stellen. 

Jörg Hofmann, Vorsitzender der IG Me-
tall, kündigte entsprechend an: »Die IG Me-
tall handelt vernünftig. Wir haben das Wohl 
des ganzen Landes im Blick.« Deutsche Ge-
werkschaftspolitik fungiert also einmal mehr 
als Ordnungsmacht der bestehenden Verhält-
nisse im Bündnis mit Staat und Kapital statt 

als soziale Gegenmacht. Dass es auch anders 
geht, zeigt der Blick ins Ausland: In Belgien 
drohen die Gewerkschaften mit einem Gene-
ralstreik, in Großbritannien werden die hef-
tigsten Arbeitskämpfe seit Jahrzehnten ge-
führt. In Frankreich kam es im Herbst zu 
landesweiten Streiks – beginnend mit den Be-
schäftigten der Öl-Raffinerien, traten weitere 
in den Arbeitskampf, u. a. aus der Autoindus-
trie, den AKWs und dem Erziehungssektor. 
In Spanien kam es bereits im Frühjahr zu hef-
tigen Protesten gegen Preissteigerungen – die 
Regierung bemühte sich daraufhin, die Kri-
senkosten sozial zu begrenzen.

Genug ist genug! 

In Deutschland startete im September die 
bundesweite Kampagne »Genug ist Ge-
nug!« (G!G) nach dem Vorbild von »Enough 
is Enough« aus Großbritannien – dort ist es 
gelungen, Tausende BürgerInnen, Gewerk-
schafter und AktivistInnen auf die Straße zu 
bringen. Auch im Saarland gründete sich ein 
regionaler Ableger von »G!G«. Neben ersten 
kleinen Aktionen und der Erarbeitung eines 
Forderungskatalogs fand am 12. November 
eine Kundgebung unter dem Motto »Reden. 
Vernetzen. Protestieren« statt. Gut 80 Men-
schen versammelten sich in Saarbrücken vor 
der Europagalerie und konnten in teilwei-
se wütenden, teilweise bedrückenden State-
ments eines Erziehers, eines Schreinerlehr-
lings, eines Studierenden, einer Rentnerin 
und eines Arbeiters aus dem Baugewerbe er-
fahren, wie sehr die Krisen insbesondere die-
jenigen im Alltag trifft, die von Armut betrof-
fen sind und die für höhere Löhne kämpfen. 
Das Bündnis strebt eine weitere Vernetzung 
mit Arbeitskämpfen an. Darüber hinaus rief 
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im Saarland ver.di für den 29. September zur 
Bildung eines breiten Bündnisses für Sozial-
proteste auf – über 60 Gruppen versammeln 
sich unter der Überschrift »Nicht mit uns – 
wir frieren nicht für Eure Profite«. Bundes-
weit initiierte ver.di einen Aktionstag am 
22. Oktober mit, unterstützt von GEW, attac,
BUND und weiteren. Die Anzahl an Prote-
stierenden blieb mit insgesamt ca. 24.000 Per-
sonen deutlich hinter den Erwartungen zu-
rück – anscheinend fehlt einem Großteil der
unmittelbar Krisenbetroffenen der Glaube an
die Wirkmächtigkeit von Protesten sowie de-
ren Appelle an die Regierung und damit auch
die Motivation zur Beteiligung. Im Saarland
fand keine Aktion statt – hierzulande wird zu
einer Demonstration am 3. Dezember mobi-
lisiert; ob es gelingt, eine gewichtige Teilneh-
mendenzahl auf die Straßen Saarbrückens zu
bringen, wird sich zeigen. Aktuell hätte insbe-
sondere die IG Metall mit ihrem hohen Orga-
nisationsgrad und ihrer Kampferfahrung die
besten Möglichkeiten, Sozialproteste zu un-
terstützen, sie sogar in die entscheidende Pha-
se ihrer Tarifrunde mit einzubinden und da-
mit gesamtgesellschaftspolitische Verantwor-
tung zu übernehmen.

Ob die Gewerkschaften dauerhaft eine Füh-
rungsrolle bei den Protesten der kommenden 
Monate einnehmen und es schaffen, die Be-
völkerung zu mobilisieren, bleibt abzuwarten. 
Bisher wirken die gewerkschaftlichen Initia-
tiven eher beschränkt auf »konstruktive Ver-
besserungsvorschläge«, pflichtschuldig und 
unbestimmt. Im »Nicht mit uns«-Bündnis 
heißt es: »Wir fordern eine Gesamtstrategie 
für eine nachhaltige, bezahlbare Grundver-
sorgung: Energie, Mobilität, Ernährung und 
Wohnen sowie soziale und kulturelle Teilha-
be müssen für alle bezahlbar sein.« Doch auch 
konkretere Forderungen wie von »Genug ist 
Genug« – bspw. die Einführung eines Preis-
deckels für Energie und Mieten, das Verbot 
von Gas-, Strom-, und Wassersperren oder die 
Verstaatlichung der gesamten Energieversor-
gung – sind letztlich Hilferufe an den Staat, 
der das Leiden verringern soll.

Natürlich scheint es angesichts der existen-
ziellen Krisensituation als sinnvoll, Umvertei-
lung von oben nach unten zu fordern und ge-
gen eine Politik zu kämpfen, die Reiche rei-
cher und die Arme ärmer macht. Doch nicht 
die Verteilung des Reichtums und nicht die 
Verfügungsgewalt über die Unternehmen 

sind ursächlich für Armut, Ausbeutung 
und Krisen, sondern der Zweck der kapita-
listischen Produktionsweise: Ziel ist die Geld-
vermehrung und nicht die Produktion gesell-
schaftlich notwendiger Dinge wie Nahrung, 
Kleidung oder Wohnungen. Die sich zuspit-
zenden Krisen schreien daher geradezu nach 
solidarischen, gesellschaftlich planvollen Lö-
sungen, die die Bedürfnisse der Menschen 
über die privatkapitalistische Waren- und 
Marktlogik stellen.

Krisenlösung von Rechts

In der sogenannten Migrationskrise 2015 und 
der Covid-19-Pandemie hat sich gezeigt, wie 
anfällig große Teile der Bevölkerung für Ver-
schwörungsmythen und rechte Parolen sind. 
Im Saarland hat das aus den Corona-Pro-
testen hervorgegangene Aktionsbündnis »Wir 
sind die rote Linie« inzwischen auch Forde-
rungen zur Energiekrise mit aufgenommen: 
Neben dem sofortigen Stopp der »Selbstzer-
störung ihres Landes« fordern die Protestie-
renden u. a. die »Öffnung der Gaspipeline 
Nord Stream 2« und den »Stopp milliarden-
schwerer Gewinne für Großkonzerne«. Die 

Foto: Jonas Boos

Zeitgeschehen



36

Teilnehmendenzahl ist inzwischen zwar auf 
ca. 150 bis 200 Menschen gesunken, in ih-
rer Hochphase im Frühjahr 2022 brachten 
die »Rote-Linie«-Demos aber gut 5.000 Men-
schen auf die Straße – damals wie heute mit-
organisiert und geprägt von Rechtsextre-
misten aus Reichsbürger-, Verschwörungs- 
und Neonazi-Milieu (siehe Saarbrücker 
Heft e 122). Dabei geht eine besondere Gefahr 
von verkürzter Krisenanalyse aus, weil sie die 
Existenz von bestimmten Menschengruppen 
verantwortlich für die soziale Krise macht. 
Demnach gefährden in Deutschland tradi-
tionell EinwanderInnen den Wohlstand und 
sollen am besten aus dem Land verschwinden. 
Dass diese überhaupt in Deutschland sind, so 
die Wahnvorstellung, ist das Werk mächtiger, 
in Verborgenen agierender Gruppen. Für die 
Krisen des Kapitalismus, für Kriege, Seuchen 
und Naturkatastrophen wird vor allem die 
»jüdische Weltverschwörung« verantwortlich 

gemacht. Hier sei an die Weltwirtschaftskri-
se von 1929 erinnert, die zu einem weltweiten 
Vormarsch des Faschismus unter deutscher 
Führung, zum Zweiten Weltkrieg und zur Er-
mordung der europäischen Juden geführt hat. 
Statt vermeintlich Schuldige zu suchen, müs-
sen in den Sozialprotesten die vorherrschen-
den Zwangsverhältnisse der kapitalistischen 
Produktionsweise kritisch hinterfragt werden. 
Dazu braucht es Menschen und Strukturen, 
die Aufklärung und Kritik organisiert in die 
Bewegungen tragen. Ob sich daraus eine rele-
vante Gegenkraft zu rechten Krisenprotesten 
oder gar zur vorherrschenden Krisenpolitik 
entwickelt, wird sich zeigen.

1  Der Indikator Armutsrisikoquote misst den An-
teil der Bevölkerung, dessen Einkommen unter-
halb der Armutsrisikoschwelle liegt. Es zeigt, wie 
viel Menschen im Saarland weniger als 60 Pro-
zent des mittleren Einkommens haben.
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Der Aufmarsch der Gläubigen
Reaktionäre Katholiken demonstrieren in Saarbrücken 

Von Karolina Kaltschnee

Es ist kurz nach Mittag, als die Vorberei-
tungen der Gegendemonstrierenden begin-
nen. Einige kommen in Gruppen, andere ver-
einzelt, viele von ihnen haben auch in den 
letzten Jahren mitdemonstriert. Vor Wochen 
kamen die ersten Aufrufe über Social Me-
dia – jetzt packen die Ersten Plakate und be-
schriftete Pappschilder aus Rucksäcken und 
Taschen. 

Ein paar Frauen spannen bunte Regen-
schirme auf den Gehweg in der Heinestraße 
in Saarbrücken auf. »Geht beten, aber nicht 
hier« und »my body my choice« steht auf den 
Schirmen vor der Pro-familia-Beratungsstel-
le im Südosten der Stadt. Unter einem klei-
nen Zelt stehen Tische, darauf Sektgläser, Ku-
chen: »Wir feiern das Leben«, sagt eine der 
Frauen. In diesem Jahr haben sich mehrere 
Aktionsbündnisse zusammengeschlossen, um 
gegen den sogenannten Marsch für das Le-
ben, der durch die Saarbrücker Innenstadt 
führt, zu demonstrieren. My Body my choice 
Saarbrücken, Omas gegen Rechts: Über 
300 Menschen werden am Ende dabei sein.

Auf der anderen Seite der Kreuzung stehen 
Anhänger der Priesterbruderschaft St. Pius X 
– an diesem Samstag laufen in Saarbrücken 
Priester, Priesteranwärter und Gemeindemit-
glieder aus dem Saarland und anderen Regi-
onen Deutschlands mit. Aber auch Gläubige 
aus Frankreich, extra für die Veranstaltung 
angereist. Die Frauen tragen lange Röcke, die 
Männer sind adrett gekleidet – eine Mischung 
aus Funktionskleidung und Altherren-Beige. 
In den ersten Reihen stehen Kinder und Ju-
gendliche. Sie halten Schilder und Transpa-
rente: »Mami, gib mir die Chance zu leben«. 
Angemeldet hat die Veranstaltung Peter F.. 
Der Impfgegner äußert sich öffentlich ho-
mophob und bezeichnet pro familia als »kin-
derzerfleischende Organisation«. F. ist gläu-
biger Katholik – und zählt zum Umfeld der 
Pius-Brüder.

Die Piusbruderschaft wurde um 1970 he-
rum vom streng konservativen Priester Mar-
cel Lefebvre gegründet. Sein Lehrer, Henri Le 
Floch, war Anhänger der demokratiefeind-
lichen und nationalistischen Action Françai-
se, die Verschwörungsmythen und antisemi-
tische Hetze verbreitete – viele Inhalte der 
Ideologien finden sich auch heute noch in 
Schriften und Reden der Piusbruderschaft.

Pius-Brüder in Saarbrücken

Das Saarbrücker Prioritat St.  Maria zu 
den Engeln besteht seit 1978 und gilt mit 
500 Mitgliedern als größte Gemeinde in 
Deutschland. Weltweit unterhalte die Bru-
derschaft mehr als 60 Niederlassungen. Ab-
geschottet und praktisch unsichtbar seien sie, 
sagen SaarbrückerInnen auf die Frage, ob sie 
Gemeindemitglieder häufiger sehen würden. 
Diese Parallelgesellschaft schaffe sich eigene 
Realitäten und Gesetze, zumeist unerkannt 
von der Öffentlichkeit, und erzieht Kinder 
und Jugendliche in ihrem Sinne. 

Zwei Schulen der Piusbruderschaft existie-
ren allein in Saarbrücken – ein reines Jun-
geninternat, das zu einer Erweiterten Real-
schule gehört, und eine Grundschule. Ins-
gesamt werden 80 Kinder nach den streng 
katholischen Glaubenssätzen unterrichtet, 
mit Schulkleidung, Orgelunterricht und einer 
Pfadfindergruppe. Die Glaubensgemeinschaft 
betreibt mehrere Schulen in Deutschland, vor 
allem in Baden-Württemberg, Bayern und 
dem Saarland. Und im bayrischen Zaitzkofen 
liegt das internationale Priesterseminar Herz 
Jesu. Mit 25 Priesteranwärtern meldeten sich 
so viele neue Männer an, dass nicht mehr für 
alle ein Einzelzimmer verfügbar sei, schreiben 
die Brüder auf ihrer Homepage. 

Ein großes goldfarbenes Kreuz, Trans-
parente und ein Ziehwagen mit in Plastik 
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eingewickelten Lautsprechern – die Pius-Brü-
der sind gut vorbereitet. Der erste Redner, 
Christian Adamski, steht auf einem Holzka-
sten in Sichtweite der pro familia. Zwanzig 
Minuten lang spricht er, immer wieder über-
tönt von Rufen aus der Gegendemonstrati-
on. Die Pro-familia-Beratungsstelle töte je-
des Jahr 1.200 Kinder, sagt er ins Mikrofon. 
Kinder, die als Problem behandelt würden, 
ermordet von ihren Müttern. Kinder, die 
Deutschland fehlen würden. »Überall hören 
wir vom Fachkräftemangel«, merkt er an und 
rechnet vor: Wären all diese Kinder, 40.000 
in den letzten Jahren, nicht ermordet worden, 
sie könnten jetzt die so dringend benötigten 
Fachkräfte sein.

An diesem regnerischen Oktobertag ste-
hen über 200 Pius-Anhänger einer Gruppe 
von über 300 Gegendemonstrierenden ge-
genüber. Die Plakatträger der ersten Reihen 
sind Jungen aus dem Jungeninternat der Pi-
us-Brüder – beinahe drei Stunden lang tra-
gen sie die Schilder durch die Stadt, auf denen 

Abtreibung als Mord bezeichnet wird. Die 
Schilder sind aus den Vorjahren – keine sind 
neu hinzugekommen, Rechtschreibfehler ge-
blieben. Adamski arbeitet seine Punkte von 
einer Liste ab. Gründe, warum sie hier stehen. 
Gründe, warum er sich persönlich engagiert – 
Anekdoten von den Anfängen seines Aktivis-
mus. Und dann fordert er die Teilnehmenden 
auf, die Pflastersteine vor sich zu zählen. 

»Schauen Sie mal bitte alle nach unten auf 
den Fußboden. Wir haben hier Steine, wir ha-
ben dort Teer und hier überall Pflastersteine 
rundherum. Stellen wir uns bitte mal vor, pro 
Kind, das getötet wurde, eine Messingplatte.« 
Die Messingplatte, über die Adamski spricht, 
sind die sogenannten Stolpersteine – in den 
Boden eingelassene Messingplatten mit den 
Namen jüdischer MitbürgerInnen, die von 
den Nationalsozialisten deportiert und er-
mordet wurden. Gedenkplatten vor den 
Häusern, in denen sie lebten. Die Menschen 
senken ihre Köpfe, einige Sekunden Stille – 
hinter den Polizisten rufen und schreien die 
Gegendemonstrierenden. »Das sind jetzt 100 
und dann 1.000. Und dann haben wir das, 
was nach einem Jahr hier neu an Plättchen 
verlegt werden müsste. Um festzuhalten, was 
dort in dem Haus geschieht. 1.200 Plättchen, 
Jahr für Jahr«, zählt Adamski vor. »Bei Son-
nenschein müssten wir eine Sonnenbrille an-
ziehen, weil wir uns vor lauter glänzendem 
Fußboden hier nicht mehr zurechtfinden 
würden.« 

Es sind diese Aussagen, aufgrund derer in 
den Wochen nach der Demonstration sowohl 
Staatsanwaltschaft als auch der saarländische 
Beauftragte für jüdisches Leben und den 
Kampf gegen Antisemitismus, Roland Rixe-
cker, tätig werden. Wegen des Anfangsver-
dachts einer Volksverhetzung ermittelt jetzt 
der Staatsschutz – gegen Unbekannt.

Rechte Hetze gegen 
Beratungsstellen

Verharmlosung und sogar Holocaust-Leug-
nung finden immer wieder Raum auf Veran-
staltungen sogenannter Pro-Life-Aktivisten. 
Eine Variante, betroffene Frauen unter Druck 
zu setzen. Aber auch in Gottesdiensten, auf 
Plakaten und über kirchliche Medienkanä-
le werden Frauen, die eine Schwangerschaft 
abbrechen wollen oder müssen, beleidigt und 

Wegen der Auftaktrede des Marschs für das Le-
ben ermittelt jetzt der Staatsschutz. Laut Staats-
anwaltschaft Saarbrücken besteht der Verdacht 
der Volksverhetzung. Foto: Kai Schwerdt
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herabgesetzt oder auf offener Straße angespro-
chen. Doch oft sind nicht nur die Frauen das 
Ziel. Die selbst ernannten Lebensschützer ver-
öffentlichen auch Privatadressen von Medizi-
nern, schicken Drohbriefe an Kliniken und 
verleumden Klinikpersonal. Oder Mitarbei-
tende von Beratungsstellen. 

Mit Begriffen wie »Mordzentrale« und »Tö-
tungsstation« sollen die Beratungsstellen dif-
famiert werden – dabei erfüllen Beratungs-
stellen wie die der pro familia einen gesetz-
lichen Auftrag. Sie beraten Schwangere und: 
Die Beratung ist verpflichtend, möchte eine 
Frau eine Schwangerschaft abbrechen. Immer 
häufiger werden genau diese Orte zum Ziel 
von Anfeindungen. 

Eva Szalontai ist Leiterin der Beratungsstel-
le in Saarbrücken. Dass sie und ihr Team sich 
dieses Jahr besonders am Gegenprotest enga-
gieren, liege an der Belästigung: »Für uns war 
der Grund dieser massive Protest vor unserer 
Haustür«, sagt sie mit Blick auf die gegen-
über stehenden Pius-Brüder. Die neben dem 
alljährlich stattfindenden Marsch monatlich 
eine Mahnwache vor der Beratungsstelle ab-
halten. 

In Saarbrücken ist der Beratungsstelle ein 
medizinisches Zentrum angeschlossen. Hier 
finden neben der Beratung auch Vasekto-
mien und Schwangerschaftsabbrüche statt. 
Schlimm seien die Diffamierungen: »Das me-
dizinische Zentrum wird bezeichnet als Kin-
der-Tötungsklinik. Es wird auch behauptet, 
dass Überreste abgebrochener Föten für Co-
rona-Impfungen nötig wären. Abstruses 
Zeug.« Solche Verleumdungen sollen verun-
sichern und treffen deutschlandweit viele Be-
ratungsstellen und Kliniken. 

In Deutschland dürfen 1.246 staatliche 
Beratungsstellen einen Beratungsschein aus-
stellen. Sie sind verpflichtet, die Frauen er-
gebnisoffen zu beraten – im Gegensatz zu 
kirchlichen Beratungsstellen. Die Versor-
gungsdichte mit Beratungsstellen ist gesetz-
lich vorgeschrieben. Doch seit Jahren wachsen 
die Probleme. In ländlichen Regionen und im 
Süden Deutschlands haben Frauen Schwierig-
keiten, sich umfassend beraten zu lassen. Von 
294 Landkreisen (und 106 kreisfreien Städ-
ten) in Deutschland haben elf keine staatlich 
anerkannten Beratungsstellen. Neun davon 
liegen in Bayern, zwei in Rheinland-Pfalz. 
37 Landkreise haben lediglich konfessionelle 
Beratungsstellen. 

Die AfD hetzt mit

Bei einer Recherche des Rechercheteams Cor-
rectiv Anfang 2022 wurden die vier saarlän-
dischen städtischen Kliniken mit Gynäkolo-
gie angefragt, ob sie Abtreibungen vornehmen 
– eine verweigerte die Auskunft, eine weitere
nimmt gar keine Abtreibungen vor, in einer
dritten Klinik werden gelegentlich Abbrüche
bis zur 20. Woche nach medizinischer In-
dikation vorgenommen. Lediglich eine der
vier Kliniken mit gynäkologischer Abteilung
nimmt den Eingriff auch bei Beratungsin-
dikation vor. Aber knapp 96 % aller Abtrei-
bungen in Deutschland beruhen auf der Be-
ratungsindikation. Der vorwiegende Teil der
Frauen, die eine Abtreibung brauchen, sind
damit medizinisch unterversorgt – angefan-
gen von zu wenigen Beratungsstellen, bis hin
zu Beratungsstellen, die keine Scheine ausstel-
len, und schlussendlich ein geringer Anteil an
Kliniken, die den Eingriff dann übernehmen.

Dass die Piusbruderschaft in Saarbrücken 
so verbissen gegen die pro familia vorgeht, 
hat mehrere Gründe. Die Beratungsstelle in 
Saarbrücken und die Kliniken im Saarland 
stellen eine wichtige Schlüsselfunktion dar: 
Nicht selten müssen Patientinnen aus ande-
ren Bundesländern aufgenommen werden – 
mehr als ein Drittel der Frauen, 38,7 %, aus 
Rheinland-Pfalz, die 2021 eine Abtreibung 
vornehmen ließen, ging dafür in ein anderes 
Bundesland. Meist ins Saarland. Mitunter 
werden auch Patientinnen aus weiteren Bun-
desländern aufgenommen oder nach Luxem-
burg weitervermittelt.1 

Ähnliche Märsche gibt es auch in Münster, 
München, Fulda und Freiburg. Organisiert 
von erzkatholischen Organisationen, an Or-
ten mit großen christlichen Gemeinden. Der 
größte Marsch für das Leben in Deutsch-
land findet seit 20 Jahren in Berlin statt. Das 
Umfeld von Pro-Life-Aktivisten ist internati-
onal vernetzt und überschneidet sich perso-
nell immer häufiger mit konservativen Poli-
tikern. Menschen, die einem extremen Spek-
trum angehören, können durch diese Position 
auf Gesetzgebungen einwirken. Und immer 
wieder nehmen Menschen teil, die rechtsex-
tremen Gruppierungen, etwa der NPD oder 
der Identitären Bewegung, zugeordnet wer-
den können. Der Marsch in Saarbrücken gilt 
– neben den Corona-Protesten – als größte



40

regelmäßige Veranstaltung des Saarlandes, 
der sich Rechtsextreme anschließen.

Dieses Jahr ist eine Bundestagsabgeordnete 
der AfD-Fraktion in Saarbrücken dabei. Zwi-
schen Priestern, Internatsschülern und Kin-
dern im Kindergarten-Alter fällt die Frau mit 
dem hellen Mantel auf: Nicole Höchst schüt-
telt Hände, läuft im vorderen Drittel des Le-
bensmarsches mit. Für 16 Uhr haben die Pi-
us-Brüder eine Kundgebung vor der Europa-
galerie in Saarbrücken angemeldet. Höchst 
soll dort die Abschlussrede halten – eine Aus-
zeichnung für alle. 

Plastikembryonen als Werbematerial

Eine große transparente Plastiktüte baumelt 
an der rechten Hand einer älteren Dame, 
prall gefüllt. »Nehmen Sie sich davon!«, sagt 
ein lächelnder Teilnehmer mit Hut und Geh-
stock, der sich selbst als Mitglied der Pi-
us-Brüder bezeichnet. Er zeigt auf die Tüte. 
»Das sind keine Süßigkeiten, das ist viel bes-
ser.« Die Dame mit der Tüte dreht sich he-
rum und hält sie hoch. »Nehmen Sie direkt 
drei, dann können Sie die verteilen.« Die Frau 
kramt und holt drei kleine Plastikembryonen 
aus der Tüte – zum Anschauen und Verteilen. 

Es ist bereits nach 16 Uhr, als der Marsch 
sich durch die Dudwei ler Straße der 

Saarbrücker Innenstadt drückt. Laut dröh-
nen die Gebete durch Boxen, Maria voll 
der Gnade. Sie bitten um Vergebung für die 
Morde an den Tausenden Kindern. Mit Pfei-
fen und Musik, lauthals brüllend, begleiten 
Hunderte Gegenprotestierende die Piusbru-
derschaft und ihre Anhänger auf den knapp 
zwei Kilometern bis zur Europagalerie. Auf 
einer Kreuzung, kurz bevor die finale Kund-
gebung stattfinden soll, fassen sich die Ge-
gendemonstrierenden an den Armen, brül-
len in Richtung des Kreuzes, der Lautspre-
cher, der betenden Menge. Zwischen ihnen 
und den Pius-Anhängern stehen Einsatzkräf-
te der Polizei. Und ganz vorne die Plakatträ-
ger. Die vielleicht 14-jährigen Jungen halten 
auch dann die Plakate hoch, als die Polizei 
mit Gewalt die Blockade auflöst. 

Für die Gegendemonstrierenden ist der Tag 
erfolgreich gewesen. Man habe Haltung ge-
zeigt, gestört, die Aktion verzögert. Doch sehr 
wahrscheinlich werden auch nächsten Monat 
wieder einige Gemeindemitglieder vor der Be-
ratungsstelle an der Heinestraße stehen und 
beten. Sie werden das ungeborene Leben be-
trauern – und dabei das Leben vieler Frauen 
missachten, die Hilfe suchen. 

Anmerkung:

1	 Journal of Health Monitoring 2/2022 des RKI 

Bunter Protest gegen die Pius-Bruderschaft. Foto: Kai Schwerdt
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Die Polizistenmorde von Kusel
Behördenversagen und Ignoranz der Jagdvereine führten zum Doppelmord 
aus Profit-Gier

Von Michael Kohler

Am Montag, dem 31. Januar, gegen 4 Uhr 20: Im Landkreis Kusel werden eine junge 
Polizistin und ein junger Polizist bei einer Fahrzeugkontrolle in verstörend brutaler 
Art und Weise erschossen. Beide wohnten im Saarland, der 29-jährige Polizeiober-
kommissar Alexander K. in Freisen, die 24-jährige Yasmin B. in Homburg.

Um 4 Uhr 19 meldet der Kollege an die Ein-
satzzentrale, sie wollten zwei »dubiose Per-
sonen« in einem Transporter kontrollieren, 
in dem sich getötetes Wild befinde. Direkt 
danach fallen Schüsse; bevor der Kontakt 
abbricht, sagt der Polizist noch: »Kommt 
schnell. Die schießen auf uns.« Als Einsatz-
kräfte zehn Minuten später eintreffen, finden 
sie ihre Kollegin tot vor, der Polizist stirbt, 
noch bevor der Krankenwagen eintrifft.

Name und Adresse eines der mutmaßlichen 
Täter sind rasch ermittelt: Man findet vor Ort 
seine Ausweis- und Fahrzeugpapiere. Auch 
das Tatmotiv liegt auf der Hand: Die Morde 
waren geschehen, um Wilderei zu vertuschen.

Mittags wird Andreas S. zur Fahndung aus-
geschrieben und kurz nach 17 Uhr vor sei-
nem Haus in Sulzbach im Saarland bei sei-
nem mit Einschusslöchern übersäten weißen 
Renault-Kastenwagen festgenommen. Wenig 
später wird auch der zweite Verdächtige, Flo-
rian V., verhaftet. Presseberichten zufolge soll 
er gerade dabei gewesen sein, mit einer Metz-
gerschürze bekleidet das in der Nacht erlegte 
Wild zu zerteilen. An mehreren Orten werden 
mehr als ein Dutzend Waffen gefunden, unter 
ihnen auch die vermutlichen Tatwaffen.

Ein Schuss, der nach hinten losgeht

Etwa zu der Zeit, während der die beiden fest-
genommen werden, versendet der Präsident 
des Landesjagdverbandes Rheinland-Pfalz, 
Dieter Mahr, eine Sprachnachricht an seine 
Jagdkollegen, die am Mittwoch der Tageszei-

tung Die Rheinpfalz zugespielt wird. Sie ent-
hält Informationen, die auf verstörende Hin-
tergründe der Morde hinweisen.

Es heißt dort, Andreas S. habe schon 2004 
jemanden mit einer Schrotladung schwer ver-
letzt und deshalb den Jagdschein verloren. 
Tatsächlich wird der damals 21-Jährige und 
Besitzer eines Jugendjagdscheins nach die-
ser Tat wegen grober Fahrlässigkeit zu einer 
Geldstrafe von 90 Tagessätzen à 50 Euro ver-
urteilt, den Jagdschein muss er aber nicht ab-
geben. Dies erreicht er u. a. durch einen Um-
zug, wodurch eine andere Jagdbehörde für 
ihn zuständig wird, die es erst sechs Jahre 
später schafft, den Jagdschein einzuziehen. 
Schon zwei Jahre später erhält er ihn aber wie-
der zurück und jagt bis 2020 ganz legal wei-
ter. Dann wird die Verlängerung abgelehnt, 
vermutlich, weil gerade mehrere Verfah-
ren gegen ihn laufen. Er soll unter anderem 
100.000 Euro Lohngelder seiner Angestellten 
veruntreut, seine Insolvenz verschleppt und 
aus versicherungstechnischen Gründen einen 
Raubüberfall auf seine eigene Bäckerei sowie 
einen Brandschaden an seinen Fahrzeugen in-
szeniert haben. Jetzt müsste er seine Waffen 
abgeben oder einer Person übergeben, die be-
rechtigt ist, Waffen zu besitzen. Er übergibt 
die Waffen – seiner Frau, die ebenfalls einen 
Jagdschein besitzt. Die Waffen verbleiben in 
dem Haus, das die beiden gemeinsam mit ih-
ren vier Kindern bewohnen, in dem Schrank, 
in dem sie vorher schon waren. Auf der Waf-
fenkarte der Ehefrau wird man später genau 
die Waffen ordentlich eingetragen finden, die 
als die Tatwaffen von Kusel gelten.
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In der Sprachnachricht heißt es weiter, 
Andreas S. betreibe seit Jahren Wilderei äu-
ßerst professionell, mit modernster Militär-
technik wie Nachtsicht- und Zielgeräten und 
mit vier Jagdhunden. Er wildere im grünen 
Lodenmantel und mit abgesägter Schrotflinte 
in rund 480 Jagdrevieren, auch neben Mahrs 
eigenem Revier. Später wird Mahr mitteilen, 
er habe dort schon oft Schüsse gehört, die 
wohl von Andreas S. stammen könnten. Jähr-
lich würde dieser 400 bis 500 »Stück Scha-
lenwild« absetzen. (»Schalenwild« steht in der 
Jägersprache für Paarhufer, also v. a. Rehe, 
Hirsche und Wildschweine; ein von ihnen 
gejagtes Tier wird von Jägern als »Stück« be-
zeichnet.) Er rät seinen Kollegen zur Vorsicht, 
falls sie ihm begegnen: »Im Notfall mit der 
Waffe im Anschlag ans Auto zurückkehren, 
wenn man ein ungutes Gefühl hat.«

Am Schluss der Nachricht teilt Mahr mit, 
dass es zwar von den Medien zahlreiche An-
fragen an den Jagdverband gebe, in denen es 
aber derzeit nur um das »fürchterliche Verbre-
chen« gehe und nicht um die »Jagerei« oder 
um »legalen oder illegalen Waffenbesitz«, und 
gibt seiner Hoffnung Ausdruck, dass das auch 
so bleibt.

Die Mitteilungen des Jagdpräsidenten bein-
halten Beunruhigendes:
- Warum befürchtet er Pressefragen zum Waf-
fenbesitz und zur Jagd an sich?
- Warum teilte er die Informationen, über die 
er offensichtlich schon vor der Tat verfügte, 
erst nach dem Doppelmord mit?
- Andreas S. war bereits fünfmal wegen Wil-
derei angezeigt worden. Jäger wissen: »Bei 
Wilderern Vorsicht – die schießen sofort.« 
Warum warnte der Jagdpräsident seine Kol-
legen nicht früher?
- Am 22. Februar sagt Kreisjagdmeister Bern-
hard Sona aus dem pfälzischen Harthausen 
zur Rheinpfalz, es ärgere ihn, dass es Leute 
gab, die offenbar wussten oder ahnten, wel-
che Gefahr von Andreas S. ausging, aber 
nicht »aus der Deckung« gekommen seien. 
Was sagen Jägervereinigungen zu dieser Ein-
schätzung? Und v. a.: Was sagen Ermittlungs-
behörden hierzu?
- Trifft es zu, dass auch viele Polizisten Mit-
glieder der Jagdvereine sind und deshalb mög-
licherweise bestimmte Strafanzeigen, wie es 
Die Rheinpfalz stilvollendet formuliert (s. u.), 
»nicht ausermittelt« werden?

Wilderei: Hoher Profit  
bei geringem Risiko

Im Kühlhaus des Andreas S. f inden sich 
mehrere Tonnen toter, verkaufsfertig zube-
reiteter Tiere sowie 20 ausgeweidete Wildka-
daver und Tierabfälle. Auch sein Transporter 
ist mit mehreren Zentnern verkaufsfertigem 
Wildfleisch beladen. An zwei weiteren Orten 
finden sich Wildfleisch und Schlachtabfäl-
le. Es lässt sich leicht ausrechnen: Bei bis zu 
500 Hirschen, Rehen, Wildschweinen muss 
der jährliche Fleischumsatz im zweistelli-
gen Tonnenbereich gelegen haben. Ohne 
das Fleisch, das er, wie weiter bekannt wird, 
vom Landesbetrieb Saarforst dazukaufte. 
2017 bis 2019 sollen es etwa 6,3 Tonnen ge-
wesen sein. Er erzielte Verkaufspreise von 50 
bis 70 Euro und bis zu 120 Euro pro Kilo 
und damit monatliche Gewinne im fünfstel-
ligen Bereich.

In seinen Distanzierungsbemühungen ver-
sucht der Jagdpräsident, den ökonomischen 
Aspekt der Wilderei zu verharmlosen und 
Andreas  S. stattdessen als psychopathi-
schen Kriminellen darzustellen: »Ihm geht es 
schlicht und einfach nur darum, so viel Wild 
wie irgend möglich zu töten. Er agiert nicht 
als Waidmann, sondern als Krimineller. Das 
hat wirklich überhaupt nichts mehr mit Jagd 
zu tun.« Die Argumentationsweise ist bei 
vielen Arten der Gewaltausübung bewährt: 
Wer die hinter der Gewalt stehenden ökono-
mischen Interessen, Machtbestrebungen und 
systemischen Gesetze unkenntlich machen 
möchte, greift zu personalisierenden und psy-
chologisierenden Deutungen.

Dabei sind die PR-Strategien der Jagdver-
bände zur Wilderei auffallend widersprüch-
lich. Wilderer werden einerseits pathologi-
siert, andererseits wird das Ausmaß der Wil-
derei heruntergespielt. Beide Strategien dienen 
dazu zu verbergen, worauf jetzt von verschie-
dener Seite hingewiesen wurde: Wilderei ist 
auch unter Jägern weit verbreitet. Der Spre-
cher des Deutschen Jagdverbandes, Thorsten 
Reinwald, antwortet auf die Frage »Ist Wil-
derei in Deutschland ein großes Problem?« 
das Folgende: »Nein, das spielt eher eine un-
tergeordnete Rolle.« Dies begründet er damit, 
dass pro Jahr im Durchschnitt etwa 1.100 bis 
1.500 Fälle von Wilderei ermittelt, bei der le-
galen Jagd aber über zwei Millionen Wildtiere 
»erlegt« würden. Die Argumentation erinnert 
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Der Tatort bei Kusel Foto: BeckerBredel

an Bertolt Brecht: »Der Bankraub ist eine In-
itiative von Dilettanten. Wahre Profis grün-
den eine Bank.«

Aber zusätzlich sind die Zahlenangaben so-
wohl für die Wilderei als auch für die legale 
Jagd, vorsichtig ausgedrückt, irreführend. Die 
eigene Jagdstatistik des Jagdverbandes weist 
nicht zwei, sondern über vier Millionen ge-
tötete Tiere aus. Der Verein Wildtierschutz 
hierzu: Die Jagdstatistik des Deutschen Jagd-
verbandes weist mit etwa 4,5 bis 5 Millionen 
getöteten Wildtieren (2020/21 coronabedingt 
Rückgang auf etwa 4 Millionen) nur einen 
Teil der gesamten Jagdstrecke aus. Pro Jahr 
werden in Deutschland etwa sechs bis sieben 
Millionen Tiere im Rahmen der Jagd legal 
oder illegal getötet.

Auch die Angabe von 1.100 bis 1.500 er-
mittelten Fällen von Wilderei ist unaufrichtig, 
insofern, als sie die riesige Dunkelziffer un-
terschlägt. 2020 wurden in Rheinland-Pfalz 
88 Fälle von Wilderei polizeilich erfasst und 
im Saarland 19. Wenn man nun bedenkt, 
dass dort Andreas S. alleine bis zu 500 Tiere 
pro Jahr erschoss, lässt sich ahnen, wie groß 
das Dunkelfeld und entsprechende Verdienste 
sein mögen.

Mitwisser?

Andreas S. war schon mindestens dreimal 
beim Wildern erwischt und fünfmal auch 
angezeigt worden. Zweimal hatte er versucht, 
die Personen, die ihn erwischt und erkannt 
hatten, zu überfahren. Konsequenzen: keine. 
Freunde oder seine Frau geben ihm jedes Mal 
Alibis, die anscheinend nicht überprüft wur-
den. Zum Zeitpunkt des Doppelmordes sind 
beide mutmaßlichen Täter zwar polizeibe-
kannt, aber nicht vorbestraft.

Mehr als drei Monate nach der Tat ent-
scheidet sich die Staatsanwaltschaft, die Er-
mittlungen auszuweiten. Dass es aber seit 
Jahren Mitwisser und Mittäter gegeben ha-
ben muss, wird spätestens durch die Mittei-
lungen des Jagdpräsidenten ersichtlich. Ge-
gen Andreas S., der seit Anfang März als al-
leiniger Schütze bei den beiden Morden gilt, 
gab es 24 Ermittlungsverfahren, von denen 
kein einziges zu einer Verurteilung führte. 
Die falschen Alibis hätten durch Zeugen – 
darunter einen Polizisten – leicht widerlegt 
werden können. Die Rheinpfalz hierzu: »Es 

besteht der Eindruck, dass die Wilderei-Vor-
würfe nicht ausermittelt wurden.«

Aber auch der Umfang der Geschäfte lässt 
es als ausgeschlossen erscheinen, dass es weder 
Mitwisser noch Mittäter gab. Alle jährlich bis 
zu 500 getöteten Tiere mussten ausgenom-
men, verarbeitet, verkauft, ausgeliefert und 
schließlich zubereitet werden. Daran mussten 
Dutzende, wenn nicht Hunderte Personen 
direkt oder indirekt beteiligt gewesen sein. 
Andreas S. war in der Gegend wohl bekannt. 
Seine »Jagdleidenschaft« und seine anderen 
Machenschaften ebenfalls.

Zusammen mit dem Fleisch wurden auch 
Verkaufsbelege gefunden. Es ist aber nicht be-
kannt, dass auch nur gegen einen der »Kun-
den« – hauptsächlich Gastronomen, viele von 
ihnen selbst Hobbyjäger – ermittelt worden 
wäre. Beispielsweise wegen Hehlerei. Das 
Strafgesetzbuch besagt im einschlägigen 
§ 259: »Wer eine Sache, die ein anderer ge-
stohlen oder sonst durch eine gegen fremdes
Vermögen gerichtete rechtswidrige Tat er-
langt hat, ankauft oder sonst sich oder einem
Dritten verschafft, sie absetzt oder absetzen
hilft, um sich oder einen Dritten zu berei-
chern, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.« Warum
wird hier nicht ermittelt? Weil es zu viele sind?
Oder weil dies bestimmte Interessen nicht zu-
lassen? Zwei weitere Umstände irritieren: Be-
reits im Februar berichten Medien von einer
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bedenklichen Nähe saarländischer Behörden 
zur Jägerschaft. Der saarländische Landes-
jagdverband besitzt Hoheitsrechte und darf 
als einziger Landesjagdverband Jagdscheine 
ausgeben und verlängern. Der für Andreas S. 
zuständige Sachbearbeiter im Landratsamt 
Neunkirchen ist gleichzeitig stellvertretender 
Landesjägermeister und Kreisjägermeister 
in Neunkirchen. Diese Doppelfunktion übt 
der Betroffene seit 38 Jahren aus, laut Neun-
kircher Landrat Sören Meng (SPD) besteht 
»keine Besorgnis der Befangenheit«, im Ge-
genteil seien seine »Fachkenntnisse im Be-
reich des Jagd- und Forstwesens« ausdrück-
lich erwünscht. Hier wäre zu fragen, warum 
dann nicht auch Präsidenten von Motorrad-
clubs die Motorradführerscheine ausstellen. 
Die entsprechenden Fachkenntnisse wären 
ja wohl vorhanden. Die zweite Irritation: Am 
12. Oktober wählte der Saarländische Land-
tag trotz anhaltender Kritik von Tierschüt-
zern Dr. Arnold Ludes zum Tierschutzbeauf-
tragten. Ludes ist Tierarzt und – leidenschaft-
licher Hobbyjäger. Besonders seine als zynisch 
empfundenen Äußerungen zu einer im Neun-
kircher Zoo geplanten Schliefenanlage ent-
setzten Tierschützer. Dort sollen Jagdhunde 
an gefangenen Füchsen auf die Jagd trainiert 
werden. Das sei für Füchse kein Stress, des-
halb habe er mit einer solchen Anlage keine 
Probleme. Ludes ist übrigens in der saarlän-
dischen Jägervereinigung Vorsitzender des 
Ausschusses für Wildbretvermarktung.

Verbindungen zu rechten Szenen

Drei Wochen nach der Tat interviewt Die 
Rheinpfalz den Experten für Reichs- und Ver-
schwörungsideologien Benjamin Winkler zu 
den sogenannten Spaziergängen und spricht 
ihn auch auf die Polizistenmorde an: »Nach 
dem Doppelmord an zwei jungen Polizisten 
bei Kusel gab es Hetze bis hin zu Mordaufru-
fen. Wäre das auch ohne Corona passiert? In 
rechtsextremen Kreisen werden Polizisten als 
›Söldner‹ der ›Corona-Diktatur‹ geschmäht.« 
Winkler antwortet: »Die beiden mutmaß-
lichen Täter passen meiner Meinung nach 
perfekt in das Profil von ›Reichsbürgern‹, 
auch wenn es bislang keine Belege gibt, dass 
sie dieser Szene angehörten.«

In »sozialen« Medien eröffnen rechte Sze-
nen einen Sturm des Hasses und der Hetze 

– gegen die Opfer. Die Staatsanwaltschaft re-
gistriert über 500 widerliche Beleidigungen, 
in denen die Ermordeten beispielsweise als 
»Systemhuren« bezeichnet werden, die »ins 
Gras gebissen« hätten. 

Ein den Reichsbürgern nahestehender 
Mann aus Idar-Oberstein ruft dazu auf, Po-
lizeibeamtInnen auf Feldwege zu locken und 
dort zu beschießen; für einen »Fangschuss« 
verspricht er 500 Euro Prämie. Polizei und 
Verfassungsschutz ermitteln mehr als hun-
dert Verantwortliche, gegen die zunächst 
aber mit einer Ausnahme keine Anklage er-
hoben wird. Es wird angegeben, man wolle 
die Hinterbliebenen nicht belasten, die nach 
geltendem Recht jeden Hasskommentar ein-
zeln anzeigen müssten, damit Anklage erho-
ben werden kann.

Eine Woche vor den Morden von Kusel hat-
te bereits eine andere Tat in der Region Ent-
setzen ausgelöst: Ein 18-Jähriger hatte in der 
Heidelberger Universität das Feuer eröffnet, 
acht Personen verletzt und eine 18-jährige Bi-
ologiestudentin aus der Pfalz getötet. 

Die Rheinpfalz interviewt hierzu den Kri-
minalpsychologen Jens Hoffmann. Er sieht 
ebenfalls Parallelen zu den Morden von Ku-
sel. So antwortet er auf die Frage: »Was hätte 
man tun können?« (um den Amoklauf zu ver-
hindern): »So etwas hat einen langen, manch-
mal jahrelangen Vorlauf, währenddessen sie 
(die späteren Täter) zunehmend auffälliger 
werden. In dieser Zeit geben die späteren Tä-
ter meist Hinweise auf das, was sich anbahnt. 
Es gibt typische Muster in ihrem Verhalten. 
Kriminalpsychologen sprechen von Warnver-
halten.« »Worin zeigt sich das?« »Etwa durch 
verbale Drohungen, die wiederholt werden … 
Es kann auch sein, dass Menschen handgreif-
lich werden, sie wirken insgesamt leicht reiz-
bar, sind aggressiv … Häufig inszenieren sie 
sich, posieren gerne mit Waffen im Internet, 
kleiden sich besonders.« 

Andreas S. wird von Mitjägern charakte-
risiert als hervorragender Schütze, aber auch 
schräger Typ, zuweilen zwar gesellig, aber 
auch unberechenbar. »Der konnte ausrasten 
wie Rumpelstilzchen.« Er zeigte sich bei Ge-
sellschaftsjagden mit einer Trappermütze aus 
Marderfell, die dreimal so groß wie sein Kopf 
war und an deren Ende ein Schwanz bau-
melte. Er trug einen langen Jagdmantel, un-
ter dem er seine Jagdwaffen im Holster ste-
cken hatte. Hoffmann weist darauf hin, dass 
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Jagdpanzer nach dem Einsatz

spätere Gewalttäter sich auch schon vorher 
immer wieder aggressiv verhalten, Gren-
zen verletzen und keine Angst vor den Kon-
sequenzen ihres Tuns haben. Darauf ange-
sprochen, dass Andreas S. auch als liebevoller 
vierfacher Familienvater galt, sagt Hoff-
mann: »Hört sich beinahe so an, als habe die-
ser Mensch zwei Gesichter. Das ist nicht so 
ungewöhnlich. Viele Gewalttaten werden be-
gangen in einem Zustand kalter Aggression, 
ganz berechnend, das Mitgefühl ist ganz he-
runtergefahren. Der Täter befindet sich dann 
gleichsam im Jagdmodus.«

Nicht nur die Wilderei, auch die Jagd 
ist gewalttätig

Die beiden Mordopfer werden unter großer 
Anteilnahme der Bevölkerung beigesetzt. Der 
Leiter der Polizeihochschule, an der die junge 
Polizistin ausgebildet worden war, sagt in sei-
ner Trauerrede: »Die Brutalität und die Kalt-
blütigkeit der Morde macht uns fassungslos. 
Wir suchen nach Antworten.«

Hierbei sollte wohl auch auf die Jagd geschaut 
werden.

Unter den derzeit 403.000 Jägern in Deutsch-
land (gestiegen von 311.000 im Jahre 1990 auf 
351.000 in 2010) sind nur etwa 1.000 Berufs-
jäger, die anderen 402.000 betreiben Jagd als 
»Hobby«. In Deutschland befinden sich mehr
als 5 Millionen Schusswaffen in Privatbesitz,
Tendenz stark steigend. Die meisten davon,
nämlich 3,8 Millionen, sind sogenannte Ge-
wehre und Flinten, v. a. für Jagdzwecke. Die
in höchsten und höchst konservativen Kreisen
schon immer geschätzte und geschützte Hob-
byjagd wird für viele zu einem neuen Status-
symbol, zum »neuen Golfen«.

Jagd, am offensichtlichsten die sich ausbrei-
tende »Trophäenjagd«, ist ein Hobby, das an 
sich bereits gewalttätig, grausam und brutal 
ist, eine Front im Ausbeutungskrieg gegen 
die Natur, die in einer jahrhundertealten ge-
sellschaftlichen und kulturellen Tradition der 
rücksichtslosen Herrschaft über Mensch und 
Tier steht.
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Mord in Idar-Oberstein 
Warum die »Corona-Demos« den Resonanzraum für die Tat bildeten

Von Laura Weidig

Am 18. September 2021 tötet ein 49-jähriger Maskenverweigerer in Idar-Oberstein 
einen jungen Tankstellenmitarbeiter. Der Täter ist jetzt zu lebenslanger Haft verur-
teilt worden. 

Es ist Samstagabend, der 18. September 2021. 
Der zum damaligen Zeitpunkt 49-jährige, 
selbstständige IT-Fachmann Mario N. betritt 
ohne Maske eine Tankstelle in Idar-Ober-
stein, um Bier zu kaufen. Nach einem Hin-
weis auf die geltende Maskenpf licht durch 
den Mitarbeiter, den 20-jährigen Alex W., 
verlässt N. mit einer drohenden Geste die 
Tankstelle. Fast zwei Stunden später kommt 
er mit zurück – und hat eine illegale Schuss-
waffe dabei. Die Maske trägt er provokant 
unterm Kinn. Wieder will er Bier kaufen und 
stellt das Sixpack auf den Tresen. Als Alex W. 
N. erneut auffordert, die Maske anzuziehen, 
erschießt dieser den Kassierer gezielt von vor-
ne in den Kopf. W., der als Aushilfe in der 
Tankstelle jobbte, ist sofort tot.

Im September 2022 ist der Täter vor dem 
Landgericht im rheinland-pfälzischen Bad 
Kreuznach zu lebenslanger Haft verurteilt 
worden. Das Gericht folgte in seinem Urteil 
dem Antrag der Staatsanwaltschaft. Rechts-
gültig ist der Schuldspruch indes noch nicht. 
Sowohl Staatsanwaltschaft als auch die Ver-
teidigung kündigten an, in Revision gehen zu 
wollen. 

Unabhängig von der letztinstanzlichen ju-
ristischen Beurteilung haben sich Wissen-
schaftler verschiedener Disziplinen und Ex-
perten aus dem Umfeld von Beratungsstellen 
gegen Rechtsextremismus um Ursachener-
klärungen bemüht – wie kommt es zu sol-
chen Taten? Die Analyse führt zu zwei zen-
tralen Thesen: Erstens lässt sich der Mord an 
Alex W. als rechter Terror einordnen, und 
zweitens steht er in einem wesentlichen Zu-
sammenhang zur autoritären Bewegung der 

Corona-Proteste, die die Pandemie und / oder 
die von ihr ausgehenden Gefahren leugnen 
und Infektionsschutzmaßnahmen teils ag-
gressiv ablehnen.

Mario N. glaubte zwar an die Existenz des 
Corona-Virus – aber negierte dessen Gefähr-
lichkeit. Das ergibt sich aus der Gerichtsver-
handlung, die vom unabhängigen Weblog 
NSU-Watch begleitet und akribisch doku-
mentiert wurde. 

Nachdem er verschiedenen Quellen gefolgt 
sei, habe sich für ihn, so N., ein Bild ergeben, 
dass eine Infektion mit dem Virus nicht ge-
fährlicher sei als eine Grippe. Deshalb lehnte 
er die Maßnahmen zur Eindämmung der 
Pandemie ab. Im Laufe der Zeit und mit zu-
nehmender sozialer Isolierung sei er »immer 
tiefer in die Blase gerutscht«. Seine Schwe-
ster und weitere Bekannte hätten sich von 
ihm distanziert. Auf der Suche nach »Verant-
wortlichen« habe er sich in seinen Social-Me-
dia-Gruppen »mitreißen« lassen. Die »Schul-
digen« seien ihm in diesen »Foren« präsentiert 
worden. (NSU-Watch zum 2. Verhandlungs-
tag am 25. März 2022)

Anstiftung zum Mord

Nicola Rosendahl von der Mobilen Beratung 
gegen Rechtsextremismus betont: »Wir konn-
ten schon bei den Corona-Protesten auf den 
Straßen und in den diversen digitalen Grup-
pen beobachten, wie seit Beginn der Pan-
demie einzelne Menschen für die Maßnah-
men verantwortlich gemacht und als Feinde 
markiert wurden.« Nicht selten sei dies mit 
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Gewaltfantasien verbunden worden. »Die 
Proteste waren getragen von einer sich ver-
schärfenden Widerstandsrhetorik«, so Rosen-
dahl weiter. Der Mord an Alexander W. zeige 
deutlich, dass solche Formen von rhetorischer 
und digitaler Gewalt auch in reale Gewalt 
umschlagen können – bis hin zum Mord.

Der Strafprozess in Bad Kreuznach zeich-
nete das Bild eines Täters, der sich schon 
vor der Corona-Pandemie in einer extrem 
rechten Lebenswelt bewegt hat. Im Netz äu-
ßerte er Hass, Gewalt- und Vernichtungs-
fantasien gegenüber MigrantInnen und ver-
meintlichen politischen GegnerInnen – ver-
antwortliche PolitikerInnen etwa habe er »in 
die Gaskammer schicken« oder »an Straßenla-
ternen aufhängen« wollen.1 Auch die im Pro-
zess vernommene Oberpsychologierätin des 
Landeskriminalamtes (LKA) sprach von der 
langjährigen rassistischen Gesinnung des An-
geklagten und nannte seine politische Moti-
vation als handlungsleitend für die Tat. 

N. hing Narrativen an, wie sie in einschlä-
gigen Chats und Kanälen der Corona-Leug-
ner-Szene weit verbreitet sind. Als der Täter 
seine Waffe ergriff, handelte er seinem Welt-
bild nach stellvertretend für viele andere, die 
auf »Corona-Demos« den Resonanzraum für 
seine Tat bildeten. Die rechten Einstellungen 
des Täters von Idar-Oberstein sind mithin 
belegbar, und da seine Absichten auf die Be-
endigung der Infektionsschutzmaßnahmen 
zielten, kann von rechtem Terror gesprochen 
werden. 

Der Vollstrecker

Eine Einschätzung, der sich auch NSU-Watch 
anschließt. »Unserer Auffassung nach braucht 
es nicht unbedingt eine organisatorische Ein-
bindung beispielsweise in die Neonazi-Szene, 
um eine Tat als rechten Terror zu qualifizie-
ren. Es handelt sich aber auch beim Täter von 
Idar-Oberstein nicht einfach um einen ›Ein-
zeltäter‹. Die Tat von Idar-Oberstein war un-
serer Einschätzung nach das, was oft als stoch-
astischer Terrorismus bezeichnet wird: Es ist 
bei diesem Tätertypus zwar kaum vorherzusa-
gen, wann, wo und vom wem es aufgrund von 
rechten Kampagnen und Mobilisierungen – 
wie der PandemieleugnerInnen-Szene – zu 
Gewalt kommt, aber irgendwann schreitet je-
mand zur Tat«, erklären Sebastian Schneider 

und Caro Keller von NSU-Watch auf Anfrage 
der Saarbrücker Hefte. 

Die Einschätzung, dass es sich bei dem Tä-
ter von Idar-Oberstein um einen rechten Tä-
ter handelt, habe sich im Laufe des Prozesses 
in Bad Kreuznach bestätigt – »und zwar deut-
licher, als wir zuvor angenommen hatten«, so 
die Prozessbeobachter. »Der Täter vertritt ein 
klar rassistisches, verschwörungsideologisches 
und misogynes Weltbild. Anhand von Cha-
tinhalten lässt sich die ideologische Entwick-
lung des Täters nachvollziehen, und es zeigt 
sich, dass sie nicht erst in der Pandemie ein-
setzte, sondern sich bis mindestens 2015 zu-
rückverfolgen lässt, also bis zur rechten und 
rassistischen Mobilisierung im Gefolge des 
Sommers der Migration.«

Wichtig erscheint Schneider und Kel-
ler, dass es auch bei einem Täter wie dem 
Mörder von Alex W. immer sogenannte Er
möglichungsstrukturen gebe: »Der Täter 
von Idar-Oberstein wurde nicht nur durch 
Online-Inhalte in seinen Ansichten bestär-
kt, sondern zum Beispiel auch durch Ge-
spräche, die er mit Bekannten beim Gassige-
hen mit dem Hund hatte. Diese Bekannten 
hatten seine rassistischen Ansichten in Bezug 
auf Geflüchtete noch unterstützt, er wandte 
sich erst von ihnen ab, als sie sich gegen Co-
vid-19 impfen ließen. Der Schwager des Tä-
ters – ein US-Polizist – war bis zuletzt sein 
wichtigster Kontakt, aus der Kommunikati-
on mit dem Schwager stammen die meisten 
der in den Prozess eingebrachten Chatinhalte. 
Der Täter äußerte in seinem Umfeld mehr-
fach Mordfantasien, gegenüber dem Schwa-
ger kündigte er sogar konkret die Tat an, 
aber niemand schritt ein. Er bewegte sich in 
einem gesellschaftlichen Milieu, in dem diese 
Art des Sprechens offenbar normalisiert war. 
Ganz praktisch konnte er bei einem Besuch 
bei Schwester und Schwager in den USA das 
Schießen üben. Und schließlich verfügte er – 
ohne selbst eine Erlaubnis dafür zu haben – 
über scharfe Waffen.«

Der Mord in Idar-Oberstein zeigt: Die Pro-
testbewegung führt nicht »nur« zu einer abs-
trakten Gefährdung der Demokratie und ih-
rer Institutionen, sondern zu einer unmittel-
baren Bedrohung für einzelne Menschen – in 
ihrer Eigenschaft als vermeintliche oder reale 
SystemvertreterInnen. Dabei geht dieses ent-
grenzte Feindbild – in dem alle Opfer werden 
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können – über »klassische Zielgruppen« der 
extremen Rechten hinaus. Mit den Coro-
na-Protesten hat sich ein aktionsbereites und 
aktionsfähiges Potenzial verstetigt.

Den Teilnehmenden erscheinen die Co-
rona-Proteste als Widerstandsakt gegen ver-
meintliche diktatorische Maßnahmen des 
autoritären Staates. Dabei plädieren die De-
monstrierenden aufgrund ihrer eigenen auto-
ritären Dispositionen für antidemokratische 
Lösungen der Krise – ihre vorgeblich basis-
demokratischen Forderungen etwa laufen auf 
den Ausschluss von Minderheiten, wie vul-
nerablen Gruppen, hinaus. Die Betreffenden 
selbst halten sich selten für rechts oder auto-
ritär.

Ganz normale Rassisten

Neben den gegen Geflüchtete gerichteten Ak-
tivitäten ist die Corona-Pandemie der bedeu-
tendste Katalysator rechter Mobilisierung der 
letzten Jahre. Der extremen Rechten und dem 
Rechtspopulismus ist es gelungen, die poli-
tische Basis ihrer Anhängerschaft auszubau-
en und demokratiefeindliche Positionen noch 
stärker und breiter zu verankern. Es ist da-
von auszugehen, dass die jetzt gegen die Co-
rona-Schutzmaßnahmen aktivierten Akteure 
sich in Zukunft auch bei anderen Themen-
feldern leichter re-mobilisieren lassen. Durch 
die erfolgreiche Integration von nicht dezi-
diert extrem rechten AkteurInnen und die Fä-
higkeit, auch andere Themen der politischen 
Agenda aufzugreifen, verschärft sich die de-
mokratiegefährdende Lage. Es ist zu vermu-
ten, dass im Zuge des durch den Angriffs-
krieg gegen die Ukraine entstehenden deut-
lichen Anstiegs von Lebenshaltungskosten 
und der daraus resultierenden Erhöhung so-
zialer Ungleichheit die Mobilisierungsfähig-
keit von Demokratieskeptikern und -feinden 
weiter steigen wird.

Das Protest-Milieu verfügt über ein gene-
relles Misstrauen gegenüber Institutionen 
oder etablierten Wissensbeständen. Die The-
men sind dabei völlig austauschbar. Der har-
te Kern der Corona-Leugner-Szene hat sich 
längst von der Realität entkoppelt. Auch 
durch die Nutzung elektronischer sozialer 
Medien wie Telegram als Hauptinformations-
quelle – die abgeschlossenen Begriffs- und In-
terpretationswelten fungieren als Kanäle für 

Falschnachrichten und Hassbotschaften, wo-
bei ihnen eine Radikalisierungsdynamik in-
newohnt. Und ein inhärentes Gewaltpotenzi-
al. Auch das hat der Mord in Idar-Oberstein 
belegt. 

Inwiefern jedoch hat die politische Dimensi-
on des Mordes vor Gericht eine Rolle gespielt? 
Im Strafprozess sei es selbstverständlich um 
die persönlichen und beruflichen Umstände 
des Täters gegangen, erklären die Prozessbeo-
bachter von NSU-Watch. Auch um psycholo-
gische Fragen – wie etwa N.s offenkundigen 
Narzissmus. »Die politische Dimension kam 
dennoch auch in Bad Kreuznach sehr deut-
lich zum Vorschein. Die Chatinhalte waren 
mehrfach Thema im Verfahren. Und der po-
litische Hintergrund der Tat wurde sowohl 
in den Plädoyers von Staatsanwaltschaft und 
Nebenklage als auch schließlich im Urteil 
thematisiert«, ziehen Caro Keller und Seba-
stian Schneider Bilanz. »Wir hätten uns aller-
dings sicherlich mehr erwartet. Eine sachver-
ständige Einordnung der ideologischen Bezü-
ge des Täters fehlte zum Beispiel.« 

Transparenzhinweis: 

Die Autorin ist an einer wissenschaftlichen Ar-
beitsgruppe zum Thema beteiligt. Ausschnitte 
des Beitrags basieren auf einem gemeinsam mit 
Luis Caballero und Paul Erxleben erarbeiteten, 
wissenschaftlichen Artikel sowie einer gemein-
samen Stellungnahme der Mobilen Beratung 
gegen Rechtsextremismus Rheinland-Pfalz, der 
Fachstelle für Betroffenenstärkung und Demo-
kratieentwicklung – m*power und des Vereins 
Netzwerk am Turm. 

Anmerkung:

1	  In der Beweisaufnahme des Strafprozesses wurde 
die Kommunikation des Täters mit seinem Be-
kanntenkreis offengelegt, siehe vertiefend www.
nsu-watch.info/2022/08/prozess-zum-mord-an-
alex-w-in-idar-oberstein-fortlaufend-ergaenzt/.
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OLG Koblenz verhandelt Mord an Samuel Yeboah 
Saarländisches Staatsversagen mit auf der Anklagebank

Von Roland Röder

Seit Mitte November 2022 wird der Mord 
an Samuel Yeboah vor dem Oberlandesge-
richt Koblenz verhandelt. Vor Gericht steht 
Peter S., der damals der rechten Szene ange-
hörte. Er sitzt seit 4. April 2022 in U-Haft 
und soll für den Brandanschlag am 19. Sep-
tember 1991 auf das Asylbewerberwohnheim 
in Saarlouis-Fraulautern verantwortlich sein. 
Dabei starb Samuel Yeboah, 20 Bewohne-
rInnen überlebten und blieben traumatisiert 
zurück. Täter wurden damals nicht ermit-
telt. Dieses Ermittlungsergebnis deckt sich 
mit vielen weiteren Brand- und Bombenan-
schlägen im Saarland seit den 1980er-Jah-
ren. 30 Jahre lang geschah seitens der Lan-
desregierungen – Oskar Lafontaine, Rein-
hard K limmt, Peter Müller, Annegret 
Kramp-Karrenbauer, Tobias Hans – nichts.  
Anklageführer ist die Generalbundesan-
waltschaft (GBA). Die übernahm 2020, fast 
30 Jahre nach dem Anschlag, die Ermitt-
lungen und erteilte saarländischen Behör-
den den Arbeitsauftrag, ZeugInnen aus dem 

Umfeld des Verdächtigen vorzuladen und zu 
befragen. Rund 200 Menschen wurden be-
fragt, 44 sollen in der Anklageschrift vor dem 
OLG aufgeführt sein. 

Warum wird jetzt ermittelt? Offiziell wird 
eine Zeugin angegeben, die von einer Selbst-
bezichtigung des Angeklagten berichtet. Al-
lerdings haben dazu drei andere Entwick-
lungen entscheidend beigetragen, die in solch 
einem Prozess, der nach individueller Schuld 
sucht, gar nicht erst zur Sprache kommen. 
In den Jahren 2000 bis 2007 hat der »Nati-
onalsozialistische Untergrund – NSU« neun 
MigrantInnen und eine Polizistin ermordet. 
Am 2. Juni 2019 wurde der Kasseler Regie-
rungspräsident Walter Lübcke (CDU) von 
einem bekannten Rechtsextremisten regel-
recht hingerichtet. Diese Fälle zeigen, dass 
auch Vertreter des Staates von Rechts ins Vi-
sier genommen werden. Vor allem aber, dass 
rechte Gruppen bewaffnet und bereit sind zu 
schießen. Spätestens im NSU-Prozess (2013–
2018) zeigte sich, dass mehrere staatliche Stel-
len in das NSU-Umfeld involviert waren: Ne-
ben dem Bundesamt für Verfassungsschutz 
(BfV) unter seinem Präsidenten (2012–2018) 
Hans-Georg Maaßen, das unter anderem 
NSU-Akten schredderte und sie damit dem 
Prozess vorenthielt, waren es drei weitere In-
landsgeheimdienste aus Hessen, Thüringen 
und Sachsen. 

Unfreiwillig geriet Maaßen zum Beschleu-
niger von staatlichen Ermittlungen gegen 
Rechts. Er machte keinen Hehl daraus, wie 
negativ er Flüchtlinge betrachtet bei gleich-
zeitigen Sympathien für die AfD und deren 
Umfeld. Er wurde zunehmend zur persona 
non grata und musste vom CSU-Innenmini-
ster Horst Seehofer entlassen werden. Gleich-
zeitig provozierte dies die Frage, warum er so 
lange Behördenchef sein konnte. Das staat-
liche Legitimationsproblem im Umgang mit 
rechter Gewalt war offensichtlich. 

Samuel Kofi Yeboah. Foto: Engel
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Seit 30 Jahren Ruf nach Aufklärung 
und Gerechtigkeit

Seit dem Mord an Samuel Yeboah haben drei 
Organisationen die Erinnerung an Samu-
el Yeboah wachgehalten und sich der staat-
lichen Schweige- und Bagatellisierungsspira-
le verweigert: der Saarländische Flüchtlings-
rat, die Aktion 3. Welt Saar und die Antifa 
Saar / Projekt AK. Diese drei haben mit Un-
terstützung von anderen Gruppen und Per-
sonen 30 Jahre lang eine Fülle von Aktivitäten 
kreiert und auf der Tastatur der politischen 
Öffentlichkeitsarbeit gespielt. Letztlich haben 
sie sich mit diesem saarländischen Staatsversa-
gen, das sich im Aussitzen, Verschweigen und 
Wegschauen äußerte, nie abgefunden und 
kontinuierlich Aufklärung eingefordert. 

Das aktive staatliche Desinteresse an Auf-
klärung lässt sich exemplarisch an drei Veran-
staltungen belegen. Als am 8. Oktober 1996 im 
Saarlouiser selbstverwalteten Jugendzentrum 
KOMM die einzige kritische Veranstaltung 
zur akzeptierenden Sozialarbeit mit rechten 
Jugendlichen stattfand, mussten die 120 Be-
sucherInnen durch ein Polizeispalier zum Ver-
anstaltungsort gehen. Dieses Projekt war mit-
verantwortlich dafür, dass die rechte Szene in 
Saarlouis zeitweise gesellschaftsfähig wurde. 
Als am 19. September 2001 nach einer Ge-
denkkundgebung und -demonstration am 
Rathaus Saarlouis eine Gedenktafel (»In Er-
innerung an / Samuel Yeboah / Flüchtling aus 
Ghana / am 19. September 1991 durch / einen 
rassistischen / Brandanschlag in / Saarlouis 
ermordet«) angebracht wurde, wurde sie so-
fort von der Stadt abmontiert. Die Veranstal-
terin wurde von der Stadt Saarlouis vier Jahre 
lang mit einem Prozess wegen Sachbeschädi-
gung des Rathauses überzogen. Saarlouis be-
kam am Ende 134,50 € Strafe zugesprochen.

Als am 19. September 2006 eine Schwe-
ster von Samuel Yeboah an der Gedenkver-
anstaltung in Saarlouis teilnahm, zusammen 
mit VertreterInnen aus Mölln und Solin-
gen, die berichteten, wie man dort mit den 
rechtsradikalen Anschlägen umgeht, weigerte 
sich die Stadt Saarlouis, diese zu empfangen. 
Im September 2021 stellte die Stadt Saarlou-
is am Tatort eine Informationstafel auf, mit 
der sie zum ersten Mal zugab, was nach den 
GBA-Ermittlungen nicht mehr zu leugnen 
war: Es war Mord. Gleichzeitig bleibt sie ih-
rer Linie »Erinnern ohne Vergangenheit« treu 
und blendet ihr eigenes Wegschauen sowie 
die damalige Existenz einer rechten Szene in 
Saarlouis weiterhin aus. Und es gab noch zwei 
weitere »offizielle« Gedenkveranstaltungen: 
Kranzniederlegung und Ökumenischer Got-
tesdienst. Der Saarlouiser OB Peter Demmer 
(SPD), der zum Tatzeitpunkt Polizist in Saar-
louis war, nahm an keiner der drei teil. Eben-
so verweigert Saarlouis bis heute den Dialog 
mit dem Flüchtlingsrat, der Antifa Saar und 
der Aktion 3. Welt Saar. 

Ein Prozess ist keine politische 
Aufarbeitung

Der Prozess am OLG Koblenz kann eine ju-
ristische Aufarbeitung leisten und die indivi-
duelle (Nicht-)Schuld klären. Was er aber per 
se nicht leisten kann, ist die politische Auf-
arbeitung des saarländischen Staatsversagens. 
Das Problem der Existenz von rechten Struk-
turen und der von ihnen ausgehenden Gewalt 
lässt sich weder pädagogisch durch Sozialar-
beit noch juristisch durch Verfahren bekämp-
fen. Ein politisches Problem lässt sich am be-
sten politisch lösen.

Die gesellschaftliche und parteipolitische 
Mitte gab um 1990 die nationalistischen 
Stichworte vor, die von Rechtsaußen als Auf-
forderung zur Gewalt verstanden wurden. 
Flüchtlinge wurden sprachlich entmensch-
licht, als Fluten, Wellen, Ströme dargestellt 
und mit Heuschrecken assoziiert, die über 
das arme, schutzlose Deutschland herfal-
len. Medien wie Spiegel und Frankfurter All-
gemeine Zeitung (FAZ) machten den Spruch 
»Das Boot ist voll« der Rechtsaußenpartei 
»Die Republikaner«, mit dem schon 1942 jü-
dische Flüchtlinge aus Deutschland von der 
Schweiz abgewiesen wurden, populär. Der Die Gedenktafel. Foto: Aktion 3. Welt Saar
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saarländische Ministerpräsident Oskar La-
fontaine befeuerte diese Debatte mit nationa-
listischen Parolen, stichelte gegen Flüchtlinge 
und Aussiedler, sah den deutschen Arbeiter 
bedroht und besorgte letztlich die SPD-Stim-
men, um im Bonner Bundestag im Mai 1993 
den Artikel 16 des Grundgesetzes »Politisch 
Verfolgte genießen Asyl« zu entkernen.

Die Aufnahme der Ermittlungen durch die 
Generalbundesanwaltschaft in Karlsruhe hat 
ein bis dato nie da gewesenes Medieninteres-
se am Mordfall Yeboah geweckt. Viele über-
regionale Medien wie Spiegel, Stern, Zeit, 
Süddeutsche Zeitung, die ARD-Tagesthe-
men berichten seitdem ausführlich. Ebenso 
die Saarbrücker Zeitung und Saarländischer 
Rundfunk. Allerdings kommt die politische 
Einordnung des Mordes manchmal zu kurz 
vor. Stattdessen wird die Tat aus dem Kontext 
gelöst und nur einer Person zugeschrieben.

Entschädigung und Gedenken

Nach 30 Jahren öffentlicher Auseinander-
setzung um die Ermordung Samuel Yeboahs 
und den versuchten Massenmord im Saar-
louiser Flüchtlingsheim müssen das Saar-
land und die Stadt Saarlouis endlich auch 
eine Wiedergutmachung für die Überleben-
den leisten. Wegschauen im Mordfall Samu-
el Yeboah heißt eben auch, die anderen Op-
fer der Mord- und Brandnacht 30 Jahre lang 
zu ignorieren und keine Empathie zu zei-
gen. Des Weiteren wäre ein Untersuchungs-
ausschuss vom Saarländischen Landtag ein-
zuberufen. Dieser Ausschuss müsste unter 

Berücksichtigung der neuen Ermittlungs-
ergebnisse das damalige Agieren staatlicher 
Polizeistellen im Saarland beleuchten. Was 
wussten der Saarländische Verfassungsschutz 
und andere Polizeistellen über die Nazistruk-
turen? Warum wurden zwischen den 1980er- 
und den 2000er-Jahren so viele Brand- und 
Bombenanschläge gegen Links und gegen 
Migranten nicht aufgeklärt? Die jetzige Ge-
neration an SPD-Regierungsmitgliedern, 
wie Anke Rehlinger, Reinhold Jost, Magnus 
Jung, Ulrich Commerçon, Petra Berg, könnte 
dies mit politischer Leichtigkeit auf den Weg 
bringen. Sie waren damals bestenfalls im Ju-
so-Alter und parteipolitisch für das Verhalten 
»ihres« Ministerpräsidenten Oskar Lafonta-
ine und »ihres« Innenministers Friedel Läp-
ple nicht verantwortlich. Aber sie müssten
den Mut haben, sich mit dem Regierungs-
handeln ihrer Partei zu beschäftigen. Dafür
wäre die Freigabe aller Akten durch die Lan-
desregierung und den Verfassungsschutz ein
erster Schritt. Diesen machte auch der saar-
ländische Polizeipräsident Norbert Rupp am
4. April 2022, als er sich für das Versagen
der saarländischen Polizei im Mordfall Yebo-
ah entschuldigte. Nähere Angaben machte er
dazu nicht. Oder sollte die Entschuldigung
nur von weiteren Fragen ablenken?

Bis heute weigert sich die Stadt Saarlouis, 
innerstädtisch, zum Beispiel am Rathaus, an 
den ermordeten Samuel Yeboah zu gedenken. 
Zum einen müsste man dann den Initiator
Innen von 2001 recht geben und, was noch 
schwerer wiegt, damit würde die eigene Ver-
gangenheit des Leugnens und des Bagatellisie-
rens rechter Gewalt sichtbarer werden.

Kundgebung und Medienvertreter zur Prozesseröffnung vor dem OLG Koblenz. 
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Chronik des Mordfalls Yeboah

19. September 1991 Samuel Kofi Yeboah wird 
in Saarlouis-Fraulautern durch einen rassistischen 
Brandanschlag ermordet. In dem brennenden 
Haus befinden sich 20 weitere Personen, die sich 
vor dem Feuer retten können, zwei Menschen wer-
den schwer verletzt.

21. September 1991 Antifaschistische Demons-
tration mit 800 Teilnehmenden in Saarlouis als 
Trauermarsch für Samuel Yeboah. Rechte Skinhe-
ads provozieren die Demonstranten. 

26. September 1991 »Eine richtige Szene gibt 
es hier nicht«, sagt der Saarlouiser SPD-Bürgermei-
ster Alfred Fuß der taz auf die Frage zur eskalie-
renden Welle rechter Gewalt in Saarlouis und dass 
die vielen Asylbewerber »natürlich« in der Bevöl-
kerung nicht gerne gesehen werden. Auch Hubert 
Ulrich von den Grünen leugnet eine rechte Szene: 
»Dass Skinheads ›mal einen Penner im Park zu-
sammengeschlagen haben‹, ja, ›aber das ist Ewig-
keiten her‹.«

28.  September  1991 Demonstration gegen 
Fremdenfeindlichkeit in Saarlouis mit 250 Teil-
nehmenden aus einem Bündnis von Parteien und 
Organisationen. 

3. Oktober 1991 Wie damals üblich ermittelt 
die Kriminalpolizei in alle Richtungen. OB 
Richard Nospers (SPD) erklärt, dass Saarlouis kein 
besonderes Zentrum für Rechtsextreme sei, aller-
dings die Grenze für Asylbewerber erreicht sei.

10. Oktober 1991 Beerdigung von Samuel Ye-
boah auf dem Friedhof »Neue Welt« in Saarlouis. 
Unter den 200 Trauergästen sind auch Familien-
mitglieder des Ermordeten.

11. Oktober 1991 Aufmarsch von Skinheads 
mit Schlagwaffen vor dem Wohnheim für Ge-
flüchtete in der Gutenbergstraße in Saarlouis, wo-
hin Überlebende aus Fraulautern verbracht worden 
sind. Die BewohnerInnen des Heimes verteidigen 
sich und können den Mob abweisen.

13. Oktober 1991 Demonstration gegen Nazi-
terror und Asylrechtsbeschränkung in Saar-
brücken mit 3.000 Teilnehmenden. 

1.  April  1992 Die Akte zum Brandanschlag 
geht vom Kriminalkommissariat Saarlouis zur 
Staatsanwaltschaft Saarbrücken. 

29. August 1992 In der Nacht vom 28. auf den 
29. August wird versucht, die Flüchtlingsunter-
kunft in der Gutenbergstraße in Saarlouis in 
Brand zu setzen. Die BewohnerInnen können das 
Feuer löschen. 

24. September 1992 Im Landtagsausschuss sagt 
der SPD-Innenstaatssekretär Dewes: »Saarlouis ist 

ein Schwerpunkt rechtsextremer Aktivitäten im 
Saarland geworden, dies gilt sowohl für Brandan-
schläge als auch für Sachbeschädigungen«

25. September 1992 Die Ermittlungen zum 
Fall Yeboah werden eingestellt. 

1. Januar 1995 Der Musiker Wolf Maahn ver-
öffentlich auf seiner Platte »Libero« zur Erinne-
rung an Samuel Yeboah den Song »Samuel«. Am 
23. Mai 2002 singt Maahn das Lied während eines 
ökumenischen Gottesdienstes zum Gedenken an 
Samuel Yeboah in der Evangelischen Kirche (Kai-
ser-Friedrich-Ring) in Saarlouis.

7. bis 13. Oktober 1996 Antifaschistische Ak-
tionstage des »Aktionsbündnis Samuel Yeboah« 
mit Veranstaltungen, Filmvorführungen, Info-
tischen, einem Konzert und einer Demonstration 
in Saarlouis unter dem Motto »Dem reaktionären 
Konsens in der Gesellschaft etwas entgegenset-
zen!«. Die Kampagne wendet sich gegen die zuneh-
mende Präsenz von Naziskins in Saarlouis, die mit 
Aufmärschen und Überfällen aus Saarlouis eine 
»national befreite Zone« machen wollten. Die De-
monstration richtet sich auch gegen die Verharm-
losung und zum Teil Rechtfertigung des Terrors 
aus der »Mitte der Gesellschaft«. Die Veranstal-
tungen finden unter hoher Polizeipräsenz statt.

19. September 2001 Kundgebung zum 10. To-
destag von Samuel Yeboah in Saarlouis mit 
150 Teilnehmenden. Diese fordern die Stadt Saar-
louis und die Landesregierung auf, Samuel Yeboah 
endlich als Opfer rechter Gewalt anzuerkennen 
und an einem zentralen Platz in Saarlouis einen 
Ort des Gedenkens einzurichten. Nach der Kund-
gebung wird eine Gedenktafel zur Erinnerung an 
Samuel Yeboah am Rathaus angebracht. Der OB 
Hans-Joachim Fontaine (CDU) lässt diese umge-
hend entfernen. Der Staatsschutz ermittelt. 

18. Februar 2002 Der Anmelder der Kundge-
bung zum 10. Todestag erhält einen Strafbefehl 
über 1.200 Euro wegen des unrechtmäßigen An-
bringens der Gedenktafel am Saarlouiser Rathaus. 
Der Vorwurf lautet, »öffentliche Denkmäler be-
schädigt oder zerstört zu haben«. 

17. Juni 2003 Bereits nach wenigen Minuten 
endet der Prozess wegen Sachbeschädigung des 
Saarlouiser Rathauses mit einem Eklat. Der Rich-
ter stört sich an der Anwesenheit der Unterstützer 
des Angeklagten. Er wolle nicht, dass »die Antifa 
in seinem Gerichtssaal eine Show abziehe«.

19. September 2003 Ein Flugblatt anlässlich 
des 12. Todestages von Samuel Yeboah macht auf 
die wachsenden Aktivitäten von Neonazis und 
rechten Skins in Saarlouis aufmerksam. Diese ha-
ben sich mittlerweile in Strukturen organisiert wie 
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z. B. in der »Kameradschaft Horst Wessel Saarlau-
tern«, benannt nach einem zum Märtyrer stilisier-
ten SA-Mann. Mittlerweile ist Saarlouis zu einer
saarländischen Nazi-Hochburg geworden.

18. Februar 2005 Vier Jahre lang kämpfen die
Stadt Saarlouis und die saarländische Justiz für die 
Verurteilung des wegen Sachbeschädigung am 
Saarlouiser Rathaus Angeklagten. Dann wird das 
Verfahren eingestellt.

5. Oktober 2005 Die Stadt Saarlouis lässt nicht 
locker und eröffnet ein zivilrechtliches Verfahren 
und verlangt Schadensersatz wegen Beschädigung 
des Rathauses durch das Anbringen der Gedenkta-
fel. Im anschließenden Prozess bekommt sie 
134,50 Euro Schadensersatz zugesprochen.

19. September 2006 Zum 15. Todestag von Sa-
muel Yeboah hat der »Runde Tisch für ein öffentli-
ches Gedenken an Samuel Yeboah« ein Gedenkwo-
chenende mit Workshops, Konzerten und einem in-
ternationalen Fußballturnier unter dem Motto 
»15 Jahre Ignoranz sind genug« organisiert. Dabei
wird ein Konzept für ein würdiges Gedenken ent-
wickelt. OB Roland Henz (SPD) weist diesen »Saar-
louiser Appell« zurück. Er weigert sich, die ange-
reiste Schwester von Samuel Yeboah zu empfangen. 
Auch Vertreter der Stadt Mölln und Solingen, wo
1992/93 acht türkischstämmige Mädchen und
Frauen dem neonazistischen Terror zum Opfer fie-
len und die auf Einladung von antirassistischen
Gruppen zu der Gedenkfeier nach Saarlouis gekom-
men waren, werden von Henz nicht empfangen.

7. Oktober 2009 Als Reaktion auf die wieder-
holten Anfragen der Fraktion DIE LINKE im Bun-
destag weist die CDU-geführte Bundesregierung 
den Brandanschlag in Saarlouis als rechtsmotivierte 
Gewalttat aus. Im Saarland wird diese Einstufung 
von der Landesregierung, der saarländischen Justiz 
und der Stadt Saarlouis einfach ignoriert.

24. September 2011 Zum 20. Todestag von Sa-
muel Yeboah erinnern 200 Menschen in Saarlouis 
erneut an das ungesühnte Verbrechen. Am Stand-
ort des niedergebrannten Wohnheims werden Blu-
men niedergelegt. Nach wie vor fehlt jeder Hin-
weis auf Samuel Yeboah und die 20 überlebenden 
Opfer des Brandanschlags. Über ihr weiteres 
Schicksal ist fast nichts bekannt. Teilnehmer der 
Demonstration werden von Neonazis attackiert, 
wobei eine Person verletzt wird.

19. September  2014 Am 23.  Jahrestag des
Mordes versuchen engagierte Menschen erneut, 
die Stadt Saarlouis dazu zu bewegen, endlich des 
Ermordeten zu gedenken. Die Umbenennung der 
Saarlouiser Straße am Tatort in die Samuel-Yebo-
ah-Straße bleibt symbolisch. 

19. September  2015 Am 24.  Jahrestag des
Mordes versammeln sich viele Menschen in Saar-
louis zum Gedenken an Samuel Yeboah. Auch die 
mittlerweile 189 Todesopfer rassistischer Gewalt 
in Deutschland seit 1990 sind in dem Gedenken 
mit eingeschlossen. 

28. April 2016 Ein virtueller Gedenkstein wird 
eingerichtet unter samuel-yeboah.de. Verschiedene 
Gruppen und Initiativen übernehmen abwech-
selnd die Patenschaft. 

2. September 2016 Sieben Jahre nachdem die
Bundesregierung den Mord an Yeboah als rechts-
radikal motiviert eingestuft hat, leugnet der Saar-
louiser OB Henz dies nach wie vor. In seiner Ant-
wort auf einen offenen Brief der Antifa Saar / Pro-
jekt AK erklärt er, warum er ein Gedenken an 
Samuel Yeboah ablehnt: »Aber bis heute, anders als 
anderswo, gibt es keine eindeutigen Beweise für ei-
nen rassistischen Anschlag. Insofern will ich meine 
/ unsere Stadt nicht in Vergleich setzen mit Städ-
ten, in denen die Anschläge zweifelsfrei rassisti-
schen Ursprungs waren.«

10. September 2016 Eine Plakatkampagne des
saarländischen Flüchtlingsrats »Rassismus tötet – 
In Erinnerung an Samuel Yeboah« erinnert drei 
Wochen lang mit Großflächenplakaten an 
15 Standorten, auch in der Landeshauptstadt Saar-
brücken, an Samuel Yeboah. Die rechtsradikalen 
Aktivisten Markus M. und Ricarda R. posieren für 
einen Facebook-Post mit höhnischen Kommen-
taren vor dem Plakat und schänden damit das An-
denken des Ermordeten.

15. September 2016 »Yeboah? Nie gehört«, ant-
wortet der 1991 ermittelnde Staatsanwalt auf die 
Frage einer Journalistin des Deutschlandradios.

19. September 2016 Zum 25. Todestag erin-
nert ein breites Bündnis im Rahmen der Kampa-
gne »Hass hat Konsequenzen« mit Veranstal-
tungen, einer Medienkampagne und einer De-
monstration mit 250 Teilnehmenden in Saarlouis 
an Samuel Yeboah. Wie schon in den vergange-
nen Jahren werden die Menschen von Neonazis 
verbal bedroht. Am Grab von Samuel Kofi Ye-
boah findet ein stilles Gedenken mit Kranznie-
derlegung statt. Das Auto eines Teilnehmers wird 
beschädigt, ein Täter konnte nicht ermittelt wer-
den.

Oktober 2019 Eine Zeugin meldet sich bei der 
saarländischen Polizei mit einem Hinweis. Auf 
einem Grillfest vor 12 Jahren habe Peter Werner S. 
damit geprahlt, dass er den Brand gelegt hatte und 
nicht erwischt wurde. Daraufhin nimmt die saar-
ländische Staatsanwaltschaft die Ermittlungen 
wieder auf.
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14. Juli 2020 Eine fünfköpfige Ermittlungs-
gruppe mit dem Namen »Causa« wird im Auftrag 
des Landespolizeipräsidiums eingerichtet. Sie soll 
mögliche »Ungereimtheiten« und »Verfehlungen« 
in der Ermittlungsarbeit aufarbeiten.

30. Juli 2020 Der langjährige Chef des saarlän-
dischen Verfassungsschutzes Helmut Albert will 
auch herausfinden, was seine eigene Behörde in 
den 1990er-Jahren gemacht hat, und setzt eine in-
terne Ermittlungsgruppe ein, um Versäumnisse 
der eigenen Behörde aufzuklären.

5. August  2020 Die Generalbundesanwalt-
schaft übernimmt die Ermittlungen. Sie sieht »gra-
vierende Anhaltspunkte, die auf einen rechtsextre-
mistischen und fremdenfeindlichen Hintergrund 
des Anschlags schließen lassen«. Seitdem gibt es 
auch bundesweit ein hohes Medieninteresse. 

19. September 2020 Gedenkkundgebung an
Samuel Yeboah mit 150 Teilnehmenden auf dem 
Kleinen Markt in Saarlouis. Die TeilnehmerInnen 
fordern Gerechtigkeit für Samuel Yeboah. 

28. Januar 2021 Nach weniger als einem Jahr
Ermittlungen durch die Bundesanwaltschaft und 
fast 30 Jahren nach dem Mord kommt es in Saar-
louis zur Hausdurchsuchung bei dem Hauptver-
dächtigen Peter Werner S. und vier weiteren Per-
sonen. Bereits 1991 wurden diese Personen ver-
dächtigt. 

17. Februar 2021 Eine erneute Hausdurchsu-
chung findet statt. Die Bundesanwaltschaft erhöht 
den Fahndungsdruck und lädt viele Angehörige 
der Nazi-Szene als Zeugen vor. Telefone werden 
überwacht und Gespräche abgehört. 

7. August 2021 In einem Brief an den Saarlou-
iser Oberbürgermeister, diesmal heißt er Peter 
Demmer (SPD), bietet die Aktion 3. Welt Saar an, 
die Gedenktafel an Samuel Yeboah der Stadt Saar-
louis zu übergeben. Die Stadt solle diese zum 
30. Jahrestag der Ermordung Yeboahs zentral in
Saarlouis anbringen, um einem würdevollen Erin-
nern an den Ermordeten gerecht zu werden. Im
Vorfeld des 30. Jahrestags stellt die Stadt Saarlouis 
am Tatort eine Informationstafel auf. Die Kreis-
stadt Saarlouis, der Integrationsbeirat sowie die
Evangelische Kirchengemeinde und die Katho-
lische Pfarreiengemeinschaft rechts der Saar ver-
anstalten eine gemeinsame Gedenkfeier am Grab
von Samuel Yeboah.

13. August 2021 Die Kampagne »Rassismus tö-
tet – In Erinnerung an Samuel Yeboah« mit 
30 Großflächenplakaten in Saarbrücken und Saar-
louis und an vielen weiteren Standorten wird wie-
derholt.

17. September 2021 Neben der Ermordung von 
Yeboah ist der Umgang der saarländischen Behör-
den mit den 20 Überlebenden des versuchten Mas-
senmords nur als unmenschlich und rassistisch zu 
bezeichnen. Es ist bis heute nicht klar, wie viele der 
Betroffenen abgeschoben wurden, ohne überhaupt 
als Opfer wahrgenommen zu werden. Überlebende 
fordern Aufklärung und umfassende Akteneinsicht.

18. September 2021 Demonstration in Erinne-
rung an Samuel Yeboah von 180  Menschen in 
Saarlouis unter dem Motto »Kein Schlussstrich! 
Aufklären – Einmischen – Konsequenzen ziehen«. 

4. April 2022 31 Jahre nach dem Mord wird der
Hauptverdächtige Peter Werner S. in seiner Woh-
nung in Saarlouis verhaftet. Am gleichen Tag bit-
tet der saarländische Landespolizeipräsident Nor-
bert Rupp (CDU) um Entschuldigung. Er be-
nennt nicht die handelnden Personen, erklärt nicht 
die Tatenlosigkeit der saarländischen Polizei und 
Justiz, bemängelt nicht das Fehlen jeder Empathie 
für die Opfer. Er bedauert lediglich »Defizite«. Er 
unterlässt es auch, sich ausdrücklich bei den 
traumatisierten und alleingelassenen Opfern zu 
entschuldigen. Von einer Entschädigung ist bis 
heute keine Rede.

30. April 2022 Eine Demonstration in Saar-
brücken unter dem Motto »Kein Schlussstrich« mit 
150 Teilnehmenden fordert vor dem Sitz des saar-
ländischen Verfassungsschutzes angesichts des 
Versagens der zuständigen Behörden dessen Auf-
lösung sowie die Offenlegung der Akten zum Fall 
Yeboah.

18. Juli  2022 Die Anklage gegen Peter
Werner S. wird wegen Mord, versuchtem Mord in 
20 Fällen sowie Brandstiftung mit Todesfolge und 
versuchter Todesfolge erhoben. 

19. September 2022 31 Jahre nach dem Mord
werden auf einer Kundgebung am Tatort in Saar-
louis mit 70 Teilnehmenden die Offenlegung der 
Akten, Einrichtung eines parlamentarischen Un-
tersuchungsausschusses, finanzielle Entschädi-
gung der Opfer und ein würdiges Gedenken in der 
Saarlouiser Stadtmitte verlangt.

16. November 2022 Prozessbeginn gegen Peter 
Werner  S. am Oberlandesgericht Koblenz. Vor 
dem Gerichtsgebäude gibt es eine Kundgebung 
von antifaschistischen Initiativen, viele sind aus 
dem Saarland angereist.
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Kriegsverbrecher Ernst Röchling
Die Universität des Saarlandes hält in Treue fest zu ihrem Ehrensenator

Ein Kommentar von Dennis Kundrus

Im Mai 2021 hatte das Studierendenparla-
ment der Universität des Saarlandes auf In-
itiative der Linken Liste einen Antrag ver-
abschiedet, in dem die Studierenden einfor-
derten, dass die Universität dem verurteilten 
Kriegsverbrecher Ernst Röchling die Ehrense-
natorwürde entziehen sollte. Bereits vier Jahre 
zuvor hatten es mit derselben Prozedur antifa-
schistische Kräfte aus der Studierendenschaft 
erreicht, dass dem Ex-Gestapochef von Trier, 
Heinrich Welsch, diese Würde entzogen wur-
de. Doch diesmal kam es anders: Der Senat 
entschied sich ausdrücklich gegen die Aber-
kennung und, das mag verstehen, wer will, 
nur für eine Distanzierung von der Person 
Ernst Röchlings.

Danach erging man sich in Eigenlob. Uni-
versitätspräsident Manfred Schmitt, für den 
noch wenige Jahre zuvor die Ehrensenator-
würde von Heinrich Welsch »aus der Zeit ge-
fallen« war, sprach vor der Presse von einem 
»sehr angemessenen und hochverantwor-
tungsvollen Urteil für die Universität«. Auch
der studentische Senator Lukas Redemann
lobte das Ergebnis. Der AStA und das Stu-
Pa akzeptierten das Ergebnis, auch wenn de-
ren Referat für Politische Bildung auf Anfra-
ge dieses für falsch hält, »weil Ernst Röchling,
als einem Opportunisten und Profiteur des
Nationalsozialismus, keine Ehre zuteilwer-
den sollte«. In der Stellungnahme des Referats
wird auch der massive Einsatz von Zwangsar-
beit unter den Röchlings kritisiert.

Im Saarland blieben kritische Reaktionen 
weitestgehend aus. Diese kamen hingegen aus 
dem Nachbarland. Die französische Histori-
kerin Françoise Berger, Historikerin an der 
Universität von Grenoble und Röchling-For-
scherin, gab gegenüber dem SR an, dass sie 
die Entscheidung der Universität nicht nach-
vollziehen könne: »Es geht hier auch darum, 

den jungen Generationen Vorbilder zu geben. 
Er [Anm.: Ernst Röchling] ist nicht einer 
der Schlimmsten, aber er ist kein gutes Vor-
bild.« Berger lehnt die Einstufung Röchlings 
als Mitläufer ab, dieser habe sich aktiv an 
den kriegsverbrecherischen Handlungen der 
Röchlings in Frankreich beteiligt und sich 
keineswegs zurückgehalten.

Für die Entscheidung scheint es mehr Grün-
de zu geben als historische Fakten. Die Fami-
lie Röchling genießt im Saarland immer noch 
teils hohes Ansehen, und deren Nachkommen 
sind mit Einfluss ausgestattet. Dies zeigt sich 
im Falle der Universität in einer finanziellen 
Abhängigkeit von der Ernst-Röchling-Stif-
tung. In deren Vorstand sitzt neben einem 
Nachfahren Röchlings auch der Universi-
tätspräsident Manfred Schmitt. Die Aber-
kennung des Titels hätte auch eine Diskus-
sion um die Stiftung nach sich gezogen, die 
nun erst mal abgewendet werden konnte. Das 
Referat für Politische Bildung greift in seiner 
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Die Rastatter Prozesse gehören zu den 
größten alliierten Kriegsverbrecherpro-
zessen nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Vor dem Tribunal Général im Rastatter 
Schloss fanden zwischen 1946 und 1949 
insgesamt 235 Prozesse statt, hauptsäch-
lich gegen das Personal der NS-Lager auf 
dem Gebiet der französischen Besat-
zungszone. Sie richteten sich nach dem 
Vorbild der Dachauer Prozesse. Dabei 
wurden 1.639 NS-Verbrecher verurteilt, 
105 davon zum Tode. Heute sind die Ra-
statter Prozesse in Deutschland weitge-
hend aus der Erinnerung verdrängt. Der 
französische Staat hielt die Prozessakten 
bis 2015 unter Verschluss.
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Stellungnahme die Arbeit der Stiftung auf: 
»Unseres Erachtens sollten jedoch die finan-
ziellen Mittel, die aus den Geldern der Ernst-
Röchling-Stiftung schöpfen, in die Aufklä-
rung und Aufarbeitung der Verfehlungen der 
Familie Röchling und in die Antisemitismus-
forschung gesteckt werden. Möglicherweise 
ist die Familie ja selbst daran interessiert, die 
eigenen Untaten aufzuarbeiten.«

Am skandalösesten an dem gesamten Pro-
zess ist ein anderer Aspekt: Der Senat begrün-
dete seine Entscheidung mit der in den bei-
den vom Senat selbst in Auftrag gegebenen 
Gutachten vertretenen Meinung, dass Ernst 
Röchling eigentlich gar kein Kriegsverbrecher 
gewesen sei. Dabei berief sich die Universi-
tät vor allem auf Prof. Dr. Gabriele Clemens, 
Historikerin an der UdS und Vorsitzende der 
Kommission für Saarländische Landesge-
schichte. Clemens begründet diese Position 
damit, dass die Rastatter Prozesse nicht die 
gleichen Maßstäbe angelegt hätten wie die 
Nürnberger Prozesse und dass Röchling kein, 
wie das Urteil es feststellte, »Mittäter« sei, da 
er nur auf Geheiß seines Onkels Hermann 
Röchling gehandelt habe. Clemens maßt sich 
an, den Rastatter Prozess juristisch zu bewer-
ten, und befindet über die Gewichtung von 
Zeugenaussagen. Die Historikerin, die bis-
her nicht durch Initiativen zur Aufarbeitung 
der NS-Vergangenheit im Saarland aufgefal-
len ist, liefert wie im Falle des NS-Aktivisten 
und langjährigen Ministerpräsidenten Franz 
Josef Röder das übliche Gefälligkeitsgut-
achten, wenn es darum geht, saarländischen 
NS-Verbrechern einen nachträglichen Persil-
schein auszustellen.

Eines kann nämlich festgehalten werden: 
Da das Völkerrecht sich in Bezug auf Kriegs-
verbrechen bisher nicht geändert hat, wür-
de Ernst Röchling bei einem derartigen Pro-
zess auch heute als Kriegsverbrecher verur-
teilt werden. Die Beurteilung, Röchling sei 
kein Kriegsverbrecher, kann nur beibehalten 
werden, wenn die gesamten Rastatter Pro-
zesse und damit die französische Justiz und 
die am Prozess auch beteiligten internationa-
len Richter und Ankläger massiv in Zweifel 
gezogen werden. Diese Einschätzung kann 
Françoise Berger in keiner Weise nachvoll-
ziehen. Sie übte gegenüber dem SR harsche 
Kritik an der Einschätzung ihrer deutschen 
KollegInnen: »Die Akten waren sehr genau, 
es gab viele Zeugen. Man kann nicht einfach 

in einigen Minuten oder mit ein wenig Lek-
türe die Arbeit mehrerer Wochen infrage stel-
len, die nach den Regeln des Völkerrechts ge-
macht wurden.« Dies sei gefährlich und ver-
harmlosend, urteilt Berger.

Die Argumentation weist auch eine gefähr-
liche Nähe zu rechtsradikaler Propaganda auf, 
die die juristische Aufarbeitung der deutschen 
Verbrechen gegen die Menschheit in Nürn-
berg, Rastatt, Dachau und anderswo als »Sie-
gerjustiz« ablehnt: Ernst Röchling ist nun per 
Beschluss der Universität des Saarlandes kein 
Kriegsverbrecher mehr, sondern ein Opfer der 
französischen »Siegerjustiz«, der innerlich im-
mer vom Nationalsozialismus distanziert ge-
wesen sei. Diese »innere Haltung« wird im 
Saarland bis heute angeführt, um verbreche-
risches Handeln zu beschönigen.

Die Universität kündigte nun an, eine Dok-
torarbeit forcieren zu wollen, welche die Rolle 
der Ehrensenatoren der Universität des Saar-
landes während der NS-Zeit und danach kri-
tisch beleuchten soll. Wer diese Arbeit über-
nimmt, wer sie betreut und wann sie been-
det sein wird, ist offen. Dabei sind alle Fakten 
bekannt. Was fehlt, ist der politische Wille, 
die Ehrung von Kriegsverbrechern zu been-
den. Der Schaden, der durch dieses Verhalten 
der saarländischen Demokratie und der guten 
Nachbarschaft zu Frankreich zugefügt wird, 
scheint nur wenige im Land zu beunruhigen. 
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»Dafür haben wir diese Leute nicht  
nach Saarbrücken geholt«
Der »Notstands«-Konflikt 1968 an der Universität des Saarlandes.  
Zugleich ein Beitrag zur Röder-Debatte

Von Rainer Eisfeld

1968 veröffentlichten die saarländische Stu-
dentenzeitung speculum und der nach Berli-
ner Vorbild gegründete Republikanische Club 
Saarbrücken gemeinsam in 5.000er-Auflage 
einen vierseitigen Sonderdruck, betitelt: Un-
französische Zustände oder die Auseinan-
dersetzung des Grafen Krockow mit dem 
hiesigen Landesvater. ›Französische Zustän-
de‹ à la Pariser Mai auch für die Bundesre-
publik sollte der Saarbrücker Lehrstuhlinha-
ber für Politikwissenschaft, Christian Graf 
von Krockow, angeblich auf einer Kundge-
bung gegen die Notstandsgesetze gefordert 
haben. Sie bildeten das Reizwort, das durch 
eine Kontroverse geisterte, welche sich im An-
schluss an eine Pressekonferenz Franz-Josef 
Röders entwickelte. Der Konflikt wirft Licht 
auf Röders politisches Gebaren während sei-
ner dritten Ministerpräsidentschaft (1965–
1970) ebenso wie auf die saarländische Medi-
enlandschaft jener Jahre.

Die Universität

Mehr als 6.000 Studenten zählte die Univer-
sität des Saarlandes Mitte der 1960er-Jahre. 
Fast 40 % stammten aus anderen Bundeslän-
dern. Was motivierte sie, sich für das abgele-
gene Saarbrücken zu entscheiden?

Vorweg natürlich die niedrigen Studienge-
bühren. An Westdeutschlands Universitäten 
entrichtete man damals »Unterrichtsgelder«, 
die sich samt Sozialbeiträgen auf 150 (Heidel-
berg 1960) bis 250 DM (Frankfurt 1969) pro 
Semester beliefen. In Saarbrücken betrug die 
Semestergrundgebühr gerade mal 18 Mark. 
Inklusive Versicherung und Studentenwerks-
beiträgen kam man auf 40 DM. Für Stu-
denten in ewigen Finanznöten kein geringer 
Unterschied.

Zu derart handfesten Erwägungen gesellte 
sich jene »Verlockung«, von der Ralf Dahren-
dorf, 1954–1957 Assistent an Saarbrückens 
Universität, später in seinen Erinnerungen 
schwärmen sollte (Dahrendorf 2002: 13): »Pa-
ris 399 km« verhieß ein Wegweiser im Stadt-
zentrum. 

Nicht nur Schlabberpullover à la Saint-Ger-
main mit »Exi«-Note, nicht bloß »Dösche-
wos«, alias »Enten«, mit gewöhnungsbedürf-
tiger Gangschaltung lieferte das Nachbar-
land. Auch schwarze Zigaretten (vorzugsweise 
Gauloises Caporal, in der blauen Packung 
mit gallischem Flügelhelm) und kratziger 
algerischer Rotwein (»Château Migraine«) 
stammten von dort. Nicht zu vergessen, die 
schnoddrigen Filme Eddie Constantines, 
die unter begeisterten Zwischenrufen (»Bleib 
sauber, Eddie«) unentwegt im Studentenkino 
liefen. Ein erfolgreiches Programmkino, die 

Der Politikwissenschaftler und Publizist 
Professor Rainer Eisfeld hat für die Saar-
brücker Hefte einen Aufsatz über das 
Jahr 1968 an der Saar-Uni geschrieben. 
Neben erhellenden Details zur Geschich-
te der Universität schildert er den heu-
te weitestgehend vergessenen Konflikt 
zwischen dem rechts-katholischen Lager 
um den damaligen Ministerpräsidenten 
Franz-Josef Röder und dem bekannten 
linksliberalen Politologen Christian Graf 
von Krockow. In diesem Heft drucken wir 
den ersten Teil des Aufsatzes; der zwei-
te Teil folgt in der Sommerausgabe der 
Hefte. 
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»Camera«, gab’s obendrein, das Jean Cocteaus
La Belle et la Bête zeigte, Louis Malles Die
Liebenden oder Jean-Luc Godards Une fem-
me est une femme.

Die Universität selbst konnte mit Dr. jur. 
Franz Josef Degenhardt (»Väterchen Franz«) 
aufwarten, 1961–1969 Assistent für Euro-
päisches Recht. Seit 1963 sang er im Saar-
brücker »Hades« von den Schmuddelkindern, 
von bundesdeutscher Pseudoidylle (»Da frierst 
du vor Gemütlichkeit«) und vom trügerischen 
Paradies, das Tonio Schiavo und andere, aus 
dem Mezzogiorno kommende Malocher »ir-
gendwo bei Herne« vorfanden.

Saarbrücken war eine Campus-Universität 
»avant la lettre«, längst ehe der Begriff sich
eingebürgert hatte – von dem Augenblick an,
als sie 1948 die Below-Kaserne (benannt nach
einem Weltkrieg-I-General) im Stadtwald
nahe Dudweiler bezogen hatte. Erhalten aus
der Gründungszeit blieb auch hier ein Stück
durchgängige Frankreich-Orientierung. Den
Rotwein (laut Wolfgang Koeppen Algeriens
»Rache am französischen Mutterland«) konn-
te man im Mensaladen erstehen, die Flasche
für 65 Pfennig. Camembert kostete ein Drit-
tel mehr. Abends hatte die Mensa eine Stun-
de geöffnet. Meist gab’s Bauernfrühstück, von
Witzbolden zu »Arbeiter- und Bauernfrüh-
stück« verfremdet.

Bereits im Herbst 1955 war die erste Aus-
gabe der Studentenzeitung speculum erschie-
nen. Spätere prominente Journalisten wie 
Heiko Flottau (Jahrgang 1939, Süddeutsche 
Zeitung) und Robert Leicht (Jahrgang 1944, 
ZEIT) verdienten sich dort ihre Sporen als 
Chefredakteure. Spätestens seit der Spie-
gel-Affäre nahm auch beim speculum die Rol-
le politischer Kritik zu. Zum studentischen 
Reizthema entwickelte sich verklemmte Sexu-
almoral, die zwanghafte Prüderie des »gesun-
den« Volksempfindens. Im Mai 1967 druck-
te speculum das ganzseitige Foto einer von 
Kopf bis Fuß in Nonnentracht gehüllten Au-
drey Hepburn unter der Überschrift »Sex an 
der Saar«. Hinzugefügt war der verfremdete 
Leitspruch »Mir wisse, was gudd is«, mit dem 
Saarländer sich als bekennende Genießer zu 
offenbaren pflegten.

Der SDS freilich blieb, aller studentischen 
Politisierung zum Trotz, in Saarbrücken 
schwach. Im Wintersemester 1968/69 zähl-
te er ganze 22 Mitglieder, darunter 6 Frauen 
(Pilzweger 2015: 80  Anm.  52). Hier wie 

allerorten zerlegte er sich nach dem Abebben 
der eigentlichen Studentenrevolte in dogma-
tische Politsekten. Den Spaltungen fiel auch 
speculum, mittlerweile von einem Redak-
tions»kollektiv« gestaltet, zum Opfer: 1971 
zerstritten Blattmacher und AStA sich heillos.

Hauptakteure (1):  
Der Wissenschaftler

Dreispaltig druckte die ZEIT am 9. Au-
gust 1968 unter der Überschrift »Kein Ab-
schiedsessen« die ungewöhnliche Leserzu-
schrift eines saarländischen Juristen ab. Sie 
galt einem jüngeren Wissenschaftler, der 
– »des kollegialen Rückhalts beraubt« – der
Universität Saarbrücken vorzeitig den Rücken
gekehrt hatte, um einem Ruf nach Frankfurt
als Nachfolger Carlo Schmids zu folgen, und
dem niemand »auch nur ein Abendessen be-
reitet« hatte, ehe er Saarbrücken verließ.

Verfasst hatte die Zuschrift der 58-jäh-
rige Staats- und Verwaltungsrechtler Herbert 
Wehrhahn. Während des Krieges als An-
walt in Berlin tätig, hatte er sich der Beken-
nenden Kirche als Rechtsberater zur Verfü-
gung gestellt. Wie schon in seiner Vorlesung 
rügte er, dass der Akademische Senat sich in 
der Sache, um die es ging, distanziert verhal-
ten hatte. Die gleiche Kritik übte sein juristi-
scher Kollege, der 45-jährige Rechtsphilosoph 
und Strafrechtslehrer Arthur Kaufmann. Der 
Wissenschaftler, um den es dabei ging, war 
der Politologe Christian Graf von Krockow, 
1965 von der Pädagogischen Hochschule 
Göttingen nach Saarbrücken berufen. Die 
entsprechende Professur war, wie in anderen 
Bundesländern, errichtet worden nach lang-
jährigen Bemühungen um die Einführung 
des Schulfachs Sozialkunde. Schubkraft ver-
liehen hatten ihnen 1959 die antisemitischen 
Aktionen großenteils jugendlicher Täter – be-
schmierte Gedenksteine und Synagogenwän-
de, geschändete jüdische Friedhöfe, »Juden 
raus«-Parolen.

Der »Fall«, der Kaufmann und Wehrhahn 
beschäftigte, begann mit einer Rede, die 
Krockow auf Saarbrückens Theatervorplatz 
bei einer Kundgebung gegen die Notstands-
gesetze hielt. Aus seiner grundsätzlichen Ein-
stellung hatte er in einem speculum-Interview 
gleich 1965 kein Hehl gemacht. Auf die Fra-
ge »Werden Sie sich in Ihren Übungen und 
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Seminaren mit Missständen im Verfassungs-
leben der Bundesrepublik auseinandersetzen?« 
hatte er erwidert:

»Soweit sie [das] Problem der freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung berüh-
ren, verfehle ich meinen Lehrauftrag, wenn 
ich mich mit diesen Tendenzen nicht kritisch 
auseinandersetze. Und dass wir uns heute in 
Richtung auf eine schleichende autoritäre 
Aushöhlung der freiheitlichen Ordnung be-
wegen, das scheint mir kaum zu übersehen zu 
sein.«

Krockow war dabei, sich in seinem Fach 
einen Namen zu machen. Entsprechend ge-
wirkt hatten seine beiden ersten Bücher – 
Die Entscheidung, eine brillante, 1990 wie-
der aufgelegte Auseinandersetzung mit einer 
so zentralen wie fatalen Kategorie im Den-
ken Ernst Jüngers, Carl Schmitts und Martin 
Heideggers; anschließend Soziologie des Frie-
dens, eine für die damalige Zeit kaum min-
der bemerkenswerte Studie über gesellschaft-
liche Entwicklungen, die eine Überwindung 
des Ost-West-Konflikts ermöglichen könnten. 

Beigetragen zu Krockows Bekanntheit hat-
te außerdem ein Aufsatz mit dem program-
matischen Titel »Staatsideologie oder demo-
kratisches Bewusstsein. Die deutsche Alter-
native«, erschienen 1965 in der Politischen 
Vierteljahresschrift. Darin setzte er sich mit 
Ernst Forsthoff auseinander – jenem Juristen, 
der 1933 den »Ehrgeiz« entwickelt hatte, sich 
»als Deuter, Stichwortgeber und Propagandist 
des Nationalsozialismus einen Namen zu ma-
chen« (Meinel 2011: 71), auf mehrere Profes-
suren gelangt, 1937 der NSDAP beigetreten 
war. Obgleich er »sich auf das Grundgesetz 
nie ernsthaft eingelassen« hatte, war Forsthoff 
nach 1949 »zu einem der gefragtesten und er-
folgreichsten Rechtsgutachter und Regie-
rungsberater in seinem Fach« avanciert (Mei-
nel 2011: 356). Krockow nahm kein Blatt 
vor den Mund: Nachdem er »auf die fatale 
Kontinuität eines Denkens« verwiesen hatte, 
das »bereits unter anderen Vorzeichen gesell-
schaftsbestimmte Demokratie und Staatsau-
torität zur Alternative erklärte«, fügte er hin-
zu: »Vgl. Forsthoff: ›Der Totale Staat‹, Ham-
burg 1933, S. 24 ff.«

Das war nicht bloß deutlich. Es fiel auch 
aus dem Rahmen: An die braune Vergangen-
heit von Wissenschaftlern oder Politikern vor 
respektablem Publikum zu erinnern, galt in 
weiten Kreisen als unschicklich. Mit seinem 

Aufsatz hatte Krockow sich im Sinne einer 
Politologie positioniert, die sich emphatisch 
als Demokratiewissenschaft verstand.

Der Vorgang

Nun also die Notstandsgesetzgebung – oder, 
präziser, die von mehreren Bundesregie-
rungen betriebene weitreichende Grundgeset-
zänderung für den Fall innen- oder außenpo-
litischer Krisen. Auf die Pläne fiel jedoch der 
Schatten des Notverordnungs-Artikels 48 der 
Weimarer Verfassung. Dessen missbräuch-
liche Ausweitung durch Reichspräsident Hin-
denburg hatte die Zerstörung der Weimarer 
Republik forciert. Das Vorhaben stieß deshalb 
auf den Widerspruch von SPD und Gewerk-
schaften. Zunehmend regte sich Protest auch 
an den Universitäten, erst recht im Gefolge 
der Spiegel-Affäre.

In dem Maß, in dem der Widerstand gegen 
die Notstandsgesetze bei SPD und Gewerk-
schaften zu bröckeln begann, versteifte er sich 
an den Hochschulen. Als CDU / CSU und 
SPD 1966 die erste Große Koalition schlos-
sen, vereinbarten sie die Verabschiedung ei-
ner Notstandsregelung. Im Parlament standen 
gerade noch 49 Oppositionsvertreter der FDP 
einer Mehrheit von 469 regierungsnahen Ab-
geordneten gegenüber. Was Wunder, dass das 
Ungleichgewicht eine außerparlamentarische 
Opposition (APO) entstehen ließ, die teilwei-
se antiparlamentarische Züge annahm. 

Besänftigend auf die Notstandsgegner 
wirkte auch nicht unbedingt, dass der Kanz-
ler der Großen Koalition, Kurt Georg Kie-
singer, am 1. März 1933 der NSDAP als Pg. 
Nr. 2 633 930 beigetreten war. Unter Ribben-
trop war er beim Auswärtigen Amt aufgestie-
gen zum Ministerialdirigenten und Vizechef 
der Rundfunkpolitischen Abteilung, »kraft 
Amtes beteiligt« an einer Auslandspropagan-
da, die »mit antisemitischen Versatzstücken 
in unterschiedlicher Intensität und Färbung 
operierte« (Kiesinger-Biograf Philipp Gassert; 
vgl. Gassert 2006: 128, 141). Sein Anteil an 
dem, was man als Elitenkontinuität vor und 
nach 1945 bezeichnet hat, trug dem Kanzler 
den bekannten Backenstreich Beate Klarsfelds 
ein. 

Nicht bloß Studierende mobilisierten an 
den Hochschulen gegen die Notstandsgesetze. 
Für den Notstand der Demokratie betitelten 
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Frankfurter Kongress im Herbst 1966 fun-
gierte ein Kuratorium als Veranstalter, dem 
außer Schriftstellern wie Heinrich Böll, Er-
ich Kästner und Martin Walser knapp zwei 
Dutzend Professoren angehörten. An der 
Abschlusskundgebung nahmen mehr als 
20.000 Menschen teil. Anderthalb Jahre spä-
ter, beim Sternmarsch der Notstandsgeg-
ner auf Bonn am 11. Mai 1968, hatte die ge-
schätzte Zahl sich verdoppelt.

Doch so friedlich der Sternmarsch verlief: 
Die Grundstimmung hatte sich verändert, 
und das nicht erst seit dem Attentat auf 
Rudi Dutschke vier Wochen zuvor. Beim 
Schah-Besuch in Westberlin am 2. Juni 1967 
hatte die Polizei sich »als wildgewordenes 
Rollkommando« (ZEIT-Korrespondent Kai 
Hermann) gebärdet. Gemeinsam hatten Se-
nat und Polizei nach Benno Ohnesorgs Er-
schießung durch einen Polizisten, so Herr-
mann, »durch Falschmeldungen (und) Ver-
weigerung von Informationen« die Umstände 
der Tötung »verschleiert«. Nichts aber hat-
te Öffentlichkeit und APO so aufgewühlt 
wie der Mordversuch an Dutschke (an des-
sen Spätfolgen er ein Jahrzehnt später starb). 
Quer durch die Bundesrepublik kam es Mitte 
April 1968 zu den heftigsten Zusammenstö-
ßen seit ihrem Bestehen zwischen Hundert-
tausenden von – teilweise militanten – De-
monstranten und mehr als 20.000 Polizisten.

Wie sollten Politik und Gesellschaft auf 
die »Osterunruhen« reagieren? Am 13. und 
14. April 1968 sprachen Bundeskanzler Kurt 
Georg Kiesinger (CDU) und Bundesjustizmi-
nister Gustav Heinemann (SPD) über Rund-
funk und Fernsehen. Heinemann beschwor 
als gemeinsames Band das »große Angebot« 
des Grundgesetzes, das es als »Lebensform« 
im Sinne demokratischen Verhaltens zu ver-
wirklichen gelte. »Wir alle« seien zur Besin-
nung aufgerufen, »wir Älteren« hätten uns zu 
fragen, ob wir für »Teile der Jugend unglaub-
würdig« geworden seien.

Doch wie stand es um dieses Grundgesetz? 
Würden die geplanten Regelungen sich ver-
fassungsergänzend auswirken oder am Ende 
doch verfassungsdurchbrechend – eine Be-
fürchtung, der Krockow in seiner Rede vor 
dem Stadttheater Saarbrücken Ausdruck gab 
(Krockow 1968a; ders. 1968b, auch zum Fol-
genden):

»… Ist ein Notstandsgrundgesetz noch das 
verbindende von 1949? Ich fühle mich als   

Hochschullehrer ganz persönlich betroffen: 
Mit den Notstandsgesetzen wird die Substanz 
des Eides verändert, den ich aufs GG abge-
legt habe.«

Für den Fall eines inneren Notstands ver-
wies Krockow auf die im Grundgesetz enthal-
tenen Regelungen: Parteienverbot und Ver-
wirklichung von Grundrechten – »mit gutem 
Grund weder dem Parlament, noch der Re-
gierung, noch Notstandsübungen überlas-
sen, sondern dem Bundesverfassungsgericht«. 
Krockow weiter: 

»Was den äußeren Notstand betrifft, so 
kann ich mir eigentlich nur eines denken, 
was ihm wirklich vorbeugt: eine konsequente, 
mutige Entspannungs- und Friedenspolitik 
gegenüber allen Völkern und Staaten Osteu-
ropas.«

Krockow ließ freilich keinen Zweifel daran, 
dass der Zug in seinen Augen abgefahren sei. 
An der »Solidarität von Akademikern und Ar-
beitern … in kritischer Lage«, die »in Frank-
reich … möglich sei und sich immer neu her-
stelle«, mangele es in Deutschland. Deshalb 
bleibe nur »das ständige, nicht nachlassende 
Bemühen um kritische Bewusstseinsbildung«, 
der »Kampf um die Verwirklichung und Si-
cherung von Demokratie in Staat und Gesell-
schaft« – »angefangen, doch nicht endend am 
Ort unserer eigenen, unmittelbaren Verant-
wortung, in der Universität«.
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Vermutungen über Ullrich Kerker
Von Uwe Loebens

1. Es könnte ein Busch sein, der in einer Dünung den Winterstürmen trotzt. Sein fein-
gliedriges, stacheliges Geäst greift schon seit undenkbaren Zeiten in den leeren Him-
mel. Der Zeichner und Druckgrafiker Ullrich Kerker hat mit rhythmischen, wie aus 
sich selbst herauswachsenden Strichen die Verhärtungen des Geästs auf einer kleinen 
Radierplatte festgehalten. Es bleibt offen, ob es aus der absichtsfreien Zeichenbewe-
gung heraus entstanden ist, ob es den Widerschein einer fernen Erinnerung (vielleicht 
des Betrachters) reflektiert oder eine flüchtige Skizze auf der Radierplatte konkreti-
siert.
2. Ullrich Kerker ist ein Sammler von Eindrücken, seine besondere Aufmerksamkeit 
gilt kleinen beiläufigen Entdeckungen am Wegesrand, die er bis heute auf seinen Gän-
gen mit einem angespitzten Bleistiftstummel in wenigen Strichen in seinen kleinen 
selbst gebundenen Notizbüchern einträgt: ein windschiefer Lattenzaun, ein Linien-
rhythmus in der Landschaft, ein alter Gullydeckel, anderes mehr. Er sammelt sie als 
vernachlässigte oder angedachte Gedanken, als Möglichkeiten des Denkens. Sie kön-
nen, aber sie müssen nicht Auslöser und Gegenstand weiterer künstlerischer Bearbei-
tung werden. Er bewahrt sie um ihrer selbst willen.
3. Seine künstlerische Arbeit ist geprägt von einem respektvollen Verhältnis zu Papie-
ren aller Art, leerem und bedrucktem, neuem und gealtertem Papier – und zu allem, 
was druckt, zeichnet, im übertragenen Sinn schreibt und Zeichen setzt. Ullrich Kerker 
nutzt sie nicht als Medium für Botschaften, sondern lässt sie zu Wort kommen. Selbst 
eine darstellende Linie ist der Verweis auf die Zeichenbewegung an sich. In seinen Ra-
dierungen, Lithografien, Walzendrucken, Monotypien bringt er den Druckstock als 
Material zum Sprechen, erkundet seine innewohnenden Möglichkeiten und lockt sie 
hervor. Die Jahresringe eines unregelmäßig geformten flachen Holzstücks zum Bei-
spiel. Per Walzendruck abgezogen, verändert sich ihre Spur auf dem Papier durch die 
Zufälligkeit jedes manuellen Druckvorgangs um Nuancen. Dass Ullrich Kerker die 
Ergebnisse entlang entstandener Formen ausschneidet und sie wie einen Schwarm auf-
stiebender Vögel über eine Atelierwand verteilt, wirkt wie ein Verweis. Wurden hier 
Gedanken über das Zeitvergehen aufgescheucht?
4. Rechtfertigte es den Aufwand, würde Ullrich Kerker das Papier, das er verwendet, 
selbst schöpfen. Er ist ein herausragender Druckgrafiker, der tief in die Seele der an-
gesichts von Digitalprints vorsintflutlich wirkenden Druckpressen eintaucht. Jedem 
Arbeitsschritt hin zu einem fertigen Ergebnis misst er gleichermaßen Bedeutung bei 
und lässt sich von den sinnlichen und haptischen Qualitäten der einzelnen Schritte lei-
ten und inspirieren. Wenn er eine Folge von kleinen Zinkätzungen, die wie zerklüftete 
Eilande auf der weiten weißen Fläche dahindriften, zu einem von ihm mit Stichel und 
Faden gebundenen Heftchen zusammenfasst, erzählen sie plötzlich eine Geschichte 
über das Drucken und das sich mit jedem Druckvorgang erneuernde Erstaunen. Man 
könnte vom Prozess als integralem Ausdruck seiner künstlerischen Arbeit sprechen. 
Aber derlei wohlfeile Formulierungen werden Ullrich Kerker, der höflich hinter seine 
Werke zurücktritt, nicht gerecht.
5. Es könnte ein Fohlen sein, das auf noch unsicheren Beinen über eine neblige Wie-
se streift. Regelmäßig tauchen auf Ullrich Kerkers Werken Reflexe aus der Natur auf, 
Tiere, Blätter, Pflanzenformationen, aber sind sie wirklich ein Staunen über die Er-
scheinungen oder die Spur seines Nachdenkens oder beides? Das muss der Betrachter 
selbst herausfinden. 
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Wandarbeit, 2022, 5 x 4,4 Meter. Foto: Esther Degen
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Zehn Jahre Poetikdozentur für Dramatik
Der Dramatiker Ewald Palmetshofer zu Gast in Saarbrücken

Von Isabelle Bastuck

Nach einer zweijährigen Corona-Pause fand 
in diesem Sommer erneut die Saarbrücker Po-
etikdozentur für Dramatik statt. Organisiert 
wurde sie von der Universität des Saarlandes 
in Zusammenarbeit mit dem Saarländischen 
Staatstheater, der Stadt Saarbrücken und der 
VHS. In diesem Rahmen werden Theater-
schaffende aus dem deutschsprachigen Raum 
mit der grundsätzlichen Frage nach der Be-
deutung von Theater konfrontiert und dazu 
eingeladen, ihre Ansichten öffentlich in drei 
aufeinanderfolgenden Vorträgen dem Saar-
brücker Publikum darzulegen. Dieses Jahr 
war der österreichische Dramatiker Ewald 
Palmetshofer zu Gast.

Ein ungerades Jubiläum

Seit 2012 organisiert Dr. Johannes Birgfeld 
vom Fachbereich Germanistik der Universi-
tät des Saarlandes die jährlich stattfindenden 
Lesungen. Anfangs sollten es nur fünf Do-
zenturen werden, dann zehn. Schließlich fei-
erte die Reihe in diesem Jahr ihr pandemie-
bedingt ungerades Jubiläum. Das Ziel dieser 
Vortragsreihe sei es, jedes Jahr einer Stimme 
der deutschsprachigen Gegenwartsdramatik 
einen Raum zu geben. »Wir möchten Dra-
matikerInnen einladen«, so Birgfeld, »die im 
deutschsprachigen Raum Theater machen 
und dabei Theaterformen oder Stimmen ent-
wickelt haben, die sich auf ihre ganz eigene 
Weise je als besonders originell und bemer-
kenswert, als bahnbrechend oder zukunfts-
weisend erwiesen haben.« So kamen in den 
vergangenen Jahren etwa Rimini Protokoll, 
She She Pop, Roland Schimmelpfennig, Falk 
Richter oder Milo Rau nach Saarbrücken, die 
eine Auswahl an wichtigen Stimmen des Ge-
genwartstheaters repräsentieren.

Mit dem Fokus auf das Theater will sich die 
Saarbrücker Veranstaltung profilieren. Zwar 

finden seit der Begründung der Frankfurter 
Poetikvorlesungen im Jahr 1959 im deutsch-
sprachigen Raum an rund 30 Standorten 
ähnliche Vorträge statt, die Anzahl der aus-
gewiesenen TheaterautorInnen darunter sei 
laut Birgfeld jedoch verschwindend gering: 
»Anders gesagt: Die Dramatik ist in den Po-
etikvorlesungen im Land radikal unterreprä-
sentiert. Die Saarbrücker Poetikdozentur tritt 
dagegen an.« Der Fokus solle daher darauf lie-
gen, Gespräche über das Gegenwartstheater 
in öffentlichen Begegnungsstätten zu führen, 
die ohne Schwellenangst betreten werden 
können. Die Veranstaltung richtet sich damit 
ausdrücklich an alle Theaterinteressierten, 
wenn auch das fachspezifische Publikum aus 
Universitätsmitarbeitenden und Studierenden 
überwiegt.

Palmetshofers literarisches Theater

In diesem Jahr war Ewald Palmetshofer Gast 
in Saarbrücken. Der Österreicher wurde 2008 
zum Nachwuchsdramatiker des Jahres gekürt 
und gewann unter anderem 2015 den Mühl-
heimer Dramatikerpreis mit seinem Stück 
»die unverheiratete«. Seine Texte verhandeln 
in oft existenzialistisch anmutenden Mono-
logen die Herausforderungen für das Indivi-
duum im Anblick der Probleme unserer Zeit. 
Dieses Thema zeigt sich bereits in der Eröff-
nung seines Stücks »die verlorenen«. Dort 
fühlen sich die namenlosen Figuren nicht ge-
sehen, sie suchen nach etwas Greifbarem, seh-
nen sich nach einer Offenbarung: »hallo? hört 
uns jemand?«

Fragen, etwa um die postmoderne Ohn-
macht, die sinnentleerte Welt und das Stre-
ben nach Wahrheit, bearbeitet er auf stark li-
terarisierte Weise und macht die Sprache da-
bei zur tonangebenden Kunstform. Genau 
dies macht auch nach Johannes Birgfeld die 

Theater
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Dramatik Palmetshofers aus: »Seine Sprache 
ist rhythmisiert, alle Worte haben ihren un-
verrückbaren Platz im Stück und in der Fi-
gurenrede, hier wird Text ganz genau organi-
siert.« Gleichzeitig entwerfe er »bedrängende 
Analysen unserer Welt, die querstehen zum 
Meinungsrauschen des Alltages und der ba-
nalisierten Kommunikation in der Mehrheit 
der anderen Medien«. Gewöhnliches wie die 
Begegnung mit einem Reh auf der Landstra-
ße wird so etwa zu einer unheimlichen Er-
fahrung der Entfremdung des Menschen von 
der Natur.

Palmetshofers Kunstsprache hat noch eine 
weitere, eine politische Dimension: Indem er 
alle Figuren eine gemeinsame Sprache spre-
chen lässt, radiert er auf dieser Ebene deren 
Klassenunterschiede aus. Eine poetische Aus-
drucksweise schafft so eine grundlegende 
Ebene der Verständigung zwischen den un-
terschiedlichsten Menschen. Palmetshofer 
nimmt seine Figuren dabei jedoch immer 
ernst: Sich ausdrücken zu können, dient hier 
zur Emanzipation des Einzelnen gegenüber 
seinem sozialen Raum. 

»Ich schreibe für die Körper.«

Ungeachtet des starken Fokus auf die Sprache 
betrachtet Palmetshofer seine Stücke nicht 
als Lesedramen, sondern erst in der Inszenie-
rung könne sich das Stück entfalten. Unter 
dem Titel »Körper. Schreiben.« erklärt er die 
Beziehung zwischen Stück und Aufführung 
bildhaft als Kochrezept: »Die transformative 
Übersetzung, die ich meine, bezeichnet den 
Übergang vom Rezept zum Essen des Ge-
richts. Der Text verhält sich zur Aufführung 
wie eine Seite eines Kochbuchs zum Verzehr.« 
Der Text brauche also eine Verkörperung, 
sprich, eine Inszenierung, um zu wirken.

Ein ausgewiesenes Ziel seines Theaters ist 
das Auslösen von Affekten bei seinem Pu-
blikum. Palmetshofer spricht beispielsweise 
von persönlichen Erfahrungen, die gar kör-
perliche Reaktionen hervorgerufen haben, er 
beschreibt seinen Weinkrampf beim Anblick 
eines brennenden Hauses in der Corona-Iso-
lation und den Kreislaufkollaps seiner Schwe-
ster bei einem Freilufttheater zum Gedenken 
an die Opfer des Nationalsozialismus: »Von 
Körpern ausgelöst, in Körpern ausgelöst«, mit 
der Sprache als »Fern-Kraft« der Körper, die 

über die Entfernung – von Text zu Auffüh-
rung, aber im Besonderen von Schauspiele-
rInnen zum Publikum – wirken kann. Selbst-
kritisch spricht er in der letzten Lesung aber 
auch von den Tücken jenes Transfers vom ge-
schriebenen Text zum unkontrollierten Out-
put, den er beim Publikum hervorruft: »Der 
Text zeigt seine Fallstricke erst im Tun.«

Mit seinem Schreiben will Palmetshofer 
Widerstand leisten gegen das Zeitverständnis 
einer leeren Jetztzeit und dem Ende der Ge-
schichte in der Postmoderne. Er tritt ein für 
ein wirkmächtiges Theater mit gesellschaft-
lichem Einfluss, welches Verständnis schaf-
fen soll für die »Veränderbarkeit der Situati-
onen, unter denen Menschen leiden« und für 
die »Wirksamkeit der Gegenwart«.

	 Die Druckfassung der Lesung erscheint im kom-
menden Jahr im Alexander Verlag Berlin.
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Europaallee 18, 66113 Saarbrücken

12.12.2022
Politisch. Kulturell. Sozial:28 Räu-
me für Engagement

Diskussion mit Myriam Göttisheim & An-
dreas Rebmann

19.12.2022
Putins Krieg und der „neue Ost-
block“: Wie verteidigen wir die 

Demokratie?
Vortrag von Albrecht von Lucke

16.01.2023
Im Rausch des Aufruhrs: Deutsch-
land 1923

Vortrag von Christian Bommarius
20.01.2023

60 Jahre Elysée-Vertrag
Diskussion mit Prof. Dr. Henri Ménudier, Heiko Maas & 

Prof. Dr. Adolf Kimmel
30.01.2023

Wir Mobilitätsmenschen: Wege 
und Irrwege zu einem nachhalti-
gen Verkehr

Vortrag von Dr. Benedikt Weibel
02.02.2023, 19:00  Uhr!

Der Geist von Turin: Pavese, Ginz-
burg, Einaudi und die Wiederge-

burt Italiens nach 1943
Lesung mit Maike Albath

im Rahmen der Lesereihe BÖLL & HOFSTÄTTER
06.02.2023

Die Zerstörung der Vernunft: Über 
die Gefahren Künstlicher Intelligenz 
für Autonomie und Demokratie

Vortrag von Matthias Pfeffer

Unsere nächsten
Veranstaltungen:

Alle Veranstaltungen beginnen in der Regel um 18:00 Uhr. Even-
tuell notwendige Corona-Maßnahmen entnehmen Sie bitte 
unserer WebSite unter www.sdsaar.de
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Übrig bliebe ...
Von Sonja Ruf

1.
Übrig bliebe das Brauchbare gebannt und gefangen
ruhen Äbte in römischen Badewannen
unterm Fuß eines lächelnden Engels
Wasser sei Dreck höre sie rauschen für Frauen
öffnet das Schaumbergbad montags 3 plaudern
eine schwimmt still in Gedanken
das Grab sei der letzte Garten
eine Nomadin könne kein reines Wasser finden doch habe
ihr Geliebter alle Tugenden des Wassers
wie das Wasser müsse die Sprache tragen.

2.
Wie das Wasser müsse die Sprache tragen
den Papiertraum träumten die Steine die Tage
wüchsen in der Nacht während die Windräder blinken
und
vom Herzkopfmagneten geleitet der Gedanke unsichtbar schwebe
sie fahre aus aufs Papier fasse in ihren Netzen
die schöne Bäckerin im Bäckerladen
die gebrechliche Frau mit den 2 Einkaufstüten
die ihr die Arme aus dem Leibe zögen 
all solche Dinge
es zählte die Luft es zählten die Schmetterlinge.

3.
Es zählte die Luft es zählten die Schmetterlinge
die Liebe gelte es in Schwung zu halten
für mich für mich für mich seist du der Schönste
unter dem Vordach schwimmt ein weißes Kleid im Winde
abseits vom Körper fliegt es höher
einmal vergaß den Eimer ich zu schließen
am Morgen sah ich Maden aufwärts wimmeln
der Wind blies mir den Kopf frei kraulte
im Haargetümmel das junge Gerstenfeld und ließ es rieseln
ich ging vom Hof den Aufwind nutzten 2 Milane.

4.
Ich ging vom Hof den Aufwind nutzten 2 Milane
Karfreitagsratschen Schnalzen der Fasane
rostrotes Tor Westwall und Mithrashöhle
Krieg 
sie erführe jeden Tag zu viel erführe jeden Tag das Falsche
sei wie mit Strippen an die Buchstaben gebunden
im Halse 
bliebe ihr die Schönheit stecken das Gelumpe
verbirgt sich unter marmorierter Scheibe
ein weißes frisch gebornes Schlänglein
Hirnschlänglein züngeln Alles Gute.
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5.
Hirnschlänglein züngeln Alles Gute
meine Gedanken die die Landschaft fluten
begegnen jenen die ins Off gewechselt
wo sich die Wünsche vor den Fenstern krümmten
stachelige Raupenhaare Malven Walderdbeeren duften nach Tinte
Eisvogelblau im Fuchsbau dann die Schwäche
ein mandelförmiges Gesicht mir vorzustellen
menschliche Stimmen aus dem Radio zu hören
hier wohnten Menschen wie in tausend Jahren
die täglich übten von sich abzusehen.

6.
Sie übten täglich von sich abzusehen
betrachteten die Dinge aus der Stille
montierten Ketten die an jeder Stelle aufzuklinken waren
Tiefflieger Flözarm Supermarkt Bahnhöfe Wendeplatte Kreisverkehr Telefonstangen laute Straßen
bewanderte gelehrte Freunde
Wiesen auf denen sie prachtvoll aufgebahrt gelegen hätten
bestickt mit blauen weißen rosafarbenen Knöpfen
die Angst käme mit der Rechnung
so lange sie nicht zahlten durften sie hocken bleiben
es ist zu heiß ich geb den Tag verloren.

7.
Es ist zu heiß ich geb den Tag verloren
obwohl es für den 1. Satz vieltausend Möglichkeiten gäbe
am Bahndamm wälzen Pferde sich in Zebramänteln
der Horizont verneigt sich und die Hügel buckeln
vor hoch gebauschten Abendwolken
ich tus für Leo sagte Tim und mäht den Rasen
für Leo die das sagen lächeln
er habe sie gelehrt nicht vor der Zeit stark sein zu müssen 
wir finden ihre Worte ihren Stil zu denken
im Basalt sandgestrahlt und für lange.
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Dialog an der Damra
Von Sonja Ruf

Im Gedicht »Übrig bliebe …« verweben sich zwei Stimmen, die der Schriftstellerin 
Felicitas Frischmuth – und meine.

Der Dialog entstand im Sommer 2022, als mich Cornelieke Lagerwaard im Namen 
des »Vereins Straße des Friedens« (s. u.) an einen zauberhaften Ort in der Gemeinde St. 
Wendel einlud: die Damra. Die Damra, die ihren alten Namen möglicherweise den 
Wörtern Damm und Ried verdankt, liegt oberhalb der Blies und unterhalb des Skulp-
turenfeldes am Symposion Baltersweiler. Der schöne Begriff Damra umfasst nicht nur 
ein altes Haus mit Bildhauerwerkstatt, Kunstdepot und Weinkeller, sondern auch ei-
nen Garten und eine Wiese voller Obstbäume und Skulpturen. Dort wohnte Felicitas 
Frischmuth seit Dezember 1959 mit dem Bildhauer Leo Kornbrust.

Draußen und drinnen, überall begegnete ich Frischmuths Wörtern – auf Granitblö-
cken, Steintafeln, auf Postkarten, Flyern, auf handgeschöpftem Papier, in Anthologien, 
in Künstlerbüchern, limitierten Drucken, Zeitschriften und eigenständigen Veröffent-
lichungen verschiedener Verlage. Und montierte aus dem, was ich an der Damra vor-
fand oder auf meinen Streifzügen formulierte, einen neuen, zweistimmigen Text, ein 
Gewebe, Geflecht, Mosaik, Kettenhemd oder Plaid – was immer Sie wollen.

Zehn Zeilen pro Woche, sieben Wochen lang. Es ging nur um sie und um mich und 
das Glück mit den Wörtern. Es ging um die wellige Schönheit des St. Wendeler Lan-
des. Ich stand oft da, und meine Blicke wollten »die Landschaft fluten«. 

Frischmuth hätte nichts gegen die Collage einzuwenden gehabt, da bin ich mir si-
cher, denn sie arbeitete selbst halb-dokumentarisch mit Textfundstücken und stellte 
häufig Zitate aus ihren Gedichten anderen Künstlern, vor allem Zeichnern oder Bild-
hauern, zur Verfügung. Diese Zitate scheinen willkürlich herausgelöst aus Kettenge-
dichten, die selbst weder Anfang noch Ende zu haben scheinen. 

Frischmuth sagte 1974 im Saarländischen Rundfunk im Gespräch mit Arnfrid 
Astel, sie wollte  keine Literatur machen, sondern Texte einer bestimmten Lebenssi-
tuation aufmerksam kontrolliert artikulieren. Zitat: »Das heißt, ich bin also vielmehr 
im Leben als in der Literatur eigentlich zu Hause.« Und wirft dennoch poetische An-
gelhaken nach mir aus: Haargetümmel, Herzkopfmagnet, Hirnschlänglein. 

Beispielhaft seien hier die ersten Zeilen unseres Gedichtes enträtselt. Was fand ich 
vor? Wie verknüpften sich die Funde zu diesen Zeilen? Im Garten an der Damra steht 
auf einer Skulptur von Leo Kornbrust ein Zitat der Frischmuth: »Was brauchbar zu-
rückbleibt.« Am Fuß des Schaumberges finde ich den Hinweis auf das Badehaus, das 
mit dem Kloster Tholey überbaut wurde , und auch darauf, dass die römischen Was-
serbecken den ersten Äbten als Sarkophage dienten. Ein Mittelalter, das dem Was-
ser misstraute, fand doch die zurückgebliebenen Badewannen der Römer brauchbar. 

Eine Zeile der Frischmuth über das Wasser, wobei sie das Wort Dreck verwendet, 
eine andere über eine Nomadin, die kein reines Wasser finden kann.

Diese Funde und andere betrachtend, dichte ich die ersten zehn Zeilen, spreche 
sie auf meinen Spaziergängen tagelang vor mich hin, bis es klingt und schwingt und 
mir gefällt. Laut gelesen, klingt es besser. Nötig sind solche Auflösungen nicht, aber 
falls Sie das Gedicht als »Heimat-Literatur« lesen möchten, so sei noch verraten, mein 
»mandelförmiges Gesicht« bezieht sich auf die Marpinger Marienerscheinungen.
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Blick vom Obstgarten zum Haus. Skulpturen von 
Leo Kornbrust. Foto: Franziska Ruf

Diese Worte inspirierten Sonja Ruf zu den ersten 
Zeilen ihres zweistimmigen Gedichtes. Text von 
Felicitas Frischmuth (FF) auf Kornbrust-Skulptur.
Foto: Sonja Ruf

Blick vom Weg, der zur Damra führt, ins 
»Haargetümmel« des Feldes. Klein zu erkennen 
ist die Symposions-Skulptur: »Rotdorn-Pfahl im 
Fleisch«, Bruno K., 1981, Eichenholz, 7 Meter 
hoch. Foto: Sonja Ruf 

Damra 2022, Blick über eine Kornbrust-Skulptur 
(Kubus zerlegt, 1983, Granit rötlich) auf das Haus 
und weitere Skulpturen, links befindet sich die 
Atelier-Werkstatt Kornbrusts. Foto: Sonja Ruf

Fotos auf der vorherigen Doppelseite:  
Franziska Ruf, Sonja Ruf, Leo Kornbrust
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Der intelligente Stil der 60er Jahre: 
Felicitas Frischmuth und Leo 
Kornbrust 1963. 
Foto: Hanne Garthe

Felicitas Frischmuth wurde 1930 in Ber-
lin geboren. Sie studierte Musik, Klassische 
Philologie und Philosophie. Veröffentlichte 
seit 1960, war 1978/79 in die Künstlerkolo-
nie Worpswede eingeladen, erhielt 1982 den 
Kunstpreis des Saarlandes für Literatur. Sie 
starb nach schwerer Krankheit 2009, oder, 
um es in ihren eigenen Wörtern auszudrü-
cken, sie wechselte ins Off.

Zahlreiche Veröffentlichungen, beson-
ders  empfehlenswert: Die kleinen Erschütte-
rungen. Eine Mutter aus Wörtern, Neustadt/
Weinstraße 1982 und Frankfurt am Main 
1987.

Felicitas (Fee) Frischmuth war seit 1958 mit 
dem Bildhauer Leo Kornbrust verheiratet, der 
ihre Texte häufig in seine Plastiken einschrieb 
(z. B. 1989 in die viereckige, granitene Saar-
brücker Schriftsäule vor dem Saarland Muse-
um, Schrift sandgestrahlt). 

Leo Kornbrust, der als 15-Jähriger in den 
Krieg geschickt wurde, initiierte 1971/72 
das erste Bildhauersymposion im Saarland. 
Ziel war es, eine quer durch Europa, von der 
französischen Küste bis Moskau führende 

Skulpturenstraße des Friedens mitzuge-
stalten. Die BildhauerInnen mit ihren Fami-
lien wohnten und arbeiteten während die-
ser Zeit an der Damra. Dort erklangen nicht 
nur Steinbildhauer-Werkzeuge, sondern es 
gab auch Lesungen, Musik; es wurde geges-
sen, sich ausgetauscht, gelehrt und gelernt. 
Die Damra ist bis heute in ein internationales 
Netzwerk von Kunstprojekten und Friedensi-
nitiativen eingebunden.

Leo Kornbrust starb 2021 an der Damra, 
wo er 1929 geboren worden war und als Kind 
gelebt hatte. 

Mehr über die Damra:  
Verein Straße des Friedens –  
Straße der Skulpturen in Europa e. V.,  
Infozentrum Damra,  
Tel.: 06851-9378963,  
www.strasse-der-skulpturen.de
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Nicht mehrheitsfähig
Ein Nachruf auf den Schriftsteller und Künstler Klaus Bernarding

Von Stefan Ripplinger

Klaus Bernarding habe ich so gut gekannt, 
wie einer einen andern kennen kann, von dem 
er nur die Gedichte kennt, also sehr gut. Dass 
er 1935 in Schmelz geboren wurde, 1954 die 
Sahara durchquerte, 1955 Pfadfinder in Ka-
nada war, Maler werden wollte, erst Eisen-
händler, dann Lehrer wurde, drei Jahre lang 
das Kulturamt von Sulzbach leitete, von 1985 
bis 2000 im Kultusministerium als Referats-
leiter für Weiterbildung tätig war und, neben 
Georg Bense, zu den eloquenten Kennern und 
Vermittlern Lothringens gehörte (unter ande-
rem »Lothringer Passagen«, 2007/2009), muss 
ich nachlesen. Alles andere finde ich in seinen 
Gedichten. 

Keineswegs stehen alle seine Gedichte in 
dem Sammelband »Dein roter Tiger, Es-
ther« (2019), nicht einmal das beste, das wohl 
manch einer gar nicht als Gedicht anerken-
nen würde, weil es Bernarding nicht überall 
in Verse zerfällt hat. Es heißt »Der Leitz wird’s 
richten« (1991). Seine »einzigen Akteure sind 
die Wörter«, aber manche Wörter treten 
als Namen auf, so Anna Gramm oder Toni 
Klammer, der eine Büroklammer im Kultus-
ministerium von Saraffia ist. In Saraffia ist 
gerade, wir schreiben das Jahr 1990, König 
Ola erneut auf den Thron gelangt, »Reform-
politik« ist nun alles, was übrig bleibt. Re-
formpolitik ist »das Ergebnis eines logischen 
Schlusses: König Ola war neu im Amt, / 
(These) / das Volk von Saraffia das alte ge-
blieben, / (Antithese) / also musste eine neue 
Politik her, / (Prothese) / da das Volk weder 
ersetzt werden konnte durch ein anderes noch 
sich von selbst erneuert«. Das ist das Gegen-
teil der »Lösung« aus den Buckower Elegien, 
worin Bertolt Brecht der Regierung empfiehlt, 
das Volk aufzulösen und ein neues zu wählen. 

»Sie haben doch die Alternative, sagte der 
Pressereferent zu Toni Klammer: Entweder 
Sie ärgern sich kaputt, oder Sie lachen sich 
tot! Ich, antwortete Toni, ziehe Letzteres vor, 
denn Tote sterben nie aus.« Toni hält sich la-
chend bei Laune, mal mit der »Verhunzung 
eines Andenkens«, mal mit der »Missachtung 
eines Denkmals«, hauptsächlich aber mit ei-
ner unentwegten Verhohnepipelung, Ver-
fremdung und Verfälschung anderer Wörter, 
vor allem derjenigen der »Obenisten«. Grund 
ist, dass er »ein Dichter bleiben« will, ja, muss. 
In dieses als Abc angeordnete Schmähgedicht 
wider den »Coopportunismus« schleichen sich 
seltsam unpoetische Sätze, etwa: »Schließlich 
beruhen die Erklärungen der Menschenrechte 
auf der Erklärung der Rechte des Kapitals.«

Obwohl er eher stichelt als sticht, erweist 
sich Bernarding in keiner seiner Schriften als 
mehrheitsfähig. So fein er ist, so klar ist er 
auch und verschweigt auch sich selbst keine 
Wahrheit. In den letzten Sätzen von »Infu-
sionen. Im Netzwerk der Ärzte« (2020) ver-
merkt er, seine Tage seien »gezählt«, auch 

Nachruf

Klaus Bernarding im September 2019. CC BY-SA 4.0
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wenn ihm die Zahl noch nicht bekannt sei. 
Sie lag, sollte sich herausstellen, deutlich un-
ter 900; Bernarding ist am 7. September 2022 
verstorben. Auf die bittere Einsicht ins nahe 
Ende reagieren die einen mit Jeremiaden, die 
anderen mit Rechtfertigungsschriften von der 
Art »Warum ich mich wie die Axt im Walde 
benahm, aber der Wald es nicht besser ver-
dient hat«. Bernarding reagiert mit Spott. 
Die Freunde sind gestorben, sodass er, »ein 
Restant, ein Übrig-Gebliebener, mich fragen 
musste: Warum nicht auch D u ? Es fällt gar 
nicht so leicht, als Letzter über die Ziellinie 
zu gehen. So viel an Sportsgeist ist mir ge-
blieben.«

Es stellen sich nun allerletzte Fragen, etwa: 
Rentiert es sich überhaupt noch, neue Schuhe 
zu kaufen? Vielleicht sogar, aber das ist ein ty-
pischer Scherz, Marke Mephisto? Oder, was 
soll der Geiz, eine Armani-Brille? (Dabei fällt 
mir die Prahlerei eines Bekannten ein, er habe 
besseren Durchblick, seitdem er eine »Gucki« 
trage; aber es war am Ende doch nur Gucci.) 

Der Niedergang des Gesundheitssystems 
führt dazu, dass der Kassenpatient im Kran-
kenhaus unfreiwillig eine »Ausbildung als 
Krankenpfleger« macht, ohne »Honorar« – 
also ohne, wie Karl Philipp Moritz übersetzte, 
»Ehrensold«. Da werden Halbtote, völlig Hilf-
lose, Röchelnde in seinem Zimmer abgestellt, 
er muss sich, da Pflegenotstand herrscht und 
ihm nichts anderes übrig bleibt, um sie küm-
mern, auch wenn er manche Begegnung 
gern vermieden hätte, unter anderem die mit 
einem Kraftmenschen, der angesichts der 
Asylsuchenden erklärt: »›Schuss und Schluss! 
Aus! Einfach ins Genick! Ende! Die müssten 
alle liquidiert werden!‹ Als ich mich auf die 
sogenannte humanitäre Ebene zurückzog und 

versuchte, ihn damit zu überzeugen, unter-
brach er mich und legte zu: ›Alles Geschwätz! 
Du bist ein Vaterlandsverräter!‹« 

Der Bernarding-Leser fühlt sich unwill-
kürlich an den vom Autor selbst illustrierten 
Band »Familientreff« (1975) erinnert, der un-
ter anderem einen ganz ähnlichen Monolog 
bietet: »Sie, junger Mann, können gar nicht 
wissen, was das ist: Sturzkampfflieger – was 
das heißt. Ich habe die Stuka geflogen, da ha-
ben Sie noch in die Hose gemacht. Das war 
damals in Spanien. Was? Wie? Guernica? 
Keine Ahnung, wie das Nest hieß.« Man be-
merkt, dass Bernarding, sosehr er seinen Ge-
währsleuten Montaigne und Voltaire – aus 
dessen Briefen er übersetzt hat (»Voltaire in 
Briefen«, 1995) – treu blieb, noch grausamer 
als sie werden musste. Die Verhältnisse wa-
ren danach. 

Es waren Verhältnisse, die Bernarding 
selbst durchlitten hat. In »Mein Freund Ge-
orges« (2004) – gemeint ist der Sozialist Ge-
orges Frêche, der eigenwillige Bürgermeister 
von Montpellier – ordnet er jedem Tag eines 
vierwöchigen Aufenthalts in Okzitanien ein 
Wort zu. Das erste ist »Durchbruch« und 
stammt aus dem »Gedächtnis eines Kindes, 
dem man in der Schule weisgemacht hatte, es 
kämpfe mit allen anderen Jungen an der von 
den Alten so bezeichneten Heimatfront«. Das 
sollte bald nicht mehr die seine sein. 

Im Mai  2020 endlich bemerkt er in 
Deutschland ein »Klima, in dem wieder 
Feinde, Helden und Vaterlandsverräter gedei-
hen«. Er wird es noch erlebt haben, wie das 
unter Corona Geschmiedete im Kriegsjahr 
ausgehärtet ist. Höchste Zeit zu gehen! Toni 
Klammer hätte gespottet: »Tote sterben nie 
aus.«
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Keine Nostalgie
Christian Baron wirft in seinem Romandebüt einen Blick auf die Sorgen, Nöte 
und Kämpfe des Kaiserlauterer Proletariats der Siebzigerjahre

Baron, Christian: Schön ist die Nacht, Claassen-Verlag, Berlin 2022, 380 Seiten, 23 Euro

10. Januar 1944. Drei Tage nach einem ver-
heerenden Fliegerangriff liegt die Innenstadt 
von Kaiserslautern in Schutt und Asche. Der 
zehnjährige Horst streunert auf der Suche 
nach einer verloren gegangenen mütterlichen 
Bezugsperson und etwas Brauchbarem durch 
die Trümmer – eigentlich sollte er im Wai-
senhaus sein. Beim Anblick ins vielstöckige 
Innere der teils zerstörten Villa des Apothe-
kers Jansohn am Museumsplatz beginnt er zu 
träumen: »In einem solchen Haus, das nahm 
sich Horst in diesem Moment vor, würde er 
später einmal leben.« Sein Weg führt ihn vom 
Museumsplatz zur Kammgarnspinnerei, vor-
bei an einem Bunker, den er mit der aus der 
Ukraine stammenden Mutterperson schon 
Dutzende Male aufgesucht hatte. Er fin-
det sie nicht, nur ein paar Kippenstummel. 
Im Trümmerfeld der Villa Orth am Alten-
hof wird er von einem etwas älteren, in ei-
nen Wehrmachtsmantel gehüllten Jungen – 
der Brandwache – gestoppt und unwirsch zur 
Rede gestellt. 

»Waisenhauszögling« Horst, der sich »um 
einen aufrichtigen Ton« zu bemühen weiß, 
gewinnt kraft einer ausgedachten Lüge über 
den angeblichen Tod seiner Mutter das Ver-
trauen des älteren Jungen. »Mein Vater ist ein 
arbeitsscheuer Trinker. Gut, dass der im La-
ger ist, ich mag den nie wiedersehen. Meine 
Mutter war eine Hure«, sagt er. »Mit den El-
tern hat man es nicht leicht. […] Meine bei-
den sind Kommunisten. Vater verlor seine 
Anstellung in der Tischlerei und kam dann 
ins Strafbataillon. Hat er nicht überlebt. Und 
die Mutter, elende Bolschewikin, lernt nicht 
dazu. Ins Heim gegeben hat die mich, ein-
fach so. Keine Liebe zum Vaterland, keine 
Witwenrente, keine Arbeit. Dabei bin ich 

ganz anders. Anständig«, erklärt ihm der äl-
tere Junge, der sich als Willy Wagner vorstellt 
und Horst Unterschlupf in einer Scheune im 
Heinrichsstift gewähren möchte. 

»Ein Ziel im Leben haben« tituliert Chri-
stian Baron den Prolog seines Romans »Schön 
ist die Nacht«, in dem sich die Protagonisten, 
beide noch Kinder, ein Jahr vor Kriegsende 
begegnen. Willy Wagner möchte »anstän-
dig« bleiben, denn »alles andere kommt von 
ganz alleine«, sagt er. Horst hingegen hat ein 
handfestes Ziel: sich irgendwann eine Villa 
wie die am Museumsplatz bauen zu lassen. 
Horst heißt übrigens mit Nachnamen Baron, 
in augenscheinlicher Koinzidenz mit dem Au-
tor. Wie bereits beim sehr erfolgreichen Erst-
lingswerk, dem Spiegel-Bestseller »Ein Mann 
seiner Klasse«, knüpft Baron an seine Fami-
liengeschichte an – doch unter anderen, stär-
ker fiktionalisierten Vorzeichen. Während er 
in »Ein Mann seiner Klasse« aus der Ich-Per-
spektive sein Aufwachsen in den von Alko-
hol und Gewalt geprägten, prekären Famili-
enverhältnissen erzählte, sind es nun die Le-
bensläufe der beiden Großväter, die Baron in 
einer Mischung aus Autobiografie, Erzählung 
und gesellschaftlicher Analyse abbildet. »Wil-
ly Wagner ist Teil der Generation, die die Au-
torin Sabine Bode einmal als ›vergessene Ge-
neration‹ bezeichnet hat«, erklärt Baron dazu. 
»Es sind die Kriegskinder, die zu jung waren, 
um sich in der NS-Zeit schuldig machen zu 
können, die aber trotzdem viele Traumata mit 
sich herumgetragen haben.«

In seinem ersten Roman hat er sich für ei-
nen personalen Erzähler entschieden. Ein 
nicht unproblematisches Unterfangen, da 
der personale Erzähler häufig im Pfälzer Ar-
beitersoziolekt – der bevorzugten Sprache 
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der Figuren – die Handlung berichtet so-
wie die inneren Verfasstheiten der Protago-
nisten erläutert und kommentiert. Die Gren-
zen zwischen Erzähler- und Figurenrede ver-
schwimmen zunehmend. Ob Kunstgriff oder 
Missgeschick – die schwebend erlebende Er-
zählinstanz erzeugt ein hohes Maß an Au-
thentizität, die dem Roman in jeder Zeile ein-
geschrieben ist. Und eben das macht den Sog 
der Lektüre aus. 

Erzählt wird die in den Siebzigerjahren 
(1973, 1976 und 1979) zu verortende Ge-
schichte der beiden Freunde Willy und Horst, 
die zeitlebens den Widrigkeiten ihrer sozi-
al determinierten Existenzen zu trotzen ver-
suchen und – man darf es vorwegnehmen 
– scheitern. Das Wohlstandsversprechen der 
sogenannten »Sozialen« Marktwirtschaft er-
füllt sich für die beiden mitnichten. Der im 
Stadtteil Kotten (vor allem Berliner Straße) 
angesiedelte Radius ihres Schaffens und Wir-
kens beschränkt sich auf ihre Arbeitsplätze, 
oft Baustellen, die von Alkoholikern frequen-
tierte Lauterer Eckkneipe »Goldmine«, den 
Betzenberg und ihre zerrütteten Familien, 
wo es nicht selten zu gewalttätigen Übergrif-
fen kommt und die nach Emanzipation stre-
benden Mütter ebenso wie ihre Gatten dem 
Alkohol mit Übergebühr zusprechen.

Auf der einen Seite Willy Wagner, ein 
pflichtbewusster, ehrlicher und fleißiger Zim-
mermann. »Und dann war da die Arbeit, die 
Willy so liebte, wie man eine Frau liebte. Man 
kann nicht ohne sie und nicht richtig mit ihr 
und ist am Ende jeden Tag froh, sie zu ha-
ben«, heißt es. – Auf der anderen Seite der 
ungelernte Hilfsarbeiter Horst Baron, »dieser 
kleine, untersetzte Typ mit dem zerfurchten 
Gesicht, der rotgesoffenen Nase, den dün-
nen Lippen, den drallen Wangen, der ewi-
gen Batschkapp und der verblassten Jeans-
jacke«. Nachdem sich die beiden aufgrund 
eines Streits um geliehenes Geld jahrelang 
aus den Augen verloren haben, poltert Horst 
im Jahr 1973 im Kapitel »Der Prolet, der aus 
der Kneipe kam« in Willys Leben zurück. An 
der Neumühle wird das Richtfest des ersten 
Schützenhauses vor Ort gefeiert. Willy hat 
als Zimmermann tatkräftig am Bau mitge-
wirkt und will sich erst einmal »die Zunge lo-
cker trinken«. Doch daraus wird nichts. Denn 
sein vermeintlicher Freund mischt die Feier-
gesellschaft auf: mit einer aus der Luft gegrif-
fenen Unterstellung, dass die Frikadellen aus 

Hundefleisch bestünden und der Grillmeister 
von Afrikanern abstamme. Den entstehenden 
Tumult nutzt Horst, um die Kasse zu klau-
en und Willy in die Hand zu drücken, wo-
mit dieser unfreiwillig zum Mittäter wird und 
beide die Flucht ergreifen müssen.

Es wird nicht das letzte Mal sein, dass 
Horst den gutmütigen Willy in seine krimi-
nellen Machenschaften verstrickt, ihn an-
pumpt und sogar heimtückisch hintergeht. 
Dass Willy dennoch zu Horst hält, mit ihm 
buchstäblich »durch dick und dünn« geht, 
mag auf den ersten Blick nicht einleuchten 
und erklärt sich am plausibelsten über ihre in 
der NS-Zeit gemachten Erfahrungen. Da ihre 
Eltern als »Asoziale« oder »Kommunisten« 
vom NS-Regime verfolgt wurden, wurden sie 
ihren Familien entrissen und der NS-Obhut 
zugeführt. Das erlittene Trauma ihrer Kind-
heit verbindet sie – ebenso ihre eigentümliche 
Sprachlosigkeit, die sie mit Alkohol und Ge-
walt kompensieren. Die von Baron gezeich-
neten Psychogramme erklären, warum bei-
de (stellvertretend für ihre Generation) – ge-
trieben von dem unerschütterlichen Glauben 
an ein besseres Leben – einen aussichtslosen 
Kampf um ihren Anteil am Wohlstand füh-
ren. Diesen Kampf führen auch die für einen 
Hungerlohn auf den Baustellen schuftenden 
Gastarbeiter, und zwar in einem fremden, 
reichen Land, in dem sich das Wohlstands-
versprechen nicht für alle einlöst, wie Baron 
zeigt. Denn die Siebzigerjahre waren auch die 
Jahre der Energiekrisen von 1973 und 1979, 
was zu Inflation, Massenarbeitslosigkeit und 
sozialem Abstieg führte. In diesem Sinne ist 
der Roman als faktenreiches und authen-
tisches Korrektiv des gängigen Narrativs vom 
Erfolg der Sozialen Marktwirtschaft zu lesen 
und ebenfalls als Vorgeschichte der Familien-
katastrophe, die Baron in »Ein Mann seiner 
Klasse« beschrieben hat.

David Lemm
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Unlösbare Rätsel
Drescher, Andreas H.: Mein alter Schwarzfernseher. Erzählungen. Illustrationen von 
Heike Puderbach, Edition Abel, Saarlouis 2022, 200 Seiten, 24,90 Euro

Es muss schwer sein, in dieser grotesken 
Zeit Grotesken zu schreiben. Von einer 
»Terror-Oma mit dem Kartoffelsack« lesen 
wir, die den Staat stürzen wollte, indem sie 
den Gesundheitsminister entführt und sei-
ne Leibwächter umhustet. An anderer Stel-
le heißt es, kaum weniger grotesk, genann-
te Terror-Oma sei eine habilitierte Theologin 
aus Mainz. Auch das noch. Und wie sollte, in 
drei Teufels Namen, so etwas von der Kunst 
übertroffen werden? Andreas H. Drescher, 
das sei vorausgeschickt, gelingt es in seinen 
bösen Erzählungen immer wieder.

Der Autor, so heißt es, ist hauptsächlich 
mit Künstlicher Intelligenz befasst, die, ne-
benbei bemerkt, ein Pleonasmus ist, denn 
welche Intelligenz wäre nicht künstlich? Zwi-
schendurch findet er Zeit für Prosa, auch zu 
historischen und saarländischen Themen. Für 
seinen Ausflug ins Groteske hat er sich eine 
wunderbare Begleiterin gewählt, Heike Pu-
derbach. Gestalten, die oft wie Bürgerkinder 
aus den 1920er-Jahren wirken, malt sie wie 
Ikonen, vor einem Hintergrund aus Blattgold. 
Eines der Kinder (S. 159) schluckt einen le-
benden Hering (was, wie mir einst ein spä-
terer »Tatort«-Kommissar erzählte, auch ein 
Initiationsritus der Marine ist). An einer an-
deren Stelle (S. 75) schmuggelt Puderbach das 
einzige offene Zitat des ganzen Bandes ein, 
William Blakes »Gefängnisse sind gebaut mit 
Steinen des Gesetzes, Bordelle mit Ziegeln 
der Religion«, aber zitiert den Satz auf Fran-
zösisch, wohl damit man (wegen der Gefäng-
nisse) ihn für einen von Michel Foucault hält. 
Die Absurdität ihrer Bilder, in der die Colla-
gen von Hannah Höch ebenso wiederkehren 
wie die grafisch-flächigen Popismen von Da-
vid Hockney, ist so zart wie der Text von Dre-
scher, der jedoch in zwei Rollen gleichzeitig 
auftritt und daher einmal auch den Groben 
spielen muss.

Drescher ist nämlich erstens ein makelloser 
Prosaist, zweitens sein eigener Verleger. Nun 
muss der Verleger Drescher den Autoren Dre-
scher feilbieten und schreibt direkt hinter das 
Titelblatt des opulenten Bandes, bei wem er 
schon einmal ein »Top-Tipp« war oder dass 
Puderbachs Bilder »mit ebenso viel Biss zwi-
schen Bizarrem, Kindlichem und Politischem 
oszillieren«. Das ist nun selbst ein wenig gro-
tesk, aber der Not geschuldet, denn so gute 
Sachen druckt einem doch keiner, die muss 
einer schon selbst drucken und bewerben.

Der Band ist aufgemacht wie ein Kinder-
buch in dem sehr breiten Format 22 x 30 cm, 
mit Lettern groß wie Ameisen. Viel Text ist 
also nicht drin. Und doch habe ich kürzlich 
für eine 400-seitige Dissertation zwei Tage 
gebraucht, für Drescher aber zwei Wochen. 
Der Grund dafür ist, dass seine Miniaturen 
sehr »mächtig« sind, wie es gelegentlich von 
Sahnetorten heißt. Außerdem sind es, ob-
wohl es das nicht geben kann, Rätsel ohne 
Lösungen.

Ein »unlösbares Rätsel« sei kein Rätsel, 
schreibt André Jolles und gibt den Fingerzeig, 
dass wir es mit einem Frage-Antwort-Spiel zu 
tun haben. Mögen uns Dreschers Stücke auch 
selten eine Antwort geben, so stellen sie doch 
vieles infrage. Sie verrätseln die Welt, die sich 
uns oft genug klarer darstellt, als sie ist. »Gro-
tesk« bezeichnet die – vom italienischen »gro-
tta« kommende – höhlenartig-bizarre Darbie-
tungsweise. Doch um was genau handelt es 
sich? Anders als Titel und Dreschers Selbstbe-
schreibung glauben machen wollen, wird kei-
ne Erinnerung an das Schwarz-Weiß-Fernse-
hen der Sechziger geboten, auch wenn dessen 
Programmschema mit Märchenfilm, Boule-
vardmagazin, Tagesschau, Kitsch und Raus-
schmeißer als ungefähre Einteilung dient und 
das Schwarzsehen hier Methode hat.
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Dafür, dass es sich um Märchen und Fa-
beln handeln könnte, sprechen zwar die vie-
len Prinzessinnen, Mundschenke, Riesen, 
sprechenden Tiere, König Drosselbart und 
die »Stiefkönigin«. Aber auch Märchen und 
Fabeln sind ja typische Antwortgeber, außer-
dem sind Dreschers Stücke meist viel kürzer 
als sie. Ein Beispiel: 

»Meine Überredungskraft nimmt jetzt 
stündlich zu. So gehorchen mir inzwischen 
sogar meine Knöpfe fast ohne Widerspruch. 
Schon nach einem kurzen Raunen stülpen sie 
sich folgsam in ihre Knopflöcher und wieder 
zurück. Als zunehmend problematisch stellt 
sich inzwischen aber ihr vorauseilender Ge-
horsam heraus. So brauche ich lediglich zu 
formulieren: ›Ich war eben auf dem Nachhau-
seweg!‹ und meine Knöpfe fassen das ›auf‹ als 
›auf‹ auf und lassen mich in der distinguier-
testen Gesellschaft von hier auf jetzt in pein-
lichstem Doppelripp dastehen.« (S. 54)

Wäre ich jünger, würde ich mich über die-
ses Stück promovieren. Hier nur das Aller-
wichtigste: Die Knöpfe sind damit entschul-
digt, dass sie die temporale Präposition »auf« 
mit dem Adverb »auf«, etwa aus der idioma-
tischen Wendung »Auf, auf, du Knopf!«, ver-
wechselt haben. Alexa hätte es auch nicht bes-
ser gewusst. Das geschieht peinlicherweise in 
einer »distinguierten« Gesellschaft, also in 
einer, die unterscheiden kann, und führt zu 
einem »Doppelripp«, also nicht nur dazu, dass 
das lyrische Ich in Liebestötern dasteht, son-
dern auch die Sprache sich verdoppelt hat, wie 
es ohnehin an Dopplungen, falschen Freun-
den und vor allem Zwillingen bei Drescher 
nicht fehlt; »(sie) machte sich auf den Weg 
heim zu ihrer Zwillingsschwester« (S. 160).

Nachdem so das Gröbste geklärt ist, könnte 
ich es mir leicht machen und die Angelegen-
heit mit der Behauptung beschließen, über-
haupt alle Erzählungen spielten mit solchen 
Doppeldeutigkeiten und Anklängen. Ich ver-
wiese dann darauf, dass »Schoten«, »Speere« 
und »Schuldige« (S. 85) aufeinanderfolgen, 
dass das »Schlingen« den »Schlingel« (S. 86) 
hervortreibt, der »Vorgarten« und der »Vor-
sitzende«, der »Schwefel« und die »Schöf-
fen« (S. 91) sich aneinanderschmiegen und 
Kalauer wie »des Pudels kerniges Verstum-
men« (S. 145) oder das Beten »zu den Kir-
schen« (S. 142) erlaubt sind. Aber, um den 
Autor (S. 155) abzuwandeln: Daran wäre kein 
großes Geheimnis.

Es ist aber schon ein Geheimnis um die-
se Miniaturen und wieder ein anderes als das 
um die zwar mit ähnlichen Ziegeln gebauten, 
aber persönlicheren Stücke von Dominik 
Steiger. Dass der Vergesser sich selbst ver-
gisst (S. 17) und eine Fresserin ihre Fütterin 
auffrisst (S. 164–170), scheint doch mehr zu 
sein als eine surreale Fantasie à la Jan Švank-
majer. Ja, wenn ein einziger durchgehend be-
unruhigender Zug genannt sein dürfte, wäre 
es, dass anders als im Schlaraffenland des 
Märchens sich in Dreschers Welt der wüste 
Mangel ausbreitet. Eisenhansens Vater hat es 
»nie zu einem Fenster gebracht. Geschweige 
denn zu einer Tür. So saß die ganze Fami-
lie im Dunkeln und war stolz darauf« (S. 18). 
»Leo betreibt nun sogar seinen Atem als Ich-
AG« und schippt sich tiefer in sein »Bitter-
feld« (S. 93). Isabella, die nicht wie bei den 
Comedian Harmonists aus Kastilien stammt, 
amtiert als Königin der Bettler, die sich bald 
mit Geigensaiten die eigenen Köpfe abtren-
nen (S. 99). Und, als ob das nicht genügte, ist 
im Stadion auch noch das Flutlicht ausgefal-
len (S. 107).

Während allerorten der Ökocalvinismus 
sein Gorgonenhaupt reckt und die Enthalt-
samkeit (in der Macronie die »sobriété«) 
zur ersten Bürgerpf licht erhoben wird, hat 
Andreas H. Drescher, ob absichtlich oder 
nicht, diese Realgroteske bereits mit lyrischem 
Hohn bedeckt. Und das wird nicht die ein-
zige gewesen sein.

Stefan Ripplinger
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Blinde Flecken der saarländischen Erinnerung
Schäfer, Franz Josef: Arnold Fortuin – Die Verfolgung der Sinti und Roma im Saarland, 
Blattlaus Verlag, Saarbrücken 2022, 262 Seiten, 24,80 Euro

Der Titel des Buches zeigt den Spagat an, 
den der Illinger Historiker Franz Josef Schä-
fer wagt. Einerseits zeichnet er das Wirken 
des saarländischen Pfarrers Arnold Fortuin 
nach: von der Zeit als Kaplan in Saarbrücken 
über die Lehrtätigkeit in Bad Kreuznach, sei-
ner ersten Pfarrgemeinde während des Na-
tionalsozialismus bis zu seiner Tätigkeit in 
Illingen als sogenannter »Zigeunerseelsor-
ger«. Andererseits legt er die erste Geschich-
te der saarländischen Sinti_zze und Rom_nja 
vor – einer Verfolgungs- und Diskriminie-
rungsgeschichte, welche weit vor dem Natio-
nalsozialismus beginnt und bis heute anhält. 
Dass sich beide Seiten im historischen Pro-
zess überlappen, heißt nicht, dass sie ineinan-
der aufgehen. Vielmehr haben beide eine ei-
gene wissenschaftliche und gesellschaftliche 
Debatte verdient. Die institutionelle saarlän-
dische Geschichtsschreibung hat bisher we-
der die Person Fortuin kritisch aufgearbeitet 
noch die Geschichte der nationalen Minder-
heit der Sinti_zze und Rom_nja mitsamt der 
Erinnerung an ihre Vernichtung im Zweiten 
Weltkrieg, an den Porajmos im Saarland the-
matisiert. Folglich ist es Schäfer hoch anzu-
rechnen, dass er seine Würdigung von Arnold 
Fortuin sowohl mit der Verfolgungsgeschich-
te der Minderheit als auch mit der antiziga-
nistischen Normalität im Saarland in Bezie-
hung setzt.

Damit gelingt es dem Autor, die Geschichte 
der Sinti_zze und Rom_nja mit der kritischen 
Biografie Fortuins zu verbinden. Auch die öf-
fentliche Erinnerung an Fortuin wird von 
Schäfer hinterfragt. So benannte der Illinger 
Ortsrat 2017 nach Antrag des Bürgermeisters 
Dr. Armin König eine Straße nach Fortuin 
um, da dieser »zur Zeit des Nationalsozialis-
mus Hunderte von Zigeunern vor der Verfol-
gung durch den NS-Staat gerettet habe«.

Laut den Recherchen Schäfers lässt sich 
dies jedoch nicht belegen: »In den Entschä-
digungsakten saarländischer Sinti, die Fortu-
in seit vielen Jahren kannten, wird nirgendwo 
von Fluchthilfe Arnold Fortuins gesprochen. 
Möglicherweise hatte er bei Besuchen von be-
drohten Sinti und Roma in Beuren in der Zeit 
des Zweiten Weltkriegs diesen eine Flucht 
ins Ausland empfohlen, vielleicht auch noch 
Kontaktadressen vermittelt, etwa von Geist-
lichen«, schreibt Schäfer.

Ihm zufolge stammt der einzige schrift-
liche Hinweis, welcher von 200-fach erfolgter 
Fluchthilfe spricht, von Silvia Sobeck. Sie galt 
damals als führende deutsche Expertin der 
»Zigeunerseelsorge« und ließ sich unter ande-
rem mit folgenden antiziganistischen Aussa-
gen zitieren: »Zwischen den Zigeunern und 
uns liegt eine Entwicklungsgeschichte von 
möglicherweise vier- bis fünftausend Jahren. 
Das ist kein zu überspringender Graben mehr. 
Das ist ein für unsere Begriffe unendlicher 
Abstand.« Sobeck selbst nutzte die Figur For-
tuin und die nicht belegte Fluchthilfe schließ-
lich, um die katholische »Zigeunerseelsorge« 
von Kritik freizusprechen, welche der Vorsit-
zende des Zentralrats der deutschen Sinti und 
Roma, Romani Rose, dagegen vorbrachte.

Aufgrund dieser Zusammenhänge ist auch 
eine kritische Ref lexion der saarländischen 
Erinnerungspraxis vonnöten. Der Fall Fortu-
in ist ein gutes Beispiel dafür, dass die deut-
sche Mehrheitsgesellschaft einen dem Inhalt 
entleerten, abstrakten Begriff von Zivilcoura-
ge fördert. Dieser hat sich außerhalb einer 
kritischen Analyse der Tätergesellschaft und 
der Kritik des Antiziganismus entwickelt – 
in Teilen sogar gegen die Kämpfe der Min-
derheit. Das Quellenmaterial des Buches lädt 
zu einer solchen Reflexion ein, indem es den 
Blick auf die Schattenseiten eines abstrakten 
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Begriffs von Zivilcourage richtet. Ein Begriff, 
der es auch zulässt, dass sich – im schlimm-
sten Fall – Neue Rechte im Kontext der Co-
rona-Maßnahmen als neue Sophie Scholl in-
szenieren können.

Trotz der Kontroverse um die Rettung von 
200 Menschen finden sich genügend Belege 
für den Widerstandsgeist von Fortuin. So be-
schreibt Schäfer, dass dieser den Lagerhäft-
lingen des SS-Sonderlagers in Hinzert Brief-
kontakt ermöglichte. Auch unterstützte er in 
der Bundesrepublik als Bevollmächtigter Sin-
ti_zze und Rom_nja in der Durchsetzung von 
Entschädigungsansprüchen, sprach sich im-
mer wieder offen gegen die Kontinuität be-
hördlicher Verfolgung der Minderheit bei-
spielsweise durch die bayrische Landfahrer-
verordnung aus und ermöglichte durch die 
alljährlichen Wallfahrten in Illingen, dass sich 
Teile der Minderheit ohne behördliche Verfol-
gung über mehrere Tage an einem Ort treffen 
konnten.

Schäfer entwirft ein differenziertes Bild 
von Arnold Fortuin: Zum einen macht die-
ser aus seiner christlich begründeten NS-Geg-
nerschaft kaum einen Hehl, was zu Kriegs-
ende auch dazu führt, dass er untertauchen 
muss. Er nimmt an Prozessionen zu Ehren der 
Opfer des KZs Hinzert teil. Allerdings pro-
testiert er gegen die Verlegung von ehema-
ligen Lagerteilen des KZs nach Luxemburg 
zur Errichtung einer Gedenkstätte an die Op-
fer des Lagers. Dieser Wiederaufbau, so die 
Befürchtung von Fortuin, werde wie »ein Fer-
ment des Hasses zwischen Deutschland und 
Luxemburg gären«. Auch lässt er sich nur wi-
derwillig dazu überreden, in den Hinzert-Pro-
zessen in Rastatt auszusagen.

Dieses differenzierte Bild bestätigt sich 
auch in der inhaltlichen Begründung des For-
tuin’schen Engagements für Sinti_zze und 
Rom_nja: Dort mischen sich ehrliche Em-
pathie und Abscheu vor den deutschen Ver-
brechen mit einem antiziganistischen Bild, 
welches die katholische »Zigeunerseelsorge« 
prägte und auch vom Zentralrat der Sinti und 
Roma schon früh kritisiert wurde. Beispiels-
weise, wenn er sich gegen Zwangsassimilati-
on und Sesshaftmachung wendet, weil dieses 
»ganz und gar dem Wesen dieses Nomaden-
volkes mit seinem ruhelosem Wandertrieb wi-
dersprechen würde«. Treffend analysiert Schä-
fer: »[Die] erste (...) Zuwendung der Kirche zu 
den Roma zeigte in der Formulierung ganz 

typische antiziganistische Stereotype. (…) 
Schließlich seien sie ziellos unterwegs, wes-
halb sie der Unterweisung der Kirchen be-
dürften. (…) [Die katholische Zuwendung] 
war also geprägt von (…) einem paterna-
listischen Konzept, das Roma zum Objekt 
von Erziehung und Seelsorge machte und 
nicht zu einem Subjekt.« 

Schäfers Methode, Arnold Fortuin im Kon-
text der Geschichte der saarländischen Sinti_
zze und Rom_nja zu thematisieren und inner-
halb desselben Buches beides korrespondieren 
zu lassen, ermöglicht ein besseres Verständ-
nis und lädt zur informierten Reflexion der 
saarländischen Erinnerungspraxis ein. Gleich-
wohl tappt der Autor bei der Aufmachung des 
Stoffes teilweise in die Falle, die Erinnerung 
an Arnold Fortuin aufeinanderfolgend und 
abwechselnd mit der Erinnerung der Sin-
ti_zze und Rom_nja vorzustellen, was erin-
nerungspolitische Fallstricke beim Lesen re-
produziert, die sich aus der kritischen Re-
flexion des Stoffes vermeiden ließen. Durch 
diese Art der Aufmachung werden zum ei-
nen der Kampf der Minderheit um Erinne-
rung gleichgesetzt mit dem institutionalisier-
ten Gedenken an Fortuin, welches keinesfalls 
unkritisch verhandelt werden kann. Trotz-
dem liefert Schäfers Veröffentlichung einen 
wichtigen detail- und quellenreichen Beitrag, 
welcher fruchtbare Debatten in der saarlän-
dischen Zivilgesellschaft ermöglicht. Gera-
de auch das umfangreiche Unternehmen, so-
wohl die Geschichte der saarländischen Sin-
ti_zze und Rom_nja zu schreiben, das Bild 
der saarländischen Literatur über die Minder-
heit vorzustellen wie auch Einzelschicksalen 
Raum zu geben, ist verdienstvoll. Ebenso die 
Veröffentlichung einer vom Landesverband 
der Sinti und Roma zur Verfügung gestellten 
vorläufigen Liste der saarländischen Opfer des 
Porajmos.

Frederic Hubert
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Ethik des Widerstands
Ramazani-Moghaddam, Mohsen: Farid. Ein deutsch-iranisches Leben, Selbstverlag, 
Saarbrücken 2022, 190 Seiten, 15 Euro

Erwachte einer nach, sagen wir, 50 Jahren 
aus dem Koma und fragte mich, in welcher 
Welt wir nun leben, ich drückte ihm »Farid« 
von Mohsen Ramazani-Moghaddam in die 
Hand. Es ist möglich, dass der Rekonvales-
zent danach wünschte, niemals erwacht zu 
sein. Es ist auch möglich, dass er sagte: »Die 
Welt hat sich also um kein Jota geändert.«

Denn »Far id« bietet n icht nur ein 
»deutsch-iranisches Leben«. Die Erzählung 
schließt das Schicksal der Mehrheit der 
Menschheit in sich, und das besteht im We-
sentlichen aus Armut, Demütigung und Un-
terdrückung, in den hochkapitalistischen 
Ländern auch aus Entfremdung. Ramazani 
drückt dieses Verhältnis mit der dreimal er-
scheinenden Metapher des Rucksacks aus, ei-
ner schleppt darin seine Einsamkeit (S. 12), 
der andere seine Erfahrung (S. 74), der dritte 
sein Misstrauen (S. 143) mit sich. 

Farid, ein junger Iraner, hat seinen Wehr-
dienst noch in Isfahan abgeleistet, dort viel 
Elend gesehen und wechselt, wie damals viele 
Iranerinnen und Iraner, zum Studium ins 
Ausland. Ihn verschlägt es nach Saarbrücken, 
wo er Physik studiert. Im Saarland spielt die 
Rahmenhandlung, aber da es ein Saarland 
ist, das von sehr ferne den Iran spiegelt, ist es 
ein anderes als das, das wir in unseren fetten 
Jahren kennengelernt haben. Es ist eines, in 
dem Pater Hugolino vor sechzigtausend An-
tifaschisten 1934 in Sulzbach sich einen »Lü-
ckenbüßer« nennt, der für so viele feige Geist-
liche einstehe. Es ist das Saarland, in dem die 
Nazis vor dem Haus Hugolinos Scheinhin-
richtungen abhalten, wenn sie auch nicht ah-
nen, wie er am Ende hingerichtet werden soll: 
in einen Sack gestopft und in einen Fluss ge-
worfen.1

Das ist nur ein bitterer Vorgeschmack des-
sen, was einem die Erzählung zumutet, de-
ren Lektüre in einer Zeit, in der »Triggerwar-
nungen« behütete Kinder vor allen Schrecken 
dieser Erde bewahren sollen, nur reifen Lese-
rinnen und Lesern empfohlen sei. 

Ramazanis Buch ist – obwohl es darin auch 
um maoistische Widerstandsgruppen geht – 
nicht politisch. An einigen Stellen wagt es 
der Autor, die allzu eifrigen Amerikahasser 
des Widerstands darauf hinzuweisen, wel-
che Freiheiten die westlichen Länder immer-
hin bereithalten. Schon Ernst Bloch wurde 
nicht müde, daran zu erinnern, die Bourgeoi-
sie habe nicht nur den Manchester-Kapita-
lismus, sondern auch bürgerliche Freiheits-
rechte hervorgebracht.2 Aber das Buch er-
spart es sich, uns noch einmal zu erzählen, 
wie der US-amerikanische und der britische 
Geheimdienst mit der »Operation Ajax« am 
19. August 1953 den iranischen Premiermi-
nister Mohammad Mossadegh stürzte, der es 
gewagt hatte, die »Anglo-Iranian Oil Compa-
ny« zu verstaatlichen. Es ist auch davon nicht 
die Rede, wie der freiheitliche Westen seine 
Hand über den Schah Reza Pahlavi hielt, den 
– wie Georges Marchais in einem Wortspiel 
mit »chah« und »chat« scherzte – »Kater mit 
den blutigen Pfoten«.3 Ramazani geht es nicht 
um historische Einzelheiten, sondern um eine 
Ethik des Widerstands.

Auch wenn wir viel über persische Spei-
sen und Sitten erfahren und die Orte mi-
nutiös beschrieben werden, verfährt »Farid« 
keineswegs naturalistisch. Noch die gering-
ste Person, die hier das Wort ergreift, spricht 
in wohlgesetzter, oft philosophischer Weise, 
etwa Farids Mutter: »Geld ist wie der Schweiß 
des Körpers. Man kann ihn leicht abwa-
schen.« (S. 89) Oder die Widerstandskämpfe-
rin: »Der Gedanke an Touran, an ihr Schick-
sal sticht wie ein scharfes Messer beharrlich in 
meine Seele.« (S. 177) Die christliche Tradi-
tion ist hier zwar nicht zuständig, und doch 
erinnert der Satz an die Weissagung des Sime-
on: »Dir selbst aber wird ein Schwert durch 
die Seele dringen.« (Lk 2,35)

Der nicht-naturalistische, gehobene Stil 
bewahrt vor der Obszönität, die jede vor-
dergründige Verlebendigung bedeutet hätte. 
Dem Bericht wird dadurch nichts von seiner 
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Grausamkeit genommen, im Gegenteil. Es 
geht nicht nur um eine bestimmte Despotie, 
sondern auch um sämtliche Despotien und 
um die Frage, wie sich in ihnen zu verhalten 
wäre.

Ramazanis Erzählung kennt wenigstens 
drei verschiedene Typen von Rebellen. Da ist 
einmal einer, den man nach Benno Ohnesorg 
benennen könnte, dem naiven Studenten, der 
am Rande der Westberliner Anti-Schah-De-
monstration am 2. Juni 1967 von einem Po-
lizeibeamten exekutiert wurde (wofür die 
Springer-Presse und der Berliner Oberbürger-
meister den Studenten die Schuld gaben). Na-
ser, den Farid als einen traumatisierten Exi-
lanten in Saarbrücken kennenlernt, gehört zu 
diesem Typus. Er fühlt lediglich ein Unbeha-
gen unter dem Schah, hat sich mit einigen, 
die ähnlich denken, getroffen und verbotene 
Literatur gelesen, so »Révolution dans la révo-
lution?« (1966) von Régis Debray. Die Büttel 
des Schahs fassen ihn, foltern ihn aufs Grau-
enhafteste – »Rede, los, und sag uns alles ganz 
genau. Wenn du es nicht tust, sei gewiss: Das 
Kabel ist schöpferisch« (S. 46; mit dem Kabel 
werden die Füße ausgepeitscht) –, doch wer-
den sie von ihm nichts erfahren, denn er weiß 
nichts. Danach kommt er für zwei Jahre in 
Haft, die willkürlich verlängert wird. Irgend-
wann schiebt man ihn ab. Der unpolitische 
Farid gehört ebenfalls zu diesem Typ.

Es gibt aber auch eine organisierte und ge-
schulte Guerilla und in ihr die üblichen Fa-
natiker: »Behnam hingegen versuchte alles, 
was das Leben lebenswert macht, im Keim zu 
ersticken. Er war der Meinung, ein Guerilla-
kämpfer brauche kein Essen, das gut schme-
ckt. Darüber hinaus meinte er sogar, dass 
man sich nicht die Zähne putzen müsse.« 
(S. 85) Er wird von Handgranaten der Savak 
zerrissen werden. Es kommt in diesen Krei-
sen zu Liquidierungen früherer Genossen. 
Die am meisten berührende Stelle im Buch 
ist, dass ein Kämpfer mit seiner Frau kurz vor 
dem Hinterhalt, den ihm die eigenen Leute 
bereiten, an einer Hellseherin vorbeikommt. 
Er beachtet sie nicht, die ihm vielleicht hät-
te sagen können: »Jeder Schritt, den du mit 
deiner Frau weitergehst, bringt dich näher an 
eine Falle.« (S. 135)

Den dritten Typ des Rebellen könnte man 
den listigen oder brechtianischen nennen. 
Verkörpert wird er von Alireza, einem stets 
gut gelaunten, praktisch gesinnten Bonvivant, 

der, auch als »die alten Stiefel nur durch neue 
Sandalen ersetzt« (S. 144) worden sind, sich 
seine Ablehnung des Regimes nicht anmer-
ken lässt. Er ist es, der Farid bei seiner aben-
teuerlichen Flucht vor den Revolutionswäch-
tern hilft, mit viel Bestechung, aber ohne je 
zu vergessen, vorher noch tüchtig zu speisen 
und zu trinken.

Die andere Seite, die der Schah- oder Aya-
tollah-Getreuen, wird weniger scharf ausge-
leuchtet. Immerhin ist zu erfahren, dass etli-
che Häscher der Mullahs zuvor in Diensten 
des Schahs standen. Damit wird einmal mehr 
die Legende der Liberalen widerlegt, es sei die 
Ideologie und nicht die Macht, die Despotie 
begründet. Eine Gestalt, vielleicht die stärk-
ste überhaupt in dieser Erzählung, muss al-
lerdings erwähnt werden: Es ist der Gefäng-
niskoch, der den Häftlingen gelegentlich mit 
Nachrichten und Vergünstigungen hilft. Er 
habe, sagt er, gedacht, dass mit dem Sturz des 
Schah »die Menschen in dieser neuen Zeit mit 
Achtung und Respekt behandelt werden wür-
den. Ich arbeite immer noch in dem Gefäng-
nis. Und die Frauen, vor allem Prostituierte, 
werden heute noch härter bestraft als früher«. 
(S. 117)

Das stimmt, auch angesichts der weltweit 
vorpreschenden Reaktion, pessimistisch. Im-
merhin lehrt uns Alireza, bevor es ganz finster 
wird, noch ein gut gewürztes Mahl einzuneh-
men. Und das lehrt uns auch Mohsen Rama-
zani-Moghaddam, der – wie sein Protagonist 
ein studierter Physiker – ruhig und sicher ei-
nen Stoff bewältigt hat, unter dem andere zu-
sammengebrochen wären.

Stefan Ripplinger

Anmerkungen
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Eine besondere Kindheit
Bernard, Horst: Meine Kindheit im Exil in Frankreich – Autobiografie einer saarlän-
dischen Kindheit während der NS-Zeit, Schriftenreihe des Adolf-Bender-Zentrums 
Band 2, Schaumberg 2022, 80 Seiten.

Allen antifaschistisch aktiven Menschen im 
Saarland dürfte der Name Horst Bernard ein 
Begriff sein. Auch die saarbrücker hefte haben 
zuletzt 2018 über ihn geschrieben. Horst Ber-
nard, geboren am 27. Oktober 1932 in Saar-
brücken, feierte in diesem Jahr seinen 90ten. 
Einer seiner größten Verdienste ist sein Bei-
trag zum Erhalt des Gestapo-Lagers Neue 
Bremm und der Aufbau einer Gedenkstätte 
für die dort gefolterten und ermordeten Men-
schen. Auch als Zeitzeuge vor Schulklassen 
oder bei Führungen durch die Gedenkstätte 
ist er bis heute aktiv und erzählt seine Lebens-
geschichte, erinnert an die NS-Opfer und den 
antifaschistischen Widerstand. 

Horst Bernard war jahrzehntelang Landes-
vorsitzender der Vereinigung des Verfolgten 
des Naziregimes – Bund der Antifaschis-
ten (VVN-BDA), Bezirksvorstand der Deut-
schen Kommunistischen Partei und als ange-
stellter Ingenieur auch Betriebsratsmitglied 
bei Siemens Saarbrücken. Als Sohn einer jü-
dischen Familie musste er 1935 mit seinen 
Eltern aus dem Saarland fliehen und kehrte 
1946 zurück. Über diese Jahre hat er nun sei-
ne 80 Seiten umfassenden Erinnerungen nie-
dergeschrieben, die jetzt in der Schriftenrei-
he des Adolf-Bender-Zentrums veröffentlicht 
wurden.

Der Text ist klar und schnörkellos. Bernard 
erzählt aus seiner Perspektive die Geschichte 
seiner Eltern und damit auch einen Teil des 
antifaschistischen Widerstands im Saarland 
und in Frankreich. Der Band ist mit Zeitdo-
kumenten und Fotografien illustriert.

Die biografische Erzählung ist chronolo-
gisch strukturiert. Bernard bettet seine Ge-
schichte in den historischen Kontext ein und 
beginnt mit dem Inkrafttreten des Versailles 
Vertrags vom 10. Januar 1920. Dieser hatte 

für das Saargebiet die Konsequenz, dass es 
vom Deutschen Reich abgetrennt und un-
ter die internationale Verwaltung des Völker-
bunds gestellt wurde. Nach 15 Jahren sollte 
die Bevölkerung die Möglichkeit erhalten, 
über den weiteren völkerrechtlichen Status 
des Gebiets abzustimmen. In Bernards Schil-
derung der Entstehung der Einheitsfront im 
Saargebiet 1934 tauchen erstmals seine Eltern 
auf, Leander und Irene Bernard. Sein Vater 
war das jüngste von zehn Kindern einer jü-
dischen Familie aus Beckingen. Er war in der 
SPD-nahen Sozialistischen Arbeiterjugend 
aktiv. Diese war zusammen mit dem von Er-
ich Honecker geführten kommunistischen 
Jugendverband (KJVD) 1934 maßgeblich an 
der Bildung der Einheitsfront von SPD und 
KPD gegen den Anschluss des Saargebiets an 
Nazideutschland beteiligt. 

Der Kampf der saarländischen Antifa-
schisten endete am 13. Januar 1935 mit der 
Niederlage. Das Saargebiet wird Bestandteil 
von Adolf Hitlers Deutschland. Bernard be-
schreibt, wie seine Familie von den Hitler-An-
hängern aus der Nachbarschaft bedroht wur-
de. Nach der Abstimmung stand für die 
Familie schnell fest, dass es für sie keine Zu-
kunft in Nazi-Deutschland geben kann. Der 
Vater floh nur wenige Tage nach der Saarab-
stimmung. Die Nazis übten Druck auf die 
hinterbliebene Familie aus, den Vater auszu-
liefern, und so flüchteten diese ebenfalls, am 
17. Februar 1935. Von da an begann das Le-
ben im Exil.

Ein Leben voller Unsicherheiten, Schika-
nen und Verfolgung, aber auch geprägt von 
Solidarität und Widerstand. Trotz der schwie-
rigen finanziellen Situation im Exil organi-
sierten sich die Eltern im Widerstand u. a. 
in der »Vereinigung immigrierter deutscher 
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Nazigegner«. Sie unterstützten die antifaschi-
stische Volksfront in Frankreich, die 1936 die 
Wahlen in Frankreich gewann. Ebenso un-
terstützten sie die Mitglieder der Interbriga-
den, die seit dem Putsch der Franco-Faschis-
ten und dem Ausbruch des Bürgerkrieges in 
Spanien im Sommer 1936 zur Unterstützung 
der Republik über Frankreich nach Spanien 
aufbrachen. 

Einem Teil der jüdischen Familie des Va-
ters gelang es, noch bis 1938 aus dem Saar-
land in die USA zu emigrieren. Die beiden 
Schwestern des Vaters, denen die Flucht nicht 
gelang, wurden ermordet.

Die Erfahrung der Fremdheit ist eine der 
ersten Erinnerungen Bernards an das Leben 
in Frankreich. Er wurde wegen seiner »deut-
schen Winterkleidung« auf dem französischen 
Schulhof gehänselt und weigerte sich, danach 
wieder in die Schule zu gehen, bis seine Eltern 
ihm andere Kleidung anzogen. Nach dem Be-
ginn des Angriffskriegs der Deutschen gegen 
Frankreich am 10. Mai 1940 wurden alle 
deutschen Emigranten unter zum Teil bru-
talen Bedingungen interniert. Das Stahlwerk, 
in dem Bernards Vater Zwangsarbeit leisten 
musste, gehörte bemerkenswerterweise zur 
selben Unternehmensgruppe wie die Halber-
ger Hütte im Saarbrücker Stadtteil Brebach.

Nach der Kapitulation von Frankreich im 
Juni 1940 schwebte die Familie Bernard in 
höchster Lebensgefahr. Trotzdem unterstütz-
ten sie den französischen Widerstand um die 
Kommandeure der Résistance Gérard Duprat 
und Gérard Duvergé. Letzterer wurde später 
von den Nazis verhaftet und ermordet, und 
seine Beerdigung wird für den jungen Horst 
zu einem traumatischen Ereignis. Denn den 
Leichnam überließen die Nazis der Familie 
von Duvergé, eine völlig unübliche Praxis. 
Deshalb vermuteten die Eltern Bernards, dass 
die Besatzer planten, bei Duvergés Beiset-
zung eine Massenverhaftung durchzuführen. 
Sie schickten deshalb nur ihren Sohn dort-
hin und behielten recht. Sechzig SS-Männer 
und Gestapo-Mitglieder überfielen die Trau-
ergemeinde Horst Bernard konnte nur knapp 
entkommen. Die Flucht vor den SS-Schergen 
ist sicher einer der intensivsten Momente der 
Erzählung.

Der letzte Teil der Biografie schildert die 
Rückkehr in das zerstörte Saarbrücken. Die 
Rückkehr von Bernards Eltern in das Land der 
Mörder stößt bei einem Teil der überlebenden 

Verwandten, die sich in die USA retten konn-
ten, auf völliges Unverständnis.

Es ist bedauerlich, dass Bernard darauf 
verzichtet, über sein Leben in dem 1947 ge-
gründeten Saarland zu berichten. Nach 
wie vor sind die Erinnerungen führender 
VVN-BDA-Vorstände und Mitglieder der 
Kommunistischen Partei des Saarlandes an 
ihr Wirken bis 1955 so gut wie nicht do-
kumentiert. Es bleibt zu hoffen, dass Horst 
Bernard die Gesundheit und die Kraft be-
hält, seinen Bericht fortzuschreiben.

Dennis Kundrus
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